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Vorwort
„Die Völker aller Länder leben in Angst, dass – ohne ihr 
Verschulden – die Kriegshunde erneut von der Leine gelas-
sen werden. [...] Ja, wir leben in einer Welt der Angst. Angst
vor der Zukunft, Angst vor der Wasserstoffbombe, Angst 
vor Ideologien. Vielleicht ist diese Angst eine größere Ge-
fahr als die Gefahr selbst, denn es ist die Angst, die die 
Menschen dazu treibt, töricht zu handeln, unüberlegt zu 
handeln, gefährlich zu handeln. Ich bitte euch inständig, 
liebe Schwestern und Brüder, lasst euch bei euren Überle-
gungen nicht von diesen Ängsten leiten, denn Angst ist eine
Säure, die die Handlungen des Menschen in seltsame Mus-
ter ätzt. Lasst euch von Hoffnungen und Entschlossenheit 
leiten, lasst euch von Idealen leiten, und ja, lasst euch von 
Träumen leiten!“
Das waren die Worte von Präsident Sukarno bei der Er-
öffnung der Bandung-Konferenz – vor 71 Jahren. 
Worte, die aktueller denn je sind. Er fuhr fort: „Keine Auf-
gabe ist dringender als die, den Frieden zu bewahren.“
„Wir beobachten eine Verschiebung der Weltbeziehungen.  
[...] Mit dem drohenden ökonomischen und politischen Be-
deutungsverlust steigt die Kriegsgefahr, denn der Abstieg 
soll militärisch aufgehalten werden.“ (Ulrike Eifler). 
„Hochrüstung, Neuverschuldung und der Abriss der Sozial-
systeme werden in besonderem Maß von Deutschland for-
ciert, treffen jedoch die Bevölkerungen aller Länder Euro-
pas.“ (Deutschlands Rüstungsdurchmarsch; Sozialkahl-
schlag für Großmachtziele)
Dagegen formieren sich Proteste: Auf der Londoner Kon-
ferenz wurden europaweite Aktionstage im Herbst verein-
bart. Ein Schulterschluss der Friedensbewegung mit den 
Gewerkschaften soll gestärkt und eine internationale Ver-
netzung aufgebaut werden.
Am 6. August 1945 hatte eine einzige Atombombe die Stadt
Hiroshima in eine verbrannte Ebene verwandelt und forder-
te unzählige Menschenleben, drei Tage später warfen die 
USA eine zweite Atombombe auf Nagasaki. Die Bewegun-
gen gegen Atomwaffen brauchen weiterhin Verstärkung, 
ebenfalls die Bewegungen gegen die völkerrechtswidrigen 
Angriffskriege und deren Beihilfe. (Beihilfe Deutschlands 
zum Angriffskrieg gegen den Iran, zum Völkermord und 
zur Kolonisierung in Palästina / Zypern: Militärische Basen
und Kollaboration mit Israel).
„Wenn mächtige Staaten Kriege führen oder ermöglichen, 
ohne dafür zur Rechenschaft gezogen zu werden, lassen 
sich die Auswirkungen nicht eindämmen. [...] Die Ärmsten 

sehen sich mit höheren Preisen, weniger Dienstleistungen 
und größerem Hunger konfrontiert, während die reichsten 
Investoren und Konzerne oft in der Lage sind, von der Vola-
tilität zu profitieren. (Oxfam) 
Hinzuzufügen wäre, dass die großen Herausforderungen des
Klimawandels und der vielfältigen Umweltzerstörungen 
noch weniger angegangen werden – ja die Kriege machen 
alles noch viel schlimmer. 
Jean Ziegler sprach von einem „dritten Weltkrieg“ gegen 
die Völker des Südens – durch Hunger, Massakern, Krie-
gen, verschmutztem Wasser, ...  „Und doch sagte er zu-
gleich, es gebe eine unglaubliche Kraft im Menschen.“ 
(Sabiene Jahn)

Wie kann überhaupt Frieden geschaffen werden? 
Entmutigung kann sich angesichts der vielen wachsenden 
Krisen breit machen. Und doch: „Ich glaube, die Wirkung 
einer Handlung und erst recht einer Anhäufung von Hand-
lungen kann jederzeit eintreten, oft dann, wenn man es am 
wenigsten erwartet.“ (Susan George)
Weltweit fordern viele Menschen, auch Regierungen die 
Einhaltung des Völkerrechts, insbesondere die Einhaltung 
der UN-Charta zur friedlichen Beilegung von Konflikten. 
Jeffrey Sachs meint: “Es ist für Zeit für Diplomatie, Herr 
Bundeskanzler […]. Die Bedingungen eines akzeptablen 
Abkommens, das Deutschland vorschlagen könnte, sind 
klar.“ – und er führt sie aus.
Amara Enyia vom US-Movement for Black Lives sagte 
auf der Londoner Konferenz: »Eine Antikriegsbewegung 
ohne eine explizit antiimperialistische und antikoloniale 
Agenda und ohne eine klare Kritik am Kapitalismus ist un-
denkbar.« 
Attac Frankreich hebt hervor: „Wir brauchen heute eine 
starke, solidarische, feministische und internationalistische 
Bewegung, die soziale Gerechtigkeit, Friedenspolitik und 
ökologische Verantwortung in den Mittelpunkt ihrer Anlie-
gen stellt und sich der Politik der Militarisierung wider-
setzt.“ Das Weltsozialforum in Cotonou wird dazu einen 
Beitrag leisten.
Sukarno zog damals die Lehre aus erfolgreichen Verhand-
lungen um Indochina: Die Regierungen „verfolgten keine 
machtpolitischen Ziele. Sie hatten nur ein Interesse: die 
Kämpfe so zu beenden, dass die Chancen für dauerhaften 
Frieden und Stabilität verbessert wurden.“ 
Solche Regierungen brauchen wir.  (mdv)
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die eine Welt jenseits der neoliberalen Globalisierung verwirklichen wollen. 

Er gibt Texten von Autorinnen und Autoren unterschiedlicher Ansichten einen gemeinsamen Ort.
In eigener Sache: Die „Sand im Getriebe“-Seite wurde am 15. Juli 2023 von der Attac-DE-Website gelöscht – gegen

den Willen der SiG-Redaktion und trotz vieler Proteste (Dokumentation auf unserer neuen Website: www.sand-im-getriebe.org)
Haftungshinweis: Trotz sorgfältiger inhaltlicher Kontrolle übernehmen wir keine Haftung für die Inhalte externer Links.

Für den Inhalt der verlinkten Seiten sind ausschließlich deren Betreiber verantwortlich.
Gedruckte Exemplare von „Sand im Getriebe“ zum Selbstkostenpreis (2 € + Porto). Abonnement: 15 € für 5 Ausgaben.

Wir bedanken uns für die Artikelvorschläge und für die Übersetzungen. 
Vorschläge, Fragen, Kritiken, Bestellung gedruckter Exemplare per E-Mail an die Redaktion: sand-im-getriebe@posteo.de

Newsletter abonnieren: https://listi.jpberlin.de/mailman/listinfo/sig-sandimgetriebe/
Redaktion: Christine Bidell, Dani Dörper, Barbara Fuchs, Werner Horch, Martina Jäger, Ingeborg Schellmann, Marie-Dominique Vernhes,
Christian Weber, Christel Wöhler  – Danke an alle, die uns Hinweise und Anregungen gegeben haben.   –     V. i. S. d. P.: Marie-D. Vernhes

-------   Sand im Getriebe   www.sand-im-getriebe.org   Nr. 161    27. Juli 2026      Seite 2 

http://www.sand-im-getriebe.org/
https://listi.jpberlin.de/mailman/listinfo/sig-sandimgetriebe/
mailto:sand-im-getriebe@posteo.de
http://www.sand-im-getriebe.org/
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/uber-uns/04c3f592ea-1688107351/gunter-eich-sand-im-getriebe.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/uber-uns/f40e0476ec-1692271988/plattform-der-internationalen-bewegung-attac-1998.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/uber-uns/89772c1df9-1688107343/ignacio-ramonet-die-markte-entwaffnen.pdf


Von Bandung zu BRICS
Ingeborg Schellmann

Einleitung
Die unipolare Weltordnung unter der Herrschaft der Super-
macht USA und ihrer militärisch gestützten neoliberalen 
Wirtschaftsordnung zu Lasten vornehmlich des Südens ist 
mit den BRICS Staaten ins Wanken geraten. China, Russ-
land, Indien, Brasilien, Südafrika treten als neue Machtzen-
tren auf dem Weltmarkt auf. Mit ihnen und weiteren Bünd-
nispartnern zeichnet sich eine multipolare Weltordnung mit 
neuen konkurrierenden Machtzentren ab.
In verschiedenen Beiträgen wollen wir – beginnend mit der 
legendären Bandung-Konferenz 1955 – den Zusammenhang
zwischen den Unabhängigkeitskämpfen in den Kolonial-
territorien und den Anfängen kollektiver Zusammenschlüsse 
nach dem zweiten Weltkrieg einerseits und der Entwicklung
der BRICS Staaten andererseits nachvollziehen.

Die Bündnisse der kolonisierten Länder
In Afrika und der afrikanischen Diaspora, Nordamerika und
Europa, war es der Panafrikanismus, der die Unabhängig-
keit von den Kolonialmächten und die Schaffung eines ein-
heitlichen Kontinents sowie eine internationale Solidarität 
zum Ziel hatte, in Asien war es der Panasianismus, der die 
Vertreibung der westlichen Kolonialmächte aus Asien und 
die Schaffung eines asiatischen Bündnis ins Auge fasste, 
dann aber an den imperialen Ansprüchen Japans scheiterte.
In den Anfängen des Panafrikanismus des 18. und 19. Jahr-
hunderts, waren es einzelne Intellektuelle in der afrikani-
schen Diaspora, in Nordamerika und der Karibik, die gegen 
die Entmündigung und die Brutalität und gegen Rassismus 
und Kolonialismus in ihrer Sehnsucht nach Freiheit und 
Würde ein eigenes Selbstbewusstsein, eine eigene Moral-
philosophie und eine eigene gesellschaftspolitische Weltan-
schauung entwickelten. Zu nennen sind: Frantz Fanon und 
Aimé Césaire aus Martinique und Léopold Sédar Senghor 
aus dem Senegal.

Die Bandung-Konferenz 1955 
und ihr legendärer Mythos

Es war die Bandung Konferenz 1955, die mit ihren Vorläu-
fern, der Asien Konferenz 1947 in Indien, der Ersten asiati-
schen   Konferenz in Peking   1952 und der Colombo Konfe-
renz 1954 in Ceylon Regierungsvertreter der kolonialisier-
ten Territorien zusammenführte und der internationalen
Antikolonisierungsbewegung eine weltweit wirkende politi-
sche Bedeutung verlieh. 
Zudem begründete sie ein Band der Solidarität, der mit dem
„Mythos von Bandung“ und dem „Geist von Bandung“ eine
Chiffre schuf, die noch heute als Signal der Einheit und der 
internationalen Verbundenheit verstanden wird und von den
BRICS Staaten in ihrem globalen Kampf um Gerechtigkeit 
und Selbstbestimmung aufgegriffen wurde.

Die Dekolonisierungspolitik nach dem Zweiten Weltkrieg
und die Voraussetzungen für die Bandung-Konferenz

Während die Dekolonisierung des 19. und 20. Jahrhunderts 
durch Unabhängigkeitskämpfe in den Kolonialterritorien 
gekennzeichnet ist, ist die Dekolonisierung nach dem zwei-

ten Weltkrieg von der Schwäche der Kolonialstaaten, von 
einem neuen Selbstbewusstsein der kolonialisierten Länder 
und dem Ost-West-Konflikt geprägt. 

Die verheerenden Folgen des Weltkriegs erzwangen ein Um-
denken der Werte, was sich in der UN-Charta von 1945 mit 
ihrem Bekenntnis zu Gerechtigkeit, zu Gleichheit und Sou-
veränität der Staaten, zur friedlichen Konfliktlösung und 
zum Gewaltverbot niederschlug. Die Legitimation der wei-
ßen Vorherrschaft war durch die Gräuel des Kriegs gebro-
chen. Die zum Kriegsdienst eingezogenen Männer aus den 
kolonisierten Ländern kehrten mit einem anderen Selbstbe-
wusstsein zurück. Dies und die Erkenntnisse der négritude-
Bewegung der 30er Jahre, ferner die politische und revolutio-
när-organisatorische Unterstützung durch die sozialistischen 
Länder und schließlich die finanzielle und militärische 
Schwäche Europas und seiner Kolonialmächte taten ihr 
Übriges für den Erfolg der antikolonialen Aufstände.
Die Bandung-Konferenz – wenngleich von kontroversen 
politischen Abhängigkeiten und Grundorientierungen sowie
kulturellen und historischen Gegensätzen geprägt – endete 
mit einem Abschlusskommuniqué. Es enthielt nicht nur die 
bekannten antikolonialen Forderungen, sondern auch Visio-
nen für eine andere Weltordnung in Frieden, Gleichheit und 
gegenseitiger Anerkennung sowie gemeinsamen Handelns. 
Mit dem Bewusstsein souveräner Staaten kehrten die Regie-
rungsvertreter in ihre Länder zurück.

Der „Geist von Bandung“ trug Früchte
Bandung führte 1961 zur Gründung der Bewegung der 
Blockfreien Staaten (NAM) . Dem folgten zahlreiche 
Bündnisse in Afrika, Asien und Südamerika. Verschiedene 
Faktoren ließen den Geist von Bandung verblassen. Darauf 
werden wir in den nächsten SiG-Nummern eingehen.

50 Jahre nach der Bandung-Konferenz 1955
Dennoch, die Bandung Konferenz im Jahr 2005, 50 Jahre 
nach der ersten Bandung-Konferenz endete mit der Grün-
dung der New Asian-African Strategic Partnership 
(NAASP) und einem Abschlusskommuniqué, das die unter-
schiedlichen sozialen, und ökonomischen Systeme sowie 
die technologisch unterschiedlichen Entwicklungen ausdrü-
cklich bestätigte, gleichwohl an den 10 Prinzipien der Ban-
dung-Konferenz festhielt und sich zu einem praktischen und
nachhaltigen Zusammenhalt innerhalb des Bündnisses be-
kannte.

BRIC und BRICS 
- die neue solidarische Gemeinschaft?

Die Dritte Weltwirtschaftskrise (2007-2008) war die Ge-
burtsstunde des „BRICS-Prozesses“ 2009 – mit Brasilien, 
Russland, Indien und China als Gründungsstaaten. 
2011 kam Südafrika hinzu. Es folgten weitere Länder. 
Zurzeit haben 30 Staaten aus Asien, Lateinamerika und 
Afrika ihr Interesse für einen Beitritt bekundet.
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Die Länder des Südens suchten den Strukturanpassungsauf-
lagen des IWF, der Weltbank, der EZB und der EU, die zu 
sozialen und ökonomischen Notlagen – wie beispielsweise 
auch in Griechenland – führten, zu entkommen. 
Das Vertrauen in die bestehenden internationalen Organisa-
tionen bröckelte. Die BRICS-Staaten ließen ein gerechteres 
System erwarten.
Die Anziehungskraft der BRICS-Staaten gründet sich vor 
allem auf ihrem Streben nach einer multipolaren Weltord-
nung gegen die Hegemonie des Westens und der USA, aus 
ihrem Bekenntnis zu gegenseitiger Solidarität, zu Frieden, 

Gleichheit und gegenseitiger Anerkennung sowie des ge-
meinsamen Handeln in den internationalen Institutionen wie
der UN, der WTO und des IWF. 
Während der Westen Normen missachtet, insbesondere das 
Völkerrecht, und zunehmend zu Gewaltanwendung greift, 
wächst das Vertrauen in diese neue Gemeinschaft mit ihrem 
normativen, vertrauensfördernden Kanon. 
Es bleibt die Frage, ob die BRICS Staaten nicht nur die im-
periale Stellung des Westens und der USA angreifen, son-
dern ihrerseits zu einer neuen Werte- und Weltordnung bei-
tragen können.

Walden Bello, mit Beiträgen von Shalmali Guttal
Der lange Marsch von Bandung zu den BRICS

13. März 2025 - […] Dieser Artikel ist Teil einer Serie zum 
70. Jahrestag der Bandung-Konferenz von 1955:
focusweb.org/tag/kaa70 . 
Als Wendepunkt in der antikolonialen und Süd-Süd-Solida-
rität lebt das Erbe von Bandung in den heutigen globalen 
Kämpfen für Gerechtigkeit und Selbstbestimmung weiter. 

Der Aufstieg der asiatischen Solidarität
Viele Darstellungen von Bandung haben zu Recht den zeit-
genössischen Kontext der Entkolonialisierung zum Zeit-
punkt der Konferenz hervorgehoben. Es ist auch wichtig, 
das Gefühl regionaler Solidarität zu berücksichtigen, das die
antikolonialen nationalistischen Bewegungen begleitete, die
im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert entstanden. Wie 
der indische Wissenschaftler Sugata Bose hervorhebt, erhob
das Martyrium von Jose Rizal, der im Dezember 1896 von 
den Spaniern hingerichtet wurde, „ihn posthum zu einer Pi-
onierfigur des asiatischen Widerstands.“[1] Zu Beginn des 
20. Jahrhunderts gewannen nationale revolutionäre Bewe-
gungen in der gesamten asiatischen Region an Stärke, wo-
bei der Sturz der Mandschu-Dynastie und die Gründung der
Republik China durch Sun Yat-sen eine wichtige Inspira-
tionsquelle für die Region darstellten. In den Küstenstädten 
von Tokio über Shanghai und Kanton bis hin zu Manila und
Kalkutta entstand ein kosmopolitisches Netzwerk asiati-
scher Revolutionäre. Mit der bolschewistischen Revolution 
von 1917 und der Gründung der Kommunistischen Interna-
tionale im Jahr 1919 bot diese Küstenroute im maritimen 
Asien kommunistischen Revolutionären wie Ho Chi Minh 
und Tan Malaka die Möglichkeit, Revolutionen anzustoßen,
die über die kolonialen Grenzen hinausreichen sollten. [...]

Am Vorabend von Bandung
Es gab drei große Konferenzen zur Feier der asiatischen 
Einheit, die Bandung vorausgingen und das Gefühl regio-
naler Solidarität stärkten, das in Bandung seinen Höhepunkt
finden sollte. Die erste war die von Jawaharlal Nehru im 
März 1947 initiierte Konferenz über asiatische Bezie-
hungen. [...]. [8]

Fast 470 Delegierte – darunter eine große Zahl aus Südost-
asien, wobei die Frauen die männlichen Diplomaten und 
Politiker zahlenmäßig übertrafen – nahmen vom 2. bis 10. 
Oktober 1952 an der Asiatisch-Pazifischen Friedenskon-
ferenz in Peking teil. Auf der Konferenz wurde die Rolle 
der Vereinten Nationen im Koreakrieg heftig angeprangert, 
in dem ein von den Vereinigten Staaten kontrolliertes UN-
Kommando gegen nordkoreanische und chinesische Trup-
pen kämpfte; ihre Duldung des anhaltenden Kolonialismus 
in Südostasien; und ihre Nichtanerkennung der Volksrepu-
blik China.
Einer der Höhepunkte der Konferenz war die Art und Wei-
se, wie die Kaschmir-Frage behandelt wurde. Anstatt sich 
durch diese Frage spalten zu lassen, inszenierten die indi-
sche und die pakistanische Delegation eine als „emotionale 
und sensationelle Szene der indisch-pakistanischen Annähe-
rung“ beschriebene Szene,[9] bei der der Leiter der indi-
schen Delegation dem Leiter der pakistanischen Delegation 
eine kaschmirische Lackschatulle überreichte und dieser 
seinerseits seinem indischen Amtskollegen eine goldene 
Kappe auf den Kopf setzte. Anschließend wurde eine ge-
meinsame Erklärung Indiens und Pakistans verlesen, in der 
die Schuld an der Kaschmir-Krise „den anglo-amerikani-
schen Machenschaften und der Unfähigkeit der UNO“ zu-
geschrieben wurde, „unter dem Jubel, den Küssen und Um-
armungen der beiden Delegationen“. [10]

Schließlich fand vom 6. bis 15. Januar in Rangun die 
Erste Asiatische Sozialistenkonferenz statt, die als „trans-
nationaler Knotenpunkt für gleichgesinnte Sozialisten aus 
Indonesien, Indien, Burma und Japan“ beschrieben wurde, 
„um sich für den sozialistischen Internationalismus mit asi-
atischer Prägung einzusetzen“. [11] Ein wichtiger Organisa-
tor, Ram Manohar Lohia, forderte die asiatischen Sozialis-
ten auf, „eine Politik zu verfolgen, die sich von den beiden 
großen Machtblöcken fernhält – nicht, um einen Mittelweg 
zwischen beiden einzuschlagen, sondern um positive politi-
sche Maßnahmen für Freiheit, sozialen Wiederaufbau, Fort-
schritt und das Streben nach Glück zu initiieren und dafür 
zu kämpfen“. [12]

Asiatische Einheit und Solidarität waren ein Konzept und 
ein ansteckendes Gefühl, das sowohl die sich gerade bilden-
den postkolonialen Staatsgrenzen als auch die Kluft des 
Kalten Krieges überwand, die die Vereinigten Staaten 
(USA) in Asien, insbesondere in Korea und Indochina, auf-
zuzwingen versuchten. Bandung war nicht der Anfang, son-
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dern ein Höhepunkt eines Prozesses, der Ende des 19. Jahr-
hunderts begann und nach Bandung weitergehen sollte.

Die eigentliche Konferenz: Höhepunkte
Die Konferenz war eine jener seltenen Zusammenkünfte, 
bei denen der Höhepunkt gleich zu Beginn stattfand, 
nämlich mit der Eröffnungsrede von Präsident Sukarno. 
Sukarno war ein charismatischer Redner, und man spürt 
dieses Charisma bereits aus dem gedruckten Text, ja sogar 
gleich zu Beginn seiner Rede: „ Es ist ein Neuanfang in der 
Weltgeschichte, dass sich die Führer der Völker Asiens und 
Afrikas in ihren eigenen Ländern treffen können, um Ange-
legenheiten von gemeinsamem Interesse zu erörtern und zu 
beraten. […]. Unsere Nationen und Länder sind keine Kolo-
nien mehr. Jetzt sind wir frei, souverän und unabhängig. 
Wir sind wieder Herr im eigenen Haus….“[13]

Besonders eindrucksvoll für den Geist, den Sukarno an-
strebte, war sein Verweis auf eine Geste konkreter Solidari-
tät, die die indische antikoloniale Bewegung an einem kriti-
schen Wendepunkt des indonesischen Unabhängigkeits-
kampfes gezeigt hatte: „[…] Nie zuvor in der Geschichte 
der Menschheit hat sich eine solche Solidarität der asiati-
schen und afrikanischen Völker für die Rettung einer in Ge-
fahr befindlichen asiatischen Brudernation gezeigt.“ [...][14]

Von Historikern viel kommentiert wurde ein anderer Teil 
von Sukarnos Rede, in dem er die Konferenz als direkten 
Nachfahren der Amerikanischen Revolution darstellte [...] 
des „ersten erfolgreichen antikolonialen Kriegs der Ge-
schichte“.[15]  Dies war ein geschickter Versuch, den Verei-
nigten Staaten zu versichern, dass sie das Treffen nicht als 
Bedrohung ihrer Interessen betrachten sollten. Zum Zeit-
punkt der Konferenz war der Kalte Krieg in vollem Gange, 
und Sukarno sagte den USA im Wesentlichen, dass sie kei-
ne Bedenken wegen der Anwesenheit von Zhou Enlai, dem 
chinesischen Ministerpräsidenten, bei dem Treffen haben 
sollten. So wie Nehru 1949 die Blockade Indonesiens been-
det hatte, so teilte Sukarno den Amerikanern und der Welt 
mit, dass Bandung die Blockade Chinas beende, da es nicht 
als Handlanger der Sowjetunion teilnehme, sondern als Teil 
des antikolonialen Kampfes, der in ihrem Land 1775 begon-
nen hatte. […] 

Einheit und Solidarität
[…] Die Konferenz schloss mit einer Abschlusserklärung, 
die als Vorlage für Neutralismus oder Blockfreiheit dienen 
sollte:

1.Achtung der grundlegenden Menschenrechte sowie der 
Ziele und Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen. 

2.Achtung der Souveränität und territorialen Integrität al-
ler Nationen. 

3.Anerkennung der Gleichheit aller Rassen und der 
Gleichheit aller Nationen , ob groß oder klein. 

4.Verzicht auf Einmischung oder Einflussnahme in die in-
neren Angelegenheiten eines anderen Landes. 

5.Achtung des Rechts jeder Nation, sich einzeln oder ge-
meinsam zu verteidigen, in Übereinstimmung mit der 
Charta der Vereinten Nationen. 

6.Verzicht auf die Nutzung von Vereinbarungen zur kol-
lektiven Verteidigung, um den besonderen Interessen ei-

ner der Großmächte zu dienen; Verzicht jedes Landes 
darauf, Druck auf andere Länder auszuüben. 

7.Unterlassung von Handlungen oder Androhungen von 
Aggression oder der Anwendung von Gewalt gegen die 
territoriale Integrität oder politische Unabhängigkeit ei-
nes Landes. 

8.Beilegung aller internationalen Streitigkeiten mit friedli-
chen Mitteln, wie Verhandlung, Schlichtung, Schiedsver-
fahren oder gerichtliche Beilegung sowie andere friedli-
che Mittel nach Wahl der Parteien, im Einklang mit der 
Charta der Vereinten Nationen. 

9.Förderung gegenseitiger Interessen und Zusammenar-
beit. 
10.Achtung der Gerechtigkeit und internationaler Ver-
pflichtungen.[19] 

In Anbetracht der Tatsache, dass es noch Gebiete gab, die 
unter kolonialer Herrschaft standen, erklärte das Konferenz-
kommuniqué, dass „der Kolonialismus in all seinen Er-
scheinungsformen ein Übel ist, dem rasch ein Ende gesetzt 
werden sollte“, und forderte die Selbstbestimmung und 
Unabhängigkeit Algeriens, Marokkos und Tunesiens von 
der französischen Herrschaft. Ebenfalls von Bedeutung im 
Lichte der jüngsten Ereignisse war die Erklärung der unein-
geschränkten Unterstützung für Palästina: „Angesichts 
der bestehenden Spannungen im Nahen Osten, verursacht 
durch die Lage in Palästina, und der Gefahr, die diese Span-
nungen für den Weltfrieden darstellen, erklärte die Asia-
tisch-Afrikanische Konferenz ihre Unterstützung für die 
Rechte des arabischen Volkes in Palästina und forderte die 
Umsetzung der Resolutionen der Vereinten Nationen (UN) 
zu Palästina und die Erreichung einer friedlichen Lösung 
der Palästinafrage.“ [20]

Die sich abzeichnende Spaltung durch den Kalten Krieg, 
von der die Organisatoren befürchteten, sie könnte die Kon-
ferenz zum Scheitern bringen, wurde verhindert. Letztend-
lich setzte sich ein Geist des Kompromisses durch, wobei 
der pro-westliche Block davon Abstand nahm, die antikom-
munistische Agenda aggressiv in die Abschlusserklärung 
einzubringen. […] Selbst Carlos P. Romulo, der philippini-
sche Staatsmann, der den USA sehr nahestand und auf den 
sich die USA hauptsächlich stützten, um die antikommunis-
tische Agenda voranzutreiben, fand schließlich einen der 
eloquentesten Ausdrücke für die transnationale Solidarität, 
die Bandung verkörperte: „Die Nation reicht nicht mehr 
aus. Der Westeuropäer zahlt heute den schrecklichen Preis 
dafür, dass er zu lange an dem engen und unzureichenden 
Instrument des Nationalstaates festgehalten hat. Wir in Asien
und Afrika treten als neue Nationen in diese Welt ein – in 
einer Epoche, in der der Nationalismus als solcher nur die 
geringsten unserer Probleme lösen kann und uns machtlos 
gegenüber den schwerwiegenderen lässt.Wir müssen ver-
meiden, alle historischen Fehler Europas zu wiederholen. 
Wir müssen die Vorstellungskraft und den Mut aufbringen, 
uns an die Spitze des Versuchs zu stellen, eine Welt des 20. 
Jahrhunderts zu schaffen, die auf der wahren Interdepen-
denz der Völker basiert.“ [21] […]
Die Fußnoten können im Original gelesen werden
https://focusweb.org/the-long-march-from-bandung-to-the-brics/ 
Übersetzung: SiG-Redaktion
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Tricontinental
Eindringlinge in einer fremden Welt

Vom 5. Oktober bis zum 14. Dezember 1953 unternahm US-
Vizepräsident Richard Nixon eine ausgedehnte Asienreise, auf
der er 14 Länder der Region (von Japan bis zum Iran) und 
zwei Länder an deren Rand (Australien und Neuseeland) be-
suchte.
Nixon reiste mit einigen wichtigen Zielen nach Asien: Er woll-
te die Verbündeten der USA hinsichtlich des im Juli unter-
zeichneten Waffenstillstands auf der koreanischen Halbinsel 
beruhigen; er wollte die Position der USA in Indochina beur-
teilen, wo diese bereits den Großteil der militärischen Finan-
zierung von Frankreich übernommen hatten und später, nach 
der französischen Niederlage bei Dien Bien Phu im Mai 1954, 
dessen militärische Rolle übernehmen sollten; und er wollte 
die neue Rolle der chinesischen Revolution in Asien verstehen.
In seinen Memoiren, die er zwei Jahrzehnte später verfasste, 
reflektierte Nixon über diesen Besuch und sagte, dass er, "als 
in Washington und anderen westlichen Hauptstädten das 
Wunschdenken vorherrschte, dass das kommunistische China 
keine Bedrohung in Asien darstellen würde, weil es so rück-
ständig und unterentwickelt sei", "aus erster Hand sah, dass 
sich der chinesische Einfluss bereits in der gesamten Region 
ausbreitete". 
Im Gegensatz zu den Sowjets, schrieb Nixon, die "wie wir noch
immer Eindringlinge in einer fremden Welt" waren, "hatten die 
chinesischen Kommunisten Studentenaustauschprogramme ein-
gerichtet, und eine große Zahl von Studenten wurde zur kosten-
losen Hochschulausbildung nach Rotchina geschickt". (6)
Die USA, so berichtete Nixon seiner Regierung, mussten ent-
schieden auf die neuen Entwicklungen in Asien reagieren, die 
durch die chinesische Revolution angestoßen worden waren.
Im September 1954 gründeten acht Länder die "Südostasiati-
sche Vertragsorganisation" (SEATO), nachdem sie einen Ver-
trag zur kollektiven Verteidigung, den so genannten "Manila-
Pakt", unterzeichnet hatten. 
Nur drei der Länder befanden sich in Asien (Pakistan, die Phi-
lippinen und Thailand), während zwei in Europa lagen (Frank-
reich und Großbritannien). Die drei anderen Mitglieder der 
SEATO hatten bereits 1951 einen Militärpakt mit dem Namen 
"Australia, New Zealand, and the United States Security (AN-
ZUS) Treaty" unterzeichnet.
Dieser Vertrag und die SEATO standen neben drei anderen 
wichtigen Verträgen für die pazifische Flanke Asiens: dem 
"Friedensvertrag von San Francisco" 1951 zwischen Japan und
den alliierten Mächten, dem "Vertrag über gegenseitige Vertei-
digung" 1953 zwischen Südkorea und den USA und dem "Ver-
trag über gegenseitige Verteidigung" 1954 zwischen der Repu-
blik China (damals Formosa, heute Taiwan) und den USA. (7)
1951 vertrat John Foster Dulles, der 1953 Außenminister wur-
de, die Ansicht, dass die USA eine Kette von Marinestützpunk-
ten auf Inseln von Japan bis zur Malaiischen Halbinsel (die 
Teile von Myanmar, Thailand, Malaysia und Singapur umfasst)
errichten müssten, um die Sowjetunion und die Volksrepublik 
China (VRC) einzukreisen. Diese fünf Verträge legten den 
Grundstein für eine solche Kette von Japan bis Thailand. (8)
1956 erhielt ein Beamter des US-Außenministeriums ein briti-
sches Memorandum "über die militärische Planung der SEA-
TO, die von der Annahme ausgeht, dass sowohl nukleare als 

auch nicht-nukleare Waffen zur Verteidigung des Gexbiets ein-
gesetzt werden. Jede Planung, die keine Atomwaffen berück-
sichtigt, wäre offensichtlich unrealistisch und nicht sinnvoll". 
(9) Mit anderen Worten: Die fünf Verträge zur Umzingelung 
von China förderten die Stationierung von Atomwaffen am 
Rande Asiens und erlaubten, falls nötig, ihren Einsatz.
Es ist wichtig, sich daran zu erinnern, dass dies alles nicht nur 
Theorie war. Die USA hatten bereits 1945 Atombomben gegen
Japan eingesetzt und bis Ende 1951 jede verfügbare Infrastruk-
tur im Norden Koreas bombardiert (die Bombardierungen dau-
erten jedoch bis 1953. (10)
Generalmajor Emmett O'Donnell, Kommandeur der US-Luft-
waffe, die Korea bombardierte, sagte im Juni 1951 vor dem 
US-Senat: "Alles ist zerstört. Es gibt nichts mehr, was nicht 
zerstört ist". O'Donnell fügte hinzu, dass die US-Luftwaffe ihre
Bomber am Boden ließ, als die chinesischen Streitkräfte im 
November 1950 den Fluss Yalu an der Grenze zu Nordkorea 
überquerten, weil es "keine Ziele mehr in Korea gab" (11)
Im Dezember 1953 schlug US-Präsident Dwight Eisenhower 
Winston Churchill den Einsatz von US- Atombomben gegen 
China vor, falls Peking den Waffenstillstand mit Korea verlet-
zen würde. Kurz darauf, im März 1955, machte die US-Regie-
rung der VR China klar, dass sie bereit sei, Atomwaffen einzu-
setzen, falls die Volksbefreiungsarmee in Formosa (heute Tai-
wan) einmarschieren würde. (12)
Als Eisenhower am nächsten Tag gebeten wurde, die Aussage 
von Dulles zu bestätigen, sagte er, dass taktische Nuklearwaf-
fen nicht genau so eingesetzt werden sollten, "wie man eine 
Kugel oder etwas anderes einsetzen würde. Ich glaube, dass 
bei diesen Themen die große Frage da beginnt, wo man in Be-
reiche vordringt, in denen man nicht sicher sein kann, dass 
man nur gegen militärische Ziele vorgeht. Aber mit dieser ei-
nen Einschränkung würde ich sagen, ja, natürlich würden sie 
eingesetzt werden". (13)
(6)[…] https://www.foreignaffairs.com/articles/united-states/1967-10-
01/asia-after-viet-nam  
(7) Weitere Informationen: https://thetricontinental.org/dossier-76-
new-cold-war-northeast-asia/.
(8) John Foster Dulles, Policy for the Far East […]
(9) ‘Memorandum of a Conversation Between the Counsellor of the 
Department of State (MacArthur) and the British Ambassador (Ma-
kins), Department of State, Washington, February 29, 1956’  […]
(10) Su-kyoung Hwang, Korea’s Grievous War […]
(11) I. F. Stone, The Hidden History of the Korean War, 1950–1951 
(12) https://www.nytimes.com/1955/03/16/archives/dulles-says-us-
pins-retaliation-on-small-abomb-lessthanmassive.html.
(13) Siehe William Klingaman, David S. Patterson, und Ilana Stern, 
eds., Foreign Relations of the United States, 1955–1957, […]

Aus: https://thetricontinental.org/dossier-the-bandung-spirit/ und 
https://amerika21.de/analyse/275267/der-geist-von-bandung-i

Die SiG-Redaktion empfiehlt:
Howard Zinn:

Eine Geschichte des amerikanischen Volkes
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250 Jahre Kriege, Lügen und Unterdrückung
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Rede vom Präsidenten Sukarno auf der Bandung-Konferenz
18. April 1955

Die asiatisch-afrikanische Konferenz, die auf Einladung der Ministerpräsidenten von Birma, Ceylon, Indien,
Indonesien und Pakistan einberufen wurde, tagte vom 18. bis zum 24. April 1955 in Bandung. 

Neben den ausrichtenden Ländern nahmen die folgenden 24 Länder an der Konferenz teil: 
Afghanistan, Kambodscha, Volksrepublik China, Ägypten, Äthiopien, Goldküste, Iran, Irak, Japan, Jordanien, 

Laos, Libanon, Liberia, Libyen, Nepal, Philippinen, Saudi-Arabien , Sudan, Syrien, Thailand, Türkei, 
Demokratische Republik Vietnam, Staat Vietnam, Jemen.

Quelle: University of Luxembourg, Centre for Contemporary and Digital History (C²DH), Rede von Sukarno 
Kurze Video-Ausschnitte der Rede unter: https://www.youtube.com/watch?v=EHG7K_W0cIc     

Übersetzung und Zwischenüberschriften von der SiG-Redaktion 

Die erste interkontinentale Konferenz 
der unabhängigen Völker

Exzellenzen, meine Damen und Herren, liebe Schwestern 
und Brüder. 
Es ist mir eine große Ehre und ein Privileg, Sie an diesem 
historischen Tag in Indonesien willkommen zu heißen. […]
Wenn ich diesen Saal und die hier versammelten hochrangi-
gen Gäste betrachte, ist mein Herz von Emotionen erfüllt. 
Dies ist die erste interkontinentale Konferenz der farbigen 
Völker - der sog. farbigen Völker - in der Geschichte der 
Menschheit! Ich bin stolz darauf, dass mein Land Ihr Gast-
geber ist. Ich freue mich, dass Sie die Einladungen der fünf 
Gastgeberländer annehmen konnten. Doch ich kann auch 
Gefühle der Traurigkeit nicht unterdrücken, wenn ich an die
Leiden denke, die viele unserer Völker erst vor kurzem 
durchgemacht haben – Leiden, die einen hohen Tribut an 
Menschenleben, an materiellen Gütern und an geistigen 
Werten gefordert haben. 
Mir ist bewusst, dass wir heute hier als Ergebnis von Op-
fern versammelt sind. Opfer, die von unseren Vorfahren und
von den Menschen unserer eigenen sowie jüngerer Genera-
tionen erbracht wurden. Für mich ist dieser Saal nicht nur 
mit den Staats- und Regierungschefs der Nationen Asiens 
und Afrikas gefüllt; in seinen Mauern ist auch der unsterbli-
che, unbeugsame, unbesiegbare Geist derer gegenwärtig, 
die vor uns gingen. Ihr Kampf und ihre Opfer ebneten den 
Weg für dieses Treffen der höchsten Vertreter unabhängiger 
und souveräner Nationen aus zwei der größten Kontinente 
der Erde.
Es ist ein Meilenstein in der Weltgeschichte, dass sich die 
Staats- und Regierungschefs der Völker Asiens und Afrikas
in ihren eigenen Ländern treffen können, um Angelegen-
heiten von gemeinsamem Interesse zu erörtern und zu bera-
ten. Noch vor wenigen Jahrzehnten war es häufig notwen-
dig, in andere Länder und sogar in andere Kontinente zu 
reisen, bevor die Sprecher unserer Völker miteinander be-
raten konnten. 
Ich erinnere mich in diesem Zusammenhang an die Konfe-
renz der „Liga gegen Imperialismus und Kolonialismus“, 
die vor fast dreißig Jahren in Brüssel stattfand. Auf dieser 
Konferenz begegneten sich viele angesehene Delegierte, die
heute hier anwesend sind, und schöpften neue Kraft für 
ihren Kampf um die Unabhängigkeit. 
Doch das war ein Treffpunkt Tausende von Meilen entfernt, 
inmitten fremder Menschen, in einem fremden Land, auf ei-

nem fremden Kontinent. Man war nicht aus freiem Willen 
dort versammelt, sondern aus der Notwendigkeit heraus. 
Heute ist der Unterschied groß. Unsere Nationen und Län-
der sind keine Kolonien mehr. Jetzt sind wir frei, souverän 
und unabhängig. Wir sind wieder Herr im eigenen Haus. 
Wir müssen nicht mehr in andere Kontinente reisen, um uns
zu beraten. 
Es gab bereits wichtige Treffen asiatischer Staaten in Asien 
selbst. 
Wenn wir nach dem Vorläufer dieser unserer großen Ver-
sammlung suchen, müssen wir unseren Blick auf Colombo, 
die Hauptstadt des unabhängigen Sri Lanka, und auf die 
Konferenz der fünf Premierminister richten, die dort im 
Jahr 1954 stattfand. Und die Konferenz von Bogor im De-
zember 1954 zeigte, dass der Weg für die asiatisch-afrikani-
sche Solidarität frei war, und die Konferenz, zu der ich die 
Ehre habe, Sie heute willkommen zu heißen, ist die Ver-
wirklichung dieser Solidarität. 
In der Tat bin ich stolz darauf, dass mein Land Ihr Gastge-
ber ist. Doch meine Gedanken kreisen nicht ausschließlich 
um die Ehre, die Indonesien heute zuteil wird. Nein. Meine 
Gedanken werden zum Teil von anderen Überlegungen 
überschattet.

Ethische und moralische Verpflichtungen 
aus der Unabhängigkeit

Sie sind nicht in einer Welt des Friedens, der Einheit und der 
Zusammenarbeit zusammengekommen. Zwischen Nationen 
und Gruppen von Nationen klaffen große Abgründe. Unsere 
unglückliche Welt ist zerrissen und gequält, und die Völker 
aller Länder leben in Angst, dass – ohne ihr Verschulden – 
die Kriegshunde erneut von der Leine gelassen werden. 
Und sollte dies entgegen aller Bemühungen der Völker ge-
schehen, was dann? Was wird dann aus unserer neu gewon-
nenen Unabhängigkeit? Was wird aus unseren Kindern und 
unseren Eltern? 
Die Last, die auf den Delegierten dieser Konferenz lastet, ist 
keine leichte, denn ich weiß, dass diese Fragen – die Fragen 
über Leben und Tod der Menschheit selbst sind – euch eben-
so bewegen müssen wie mich. Und die Nationen Asiens und 
Afrikas können sich, selbst wenn sie es wollten, ihrer Mit-
verantwortung bei der Suche nach Lösungen für diese Pro-
bleme nicht entziehen. 
Denn das gehört zu den Pflichten der Unabhängigkeit 
selbst. Das ist Teil des Preises, den wir gerne für unsere Un-
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abhängigkeit zahlen. Seit vielen Generationen waren unsere
Völker die Stimmlosen in der Welt. Wir waren die Unbe-
achteten, die Völker, über die Entscheidungen von anderen 
getroffen wurden, deren Interessen Vorrang hatten, die Völ-
ker, die in Armut und Demütigung lebten. Dann forderten 
unsere Nationen die Unabhängigkeit, ja, sie kämpften dafür 
und erlangten sie, und mit dieser Unabhängigkeit kam die 
Verantwortung. Wir tragen eine schwere Verantwortung ge-
genüber uns selbst, gegenüber der Welt und gegenüber den 
noch ungeborenen Generationen. Doch wir bereuen sie 
nicht. 
Im Jahr 1945, dem ersten Jahr unserer nationalen Revoluti-
on, standen wir Indonesier vor der Frage, was wir mit unse-
rer Unabhängigkeit anfangen würden, wenn sie endlich er-
rungen und gesichert wäre – wir haben nie daran gezweifelt,
dass sie errungen und gesichert werden würde. Wir wussten,
wie man Widerstand leistet und zerstört. Dann standen wir 
plötzlich vor der Notwendigkeit, unserer Unabhängigkeit 
Inhalt und Bedeutung zu verleihen. Nicht nur materiellen 
Inhalt und Bedeutung, sondern auch ethischen und morali-
schen Inhalt, denn Unabhängigkeit ohne Ethik und ohne 
Moral wäre in der Tat nur eine armselige Nachahmung des-
sen, was wir angestrebt hatten. Die Verantwortlichkeiten 
und Lasten, die Rechte, Pflichten und Privilegien der Unab-
hängigkeit müssen als Teil des ethischen und moralischen 
Inhalts der Unabhängigkeit betrachtet werden. 
In der Tat begrüßen wir den Wandel, der uns neue Lasten 
auferlegt, und wir sind alle entschlossen, all unsere Kraft 
und unseren Mut aufzubringen, um diese Lasten zu tragen. 

Schwestern und Brüder, wie unglaublich dynamisch ist 
doch unsere Zeit! Ich erinnere mich, dass ich vor einigen 
Jahren Gelegenheit hatte, eine öffentliche Analyse des Ko-
lonialismus vorzunehmen, und dass ich damals die Auf-
merksamkeit auf das lenkte, was ich die „Lebensader des 
Imperialismus“ nannte. Diese Linie verläuft von der Straße 
von Gibraltar über das Mittelmeer, den Suezkanal, das Rote 
Meer, den Indischen Ozean, das Südchinesische Meer und 
das Japanische Meer. Über den größten Teil dieser enormen 
Strecke hinweg waren die Gebiete zu beiden Seiten dieser 
Lebensader Kolonien, die Völker waren unfrei, ihre Zu-
kunft an ein fremdes System verpfändet. Entlang dieser Le-
bensader, dieser Hauptarterie des Imperialismus, wurde das 
Lebensblut des Kolonialismus gepumpt.

Es geht um das Wohlergehen der Menschheit

Und heute sind in diesem Saal die Führer eben dieser Völ-
ker versammelt. Sie sind nicht länger Opfer des Kolonialis-
mus. Sie sind nicht länger Werkzeuge anderer und Spielbäl-
le von Kräften, auf die sie keinen Einfluss haben. Heute 
sind Sie Vertreter freier Völker, Völker von anderem Rang 
und Ansehen in der Welt. 
Ja, es hat tatsächlich einen „Sturm über Asien“ gegeben – 
und auch über Afrika. In den letzten Jahren haben sich ge-
waltige Veränderungen vollzogen. Nationen und Staaten 
sind aus einem jahrhundertelangen Schlaf erwacht. Die pas-
siven Völker sind verschwunden, die äußere Ruhe ist 
Kampf und Aktivität gewichen. Unaufhaltsame Kräfte ha-

ben die beiden Kontinente erfasst. Das geistige, seelische 
und politische Gesicht der ganzen Welt hat sich gewandelt, 
und dieser Prozess ist noch nicht abgeschlossen. Es gibt 
neue Verhältnisse, neue Konzepte, neue Probleme, neue 
Ideale, die in der Welt um sich greifen. Orkane des nationa-
len Erwachens und Wiedererwachens sind über das Land 
gefegt, haben es erschüttert, verändert – zum Besseren ver-
ändert. 
Dieses zwanzigste Jahrhundert war eine Zeit ungeheurer 
Dynamik. Vielleicht haben die letzten fünfzig Jahre mehr 
Entwicklungen und mehr materiellen Fortschritt gesehen als
die vorangegangenen fünfhundert Jahre. Der Mensch hat 
gelernt, viele der Geißeln zu beherrschen, die ihn einst be-
drohten. Er hat gelernt, Entfernungen zu überwinden. Er hat
gelernt, seine Stimme und sein Bild über Ozeane und Konti-
nente hinweg zu übertragen. Er ist tief in die Geheimnisse 
der Natur eingedrungen und hat gelernt, wie man die Wüste 
zum Blühen bringt und die Pflanzen der Erde zu größerer 
Ertragsfülle verhilft. Er hat gelernt, wie man die immensen 
Kräfte freisetzt, die in den kleinsten Materieteilchen gebun-
den sind. 
Doch ist die politische Kompetenz des Menschen Hand in 
Hand mit seiner technischen und wissenschaftlichen Kom-
petenz gewachsen? Der Mensch kann den Blitz in seinen 
Dienst zwingen – kann er auch die Gesellschaft beherr-
schen, in der er lebt? Die Antwort lautet: Nein! Die politi-
schen Fähigkeiten des Menschen wurden von seinen techni-
schen Fähigkeiten bei weitem überholt, und er kann nicht 
sicher sein, das, was er geschaffen hat, auch zu beherrschen.
Die Folge davon ist Angst. Und der Mensch sehnt sich nach
Sicherheit und Moral. 
Vielleicht müssen Gesellschaft, Regierung und Staatskunst 
heute mehr denn je in der Weltgeschichte auf den höchsten 
moralischen und ethischen Grundsätzen beruhen. Und was 
ist politisch gesehen der höchste moralische Kodex? Es ist 
die Unterordnung von allem unter das Wohlergehen der 
Menschheit. Doch heute sehen wir uns mit einer Situation 
konfrontiert, in der das Wohlergehen der Menschheit nicht 
immer im Vordergrund steht. Viele, die in hohen Machtposi-
tionen sind, denken vielmehr daran, die Welt zu beherr-
schen.

Den Frieden in der Welt bewahren und festigen.
auch wenn wir in einer Welt der Angst leben

Ja, wir leben in einer Welt der Angst. Das Leben des Men-
schen wird heute von Angst zerfressen und verbittert. Angst 
vor der Zukunft, Angst vor der Wasserstoffbombe, Angst 
vor Ideologien. Vielleicht ist diese Angst eine größere Ge-
fahr als die Gefahr selbst, denn es ist die Angst, die die 
Menschen dazu treibt, töricht zu handeln, unüberlegt zu 
handeln, gefährlich zu handeln. 
Ich bitte euch inständig, liebe Schwestern und Brüder, lasst 
euch bei euren Überlegungen nicht von diesen Ängsten lei-
ten, denn Angst ist eine Säure, die die Handlungen des 
Menschen in seltsame Muster ätzt. Lasst euch von Hoffnun-
gen und Entschlossenheit leiten, lasst euch von Idealen lei-
ten, und ja, lasst euch von Träumen leiten! 
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Wir stammen aus vielen verschiedenen Nationen, wir haben
viele verschiedene soziale Hintergründe und kulturelle Prä-
gungen. Unsere Lebensweisen sind unterschiedlich. Unsere 
nationalen Charaktere, oder Farben oder Motive – nennt es, 
wie ihr wollt – sind unterschiedlich. Unsere ethnische Her-
kunft ist unterschiedlich, und sogar die Farbe unserer Haut 
ist unterschiedlich. Aber was spielt das für eine Rolle? 
Die Menschheit wird durch andere Überlegungen als diese 
vereint oder gespalten. Konflikte entstehen nicht aus der 
Vielfalt der Hautfarben, noch aus der Vielfalt der Religio-
nen, sondern aus der Vielfalt der Bedürfnisse. 
Ich bin mir sicher, dass uns alle wichtigere Dinge verbinden 
als jene, die uns oberflächlich trennen. 
Uns verbindet zum Beispiel eine gemeinsame Ablehnung 
Kolonialismus, in welcher Form er auch immer auftritt. Uns 
verbindet eine gemeinsame Ablehnung des Rassismus. Und 
uns verbindet die gemeinsame Entschlossenheit, den Frieden
in der Welt zu bewahren und zu festigen. 
Sind diese Ziele nicht in dem Einladungsschreiben erwähnt, 
auf das Sie geantwortet haben? Ich gebe es offen zu – bei 
diesen Zielen bin ich nicht unvoreingenommen oder von rein
unpersönlichen Motiven getrieben.

Der Kolonialismus ist nicht tot – 
er hat ein neues und modernes Gewand

Wie kann man dem Kolonialismus gegenüber unvoreinge-
nommen sein? Für uns ist der Kolonialismus nichts Fernes 
und Fremdes. Wir haben ihn in seiner ganzen Rücksichtslo-
sigkeit kennengelernt. Wir haben die immense Zerstörung 
menschlichen Lebens gesehen, die er verursacht, die Armut,
die er mit sich bringt, und das Erbe, das er hinterlässt, wenn
er schließlich – widerwillig – durch den unaufhaltsamen 
Lauf der Geschichte vertrieben wird. Mein Volk und die 
Völker vieler Nationen Asiens und Afrikas wissen diese 
Dinge, denn wir haben sie erlebt. 

Tatsächlich können wir noch nicht sagen, dass alle Teile un-
serer Länder bereits frei sind. Einige Teile leiden noch im-
mer unter der Rute der Unterdrückung.
Und einige Teile Asiens und Afrikas, die hier nicht vertreten
sind, leiden immer noch unter denselben Zuständen. 
Ja, einige Teile unserer Nationen sind noch nicht frei. Des-
halb können wir alle noch nicht das Gefühl haben, dass das 
Ende dieser Reise erreicht ist. Kein Volk kann sich frei füh-
len, solange ein Teil seines Mutterlandes unfrei ist. Wie der 
Frieden ist auch die Freiheit unteilbar. Es gibt keine halbe 
Freiheit, genauso wenig wie es ein halbes Leben gibt. 

Uns wird oft gesagt: „Der Kolonialismus ist tot.“ Lassen 
wir uns davon nicht täuschen oder gar beschwichtigen. 
Ich sage euch: Der Kolonialismus ist noch nicht tot. Wie 
können wir behaupten, er sei tot, solange weite Teile Asiens
und Afrikas unfrei sind? Und ich bitte euch inständig: 
Denkt nicht nur an den Kolonialismus in seiner klassischen 
Form, wie wir ihn in Indonesien und unsere Brüder in ver-
schiedenen Teilen Asiens und Afrikas kannten. 
Der Kolonialismus hat auch sein modernes Gewand, in 
Form von wirtschaftlicher Kontrolle, intellektueller Kon-
trolle und tatsächlicher physischer Kontrolle durch eine 

kleine, aber fremde Gemeinschaft innerhalb einer Nation. 
Er ist ein geschickter und entschlossener Feind und tritt in 
vielen Gestalten auf. 
Er gibt seine Beute nicht so leicht auf. Wo, wann und wie 
auch immer er auftritt, der Kolonialismus ist etwas Böses, 
das von der Erde ausgerottet werden muss. 
Der Kampf gegen den Kolonialismus ist ein langer gewe-
sen, und wisst ihr, dass heute ein berühmter Jahrestag in 
diesem Kampf ist? Am 18. April 1775, vor genau einhun-
dert und achtzig Jahren, ritt Paul Revere um Mitternacht 
durch die Landschaft Neuenglands und warnte vor dem 
Herannahen britischer Truppen und vor dem Ausbruch des 
Amerikanischen Unabhängigkeitskrieges, dem ersten er-
folgreichen antikolonialen Krieg der Geschichte. 
Über diesen Mitternachtsritt schrieb der Dichter Longfel-
low: Ein Schrei der Auflehnung und nicht der Angst, Eine 
Stimme in der Dunkelheit, ein Pochen an der Tür, Und ein 
Wort, das für immer nachhallen wird. Ja, es wird für immer 
nachhallen, genauso wie die anderen antikolonialen Worte, 
die uns in den dunkelsten Tagen unseres Kampfes Trost und
Zuversicht spendeten, für immer nachhallen werden. 
Aber denken Sie daran: Dieser Kampf, der vor 180 Jahren 
begann, ist noch nicht vollständig ausgefochten, und er wird
erst dann vollständig ausgefochten sein, wenn wir unsere ei-
gene Welt betrachten und sagen können, dass der Kolonia-
lismus tot ist. Daher bin ich nicht unbeteiligt, wenn ich vom
Kampf gegen den Kolonialismus spreche. 
Ebenso wenig bin ich unbeteiligt, wenn ich vom Kampf für 
den Frieden spreche. Wie könnte irgendjemand von uns 
dem Frieden gegenüber gleichgültig sein? 
Vor nicht allzu langer Zeit argumentierten wir, dass Frieden 
für uns notwendig sei, weil der Ausbruch von Kämpfen in 
unserem Teil der Welt unsere kostbare Unabhängigkeit ge-
fährden würde, die wir erst kürzlich unter so großen Opfern 
errungen hatten.

Zukünftige Kriege
können das Ende menschlichen Lebens sein.

Keine Aufgabe ist dringender als die,
den Frieden zu bewahren

Heute ist das Bild düsterer. Ein Krieg würde nicht nur eine 
Bedrohung für unsere Unabhängigkeit bedeuten, sondern 
könnte das Ende der Zivilisation und sogar des menschli-
chen Lebens bedeuten. Es gibt eine Kraft, die in der Welt 
ihr Unwesen treibt, deren Potenzial für das Böse niemand 
wirklich kennt. Selbst bei Übungen und Vorbereitungen für 
den Krieg könnten sich die Auswirkungen durchaus zu et-
was von einem unbekannten Schrecken steigern. Vor nicht 
allzu langer Zeit war es noch möglich, einen kleinen Trost 
aus dem Gedanken zu schöpfen, dass der Konflikt, sollte er 
kommen, vielleicht mit sogenannten „konventionellen Waf-
fen“ – Bomben, Panzern, Kanonen und Soldaten – beigelegt
werden könnte. 
Heute wird uns dieses kleine Trostkorn verwehrt, denn es ist
klar geworden, dass die Waffen des äußersten Grauens mit 
Sicherheit zum Einsatz kommen werden, und die militäri-
sche Planung der Nationen stützt sich darauf. Das Unkon-
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ventionelle ist zum Konventionellen geworden, und wer 
weiß, welche weiteren Beispiele fehlgeleiteter und teufli-
scher wissenschaftlicher Fähigkeiten als Plage für die 
Menschheit bereits entdeckt wurden. 
Und glauben Sie nicht, dass die Ozeane und Meere uns 
schützen werden. Die Nahrung, die wir zu uns nehmen, das 
Wasser, das wir trinken, ja, sogar die Luft, die wir atmen, 
können durch Gifte verseucht sein, die aus Tausenden von 
Meilen Entfernung stammen. 
Und es könnte sein, dass, selbst wenn wir selbst glimpflich 
davonkämen, die noch ungeborenen Generationen unserer 
Kinder an ihren entstellten Körpern die Spuren unseres Ver-
sagens tragen würden, unseres Versagens, die Kräfte zu 
kontrollieren, die auf die Welt losgelassen wurden. Keine 
Aufgabe ist dringender als die, den Frieden zu bewahren. 
Ohne Frieden bedeutet unsere Unabhängigkeit wenig. Der 
Wiederaufbau und die Entwicklung unserer Länder werden 
kaum Bedeutung haben. Unseren Revolutionen wird es 
nicht gestattet werden, ihren Lauf zu nehmen.

Unsere Macht liegt in unserem Willen 
für einen dauernden Frieden

Was können wir tun? Die Völker Asiens und Afrikas verfü-
gen über wenig militärische Macht. Selbst ihre wirtschaftli-
che Stärke ist zerstreut und gering. Wir können uns keiner 
Machtpolitik hingeben. Diplomatie ist für uns keine Frage 
des „großen Rohrstocks“. Unsere Staatsmänner werden im 
Großen und Ganzen nicht von dichten Reihen von Düsen-
bombern unterstützt. 
Was können wir tun? Wir können viel tun! Wir können die 
Stimme der Vernunft in das Weltgeschehen einbringen. Wir 
können die gesamte geistige, die gesamte moralische und 
die gesamte politische Kraft Asiens und Afrikas auf die Sei-
te des Friedens mobilisieren. Ja, wir! Wir, die Völker Asiens
und Afrikas, 1.400.000.000 Menschen zählend, weit mehr 
als die Hälfte der Weltbevölkerung, können das mobilisie-
ren, was ich die „moralische Gewalt der Nationen“ zuguns-
ten des Friedens genannt habe. Wir können der Minderheit 
der Welt, die auf den anderen Kontinenten lebt, zeigen, dass 
wir, die Mehrheit, für den Frieden und nicht für den Krieg 
sind und dass wir unsere gesamte Kraft stets auf die Seite 
des Friedens stellen werden. 
In diesem Kampf wurden bereits einige Erfolge erzielt. Ich 
denke, es ist allgemein anerkannt, dass das Wirken der Mi-
nisterpräsidenten der Gastländer, die Sie hierher eingeladen 
haben, eine nicht unwesentliche Rolle bei der Beendigung 
der Kämpfe in Indochina gespielt hat. 
Sehen Sie, die Völker Asiens haben ihre Stimme erhoben, 
und die Welt hat zugehört. Das war kein kleiner Sieg und 
kein zu vernachlässigender Präzedenzfall! 
Die fünf Ministerpräsidenten haben keine Drohungen aus-
gesprochen. Sie haben kein Ultimatum gestellt, sie haben 
keine Truppen mobilisiert. Stattdessen haben sie sich bera-
ten, die Probleme erörtert, ihre Ideen gebündelt, ihre indivi-
duellen politischen Fähigkeiten vereint und fundierte und 
durchdachte Vorschläge vorgelegt, die die Grundlage für 
eine Beilegung des langjährigen Konflikts in Indochina bil-
deten. 

Seitdem habe ich mich oft gefragt, warum diese fünf erfolg-
reich waren, während andere, die auf eine lange diplomati-
sche Laufbahn zurückblicken konnten, scheiterten und es 
sogar zuließen, dass sich eine schlechte Lage weiter ver-
schlimmerte, sodass die Gefahr bestand, dass sich der Kon-
flikt ausbreitete. 
Lag es daran, dass sie Asiaten waren? Vielleicht ist das ein 
Teil der Antwort, denn die Feuersbrunst stand vor ihrer 
Haustür, und jede Ausweitung hätte eine unmittelbare Be-
drohung für ihre eigenen Häuser dargestellt. 
Doch ich glaube, die Antwort liegt in Wirklichkeit darin, 
dass diese fünf Ministerpräsidenten einen neuen Ansatz zur 
Lösung des Problems verfolgten. Sie strebten keinen Vorteil
für ihre eigenen Länder an. Sie verfolgten keine machtpoli-
tischen Ziele. Sie hatten nur ein Interesse: die Kämpfe so zu
beenden, dass die Chancen für dauerhaften Frieden und Sta-
bilität verbessert wurden. Das, meine Schwestern und Brü-
der, war ein historischer Moment. Einige Länder des freien 
Asiens ergriffen das Wort, und die Welt hörte zu. Sie spra-
chen über ein Thema, das Asien unmittelbar betrifft, und 
machten dabei ganz deutlich, dass die Angelegenheiten Asi-
ens Sache der asiatischen Völker selbst sind.

Indonesiens Freiheitskampf war
dank der Solidarität der afrikanischen

und asiatischen Länder erfolgreich

Die Zeiten sind längst vorbei, in denen die Zukunft Asiens 
von anderen, weit entfernten Völkern entschieden werden 
konnte. Dennoch können und dürfen wir unsere Interessen 
nicht auf die Angelegenheiten unserer eigenen Kontinente 
beschränken.
 Die Staaten der Welt sind heute voneinander abhängig, und
keine Nation kann eine Insel für sich sein. Eine „splendid 
isolation“ mag einst möglich gewesen sein; heute ist dies 
nicht mehr der Fall. Die Angelegenheiten der ganzen Welt 
sind unsere Angelegenheiten, und unsere Zukunft hängt von
den Lösungen ab, die für alle internationalen Probleme ge-
funden werden, wie fern oder weit entfernt sie auch erschei-
nen mögen. 
Wenn ich diesen Saal überblicke, wandern meine Gedanken
zurück zu einer anderen Konferenz der asiatischen Völker. 
Anfang 1949 – historisch gesehen erst vor einem Augen-
blick – befand sich mein Land zum zweiten Mal seit unserer
Unabhängigkeitserklärung in einem Kampf um Leben und 
Tod. Unsere Nation war belagert und bedrängt, ein Großteil 
unseres Territoriums besetzt, ein großer Teil unserer Führer 
inhaftiert oder ins Exil getrieben, unsere Existenz als Staat 
bedroht. Über Fragen wurde nicht im Konferenzsaal ent-
schieden, sondern auf dem Schlachtfeld. Unsere Gesandten 
waren damals Gewehre, Kanonen, Bomben, Granaten und 
Bambusspeere. 
Wir waren blockiert, physisch wie intellektuell. In diesem 
traurigen, aber ruhmreichen Moment unserer nationalen Ge-
schichte berief unser guter Nachbar Indien in Neu-Delhi eine
Konferenz asiatischer und afrikanischer Nationen ein, um 
gegen die Ungerechtigkeit zu protestieren, die Indonesien 
widerfahren war, und um unseren Kampf zu unterstützen. 
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Die intellektuelle Blockade war durchbrochen! Unsere De-
legierten flogen nach Neu-Delhi und erfuhren aus erster 
Hand von der massiven Unterstützung, die unserem Kampf 
um die nationale Existenz zuteilwurde. Nie zuvor in der Ge-
schichte der Menschheit wurde eine solche Solidarität der 
asiatischen und afrikanischen Völker zur Rettung einer in 
Gefahr befindlichen asiatischen Brudernation gezeigt. Die 
Diplomaten und Staatsmänner, die Presse und die einfachen
Menschen unserer asiatischen und afrikanischen Nachbarn 
unterstützten uns alle. Wir schöpften neuen Mut, unseren 
Kampf bis zu seinem endgültigen erfolgreichen Abschluss 
voranzutreiben. Wir erkannten erneut in vollem Umfang die
Wahrheit von Desmoulins Aussage: „Zweifelt nicht an der 
Allmacht eines freien Volkes
Vielleicht hat die Konferenz, die sich heute hier versammelt
hat, in gewisser Weise ihre Wurzeln in jener Manifestation 
asiatisch-afrikanischer Solidarität vor sechs Jahren.

Einheit in der Vielfalt 
durch gegenseitige Toleranz

Wie dem auch sei, es bleibt die Tatsache, dass jeder von Ih-
nen eine schwere Verantwortung trägt, und ich bete zu Gott,
dass diese Verantwortung mit Mut und Weisheit wahrge-
nommen wird. Ich bete zu Gott, dass diese asiatisch-afrika-
nische Konferenz ihre Aufgabe erfolgreich erfüllt. 
Ach, Schwestern und Brüder, möge diese Konferenz ein 
großer Erfolg werden! Trotz der Vielfalt, die unter ihren 
Teilnehmern herrscht – möge diese Konferenz ein großer 
Erfolg werden! Ja, es gibt Vielfalt unter uns. Wer bestreitet 
das schon? 
Kleine und große Nationen sind hier vertreten, mit Men-
schen, die fast jede Religion bekennen, die es auf dieser 
Welt gibt – Buddhismus, Islam, Christentum, Konfuzianis-
mus, Hinduismus, Jainismus, Sikhismus, Zoroastrismus, 
Shintoismus und andere. Fast jede politische Überzeugung, 
der wir hier begegnen – Demokratie, Monarchismus, Theo-
kratie, mit unzähligen Varianten. Und praktisch jede wirt-
schaftliche Doktrin hat ihren Vertreter in diesem Saal – 
Marhaenismus, Sozialismus, Kapitalismus, Kommunismus, 
in all ihren vielfältigen Variationen und Kombinationen. 
Doch was ist schon schlimm an Vielfalt, wenn Einigkeit im 
Streben herrscht? 
Diese Konferenz dient nicht dazu, sich gegenseitig zu be-
kämpfen, sondern ist eine Konferenz der Brüderlichkeit. 
Es ist weder eine islamische Konferenz noch eine christli-
che noch eine buddhistische. Es ist weder ein Treffen der 
Malaien noch der Araber noch der indo-arischen Volksgrup-
pe. Es ist auch kein exklusiver Club, kein Block, der darauf 
abzielt, sich einem anderen Block entgegenzustellen. 
Vielmehr ist es eine Gemeinschaft aufgeklärter, toleranter 
Meinungen, die der Welt verdeutlichen will, dass alle Men-
schen und alle Länder ihren Platz unter der Sonne haben – 
und der Welt verdeutlichen will, dass es möglich ist, zusam-
menzuleben, sich zu treffen, miteinander zu sprechen, ohne 
die eigene individuelle Identität zu verlieren; und dennoch 
zum allgemeinen Verständnis von Angelegenheiten von ge-
meinsamem Interesse beizutragen und ein echtes Bewusst-
sein für die gegenseitige Abhängigkeit von Menschen und 

Nationen zu entwickeln – für ihr Wohlergehen und ihr 
Überleben auf der Erde.

Ich weiß, dass es in Asien und Afrika eine größere Vielfalt 
an Religionen, Glaubensrichtungen und Weltanschauungen 
gibt als auf den anderen Kontinenten der Welt. Aber das ist 
nur natürlich! Asien und Afrika sind die klassischen Wiegen
von Glaubensrichtungen und Ideen, die sich über die ganze 
Welt verbreitet haben. Daher ist es unsere Pflicht, besonders
darauf zu achten, dass das Prinzip, das gewöhnlich als „Le-
ben und leben lassen“ bezeichnet wird – wohlgemerkt, ich 
spreche nicht vom Prinzip des „Laissez-faire, laissez-pas-
ser“ des Liberalismus, das überholt ist –, zunächst einmal 
von uns innerhalb unserer eigenen asiatischen und afrikani-
schen Grenzen in vollem Umfang angewendet wird. 
Erst dann kann es vollständig auf unsere Beziehungen zu 
unseren Nachbarländern und zu weiter entfernten Ländern 
ausgeweitet werden.

Die Vielfalt der Religionen
soll zu keiner Spaltung führen.

Den Anhängern aller Glaubensrichtungen
sind die gleichen Rechte zu gewähren

Die Religion ist gerade in diesem Teil der Welt von überra-
gender Bedeutung. Hier gibt es vielleicht mehr Religionen 
als in anderen Regionen dieser Erde. Aber auch hier gilt: 
Unsere Länder waren die Wiegen der Religionen. Müssen 
wir uns durch die Vielfalt unseres religiösen Lebens spalten 
lassen? Es ist wahr, jede Religion hat ihre eigene Geschich-
te, ihre eigene Individualität, ihre eigene „Daseinsberechti-
gung“, ihren besonderen Stolz auf ihre eigenen Überzeu-
gungen, ihre eigene Mission und ihre besonderen Wahrhei-
ten, die sie verbreiten möchte. Doch wenn wir nicht erken-
nen, dass alle großen Religionen in ihrer Botschaft der Tole-
ranz und in ihrem Beharren auf der Einhaltung des Grund-
satzes „Leben und leben lassen“ eins sind, wenn die Anhän-
ger jeder Religion nicht bereit sind, den Rechten anderer 
überall die gleiche Rücksichtnahme entgegenzubringen, 
wenn nicht jeder Staat seiner Pflicht nachkommt, dafür zu 
sorgen, dass den Anhängern aller Glaubensrichtungen die 
gleichen Rechte gewährt werden – wenn diese Dinge nicht 
geschehen, wird die Religion entwertet und ihr wahrer 
Zweck verfälscht. 
Solange die asiatisch-afrikanischen Länder sich ihrer Ver-
antwortung in dieser Angelegenheit nicht bewusst werden 
und gemeinsam Schritte unternehmen, um ihr gerecht zu 
werden, wird gerade die Stärke der religiösen Überzeugun-
gen, die eigentlich eine Quelle der Einheit und ein Bollwerk
gegen ausländische Einmischung sein sollte, zu deren Zer-
rüttung führen und möglicherweise die hart erkämpfte Frei-
heit zerstören, die große Teile Asiens und Afrikas durch ge-
meinsames Handeln erreicht haben. 
Schwestern und Brüder, Indonesien ist Asien-Afrika im 
Kleinen. Es ist ein Land mit vielen Religionen und vielen 
Glaubensrichtungen. In Indonesien gibt es Muslime, Chris-
ten, Hindu-Buddhisten und Menschen mit anderen Glau-
bensrichtungen. Darüber hinaus gibt es viele ethnische 
Gruppen, wie die Acehnesen, Batak, Zentral-Sumatraner, 
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Sundanesen, Zentral-Javaner, Maduresen, Toradjas, Baline-
sen usw. Aber Gott sei Dank haben wir unseren Willen zur 
Einheit. Wir haben unsere „Pancha Sila“. Wir leben nach 
dem Prinzip „Leben und leben lassen“, wir sind tolerant zu-
einander.

„Bhinneka Tunggal Ika“ – Einheit in der Vielfalt – ist das 
Motto des indonesischen Staates. Wir sind eine Nation. 
Möge diese asiatisch-afrikanische Konferenz also ein gro-
ßer Erfolg werden! Machen wir das Prinzip „Leben und le-
ben lassen“ und das Motto „Einheit in der Vielfalt“ zur ver-
einigenden Kraft, die uns alle zusammenbringt – um in 
freundschaftlicher, ungezwungener Diskussion Wege und 
Mittel zu suchen, durch die jeder von uns sein eigenes Le-
ben führen kann und andere ihr eigenes Leben auf ihre eige-
ne Weise, in Harmonie und in Frieden leben lässt. Gelingt 
uns dies, wird dies für die Freiheit, die Unabhängigkeit und 
das Wohlergehen der Menschen weltweit von großer Be-
deutung sein. Das Licht der Verständigung ist wieder ent-
zündet, die Säule der Zusammenarbeit wiedererrichtet wor-
den.

Sicherheit und Frieden in der Welt
nur durch die Einheit Asiens und Afrikas

Die Aussicht auf Erfolg dieser Konferenz wird bereits durch 
Ihre Anwesenheit hier heute unter Beweis gestellt. Es liegt 
an uns, ihr Kraft zu verleihen, ihr die Kraft der Inspiration zu
geben – um ihre Botschaft in der ganzen Welt zu verbreiten. 

Ein Scheitern würde bedeuten, dass das Licht der Verständi-
gung, das im Osten zu dämmern schien – das Licht, auf das 
alle großen Religionen blickten, die hier in der Vergangen-
heit entstanden sind –, erneut von einer feindseligen Wolke 
verdunkelt wurde, bevor die Menschen von seinem warmen
Strahlen profitieren konnten. Doch lassen Sie uns voller 
Hoffnung und voller Zuversicht sein. Wir haben so viel ge-
meinsam. Relativ gesehen sind wir alle, die wir heute hier 
versammelt sind, Nachbarn. Fast alle von uns sind durch 
gemeinsame Erfahrungen verbunden, nämlich die Erfah-
rung des Kolonialismus. Viele von uns teilen eine gemein-
same Religion. 
Viele von uns haben gemeinsame kulturelle Wurzeln. Viele 
von uns, die sogenannten „unterentwickelten“ Nationen, ha-
ben mehr oder weniger ähnliche wirtschaftliche Probleme, 
sodass jeder von den Erfahrungen und der Hilfe der anderen
profitieren kann. Und ich glaube, ich darf sagen, dass uns 
allen die Ideale der nationalen Unabhängigkeit und Freiheit 
am Herzen liegen. Ja, wir haben so viel gemeinsam. Und 
doch wissen wir so wenig voneinander. 

Wenn es dieser Konferenz gelingt, dass die Völker des Os-
tens, deren Vertreter hier versammelt sind, einander ein we-
nig besser verstehen, einander ein wenig mehr schätzen, ein
wenig mehr Verständnis für die Probleme des anderen auf-
bringen – wenn all das geschieht, dann wird sich diese Kon-
ferenz natürlich gelohnt haben, was auch immer sie sonst 
noch erreichen mag. 

Aber ich hoffe, dass diese Konferenz mehr als nur Verständ-
nis und guten Willen hervorbringen wird – ich hoffe, dass 
sie die Aussage eines Diplomaten aus dem fernen Ausland 
widerlegen und ad absurdum führen wird: „Wir werden die-
se asiatisch-afrikanische Konferenz in ein Nachmittagstee-
Treffen verwandeln“. 
Ich hoffe, dass sie den Beweis dafür erbringen wird, dass 
wir asiatischen und afrikanischen Staats- und Regierungs-
chefs verstehen, dass Asien und Afrika nur dann gedeihen 
können, wenn sie vereint sind, und dass selbst die Sicher-
heit der Welt insgesamt ohne ein vereintes Asien und Afrika
nicht gewahrt werden kann. 
Ich hoffe, dass diese Konferenz der Menschheit Orientie-
rung geben und ihr den Weg aufzeigen wird, den sie ein-
schlagen muss, um Sicherheit und Frieden zu erlangen. 
Ich hoffe, dass sie den Beweis erbringen wird, dass Asien 
und Afrika wiedergeboren wurden, ja, dass ein neues Asien 
und ein neues Afrika entstanden sind! 

Unsere Aufgabe besteht zunächst darin, ein gegenseitiges 
Verständnis anzustreben, und aus diesem Verständnis wird 
eine größere Wertschätzung füreinander entstehen, und aus 
dieser Wertschätzung wird gemeinsames Handeln hervorge-
hen. Behalten Sie die Worte eines der größten Söhne Asiens
im Gedächtnis: „Reden ist leicht. Handeln ist schwer. Ver-
stehen ist am schwersten. Hat man erst verstanden, ist Han-
deln leicht.“ 

Ich bin am Ende meiner Rede angelangt. Mögen Ihre Bera-
tungen unter Gottes Segen fruchtbar sein, und möge Ihre 
Weisheit Lichtfunken aus den harten Feuersteinen der heuti-
gen Umstände entzünden. Lassen Sie uns nicht verbittert 
auf die Vergangenheit blicken, sondern unseren Blick fest 
auf die Zukunft richten. 
Erinnern wir uns daran, dass kein Segen Gottes so kostbar 
ist wie Leben und Freiheit. Erinnern wir uns daran, dass die 
Würde der gesamten Menschheit geschmälert ist, solange 
Nationen oder Teile von Nationen noch unfrei sind. Erin-
nern wir uns daran, dass das höchste Ziel des Menschen die 
Befreiung des Menschen von seinen Fesseln der Angst, sei-
nen Fesseln der menschlichen Erniedrigung, seinen Fesseln 
der Armut ist – die Befreiung des Menschen von den kör-
perlichen, geistigen und intellektuellen Fesseln, die die Ent-
wicklung der Mehrheit der Menschheit schon viel zu lange 
gehemmt haben. 
Und lassen Sie uns bedenken, Schwestern und Brüder, dass 
wir Asiaten und Afrikaner um all dessen willen vereint sein 
müssen. 

Als Präsident der Republik Indonesien und im Namen der 
achtzig Millionen Menschen Indonesiens heiße ich Sie in 
diesem Land herzlich willkommen. Ich erkläre die asia-
tisch-afrikanische Konferenz für eröffnet und bete darum, 
dass Gottes Segen auf ihr ruhen möge und dass ihre Bera-
tungen den Völkern Asiens und Afrikas sowie den Völkern 
aller Nationen zum Nutzen gereichen mögen! 

Bismillah! Gott sei mit euch!
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Gutes Leben für alle statt Überfluss für einige
Oxfam

Mit Straflosigkeit und Ungleichheit Schluss machen
15. Juni 2026 - 41 G7-Energie-Milliardäre haben ihr Ver-
mögen seit Beginn des rechtswidrigen Krieges der USA und
Israels gegen den Iran um 23,5 Milliarden US-Dollar er-
höht, wie eine neue Oxfam-Analyse zeigt, die im Vorfeld 
des G7-Gipfels im französischen Évian veröffentlicht wur-
de. Das entspricht etwa 1.000 US-Dollar in der Zeit, die 
man zum Blinzeln braucht. Weltweit haben Milliardäre 
seit 2020  9,8 Billionen US-Dollar dazugewonnen.
Die explodierenden Energie- und Lebensmittelpreise haben 
verheerende Auswirkungen auf Haushalte weltweit, insbe-
sondere in Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkom-
men, die bereits seit Jahren unter wirtschaftlichen Turbulen-
zen, Schuldenkrisen und Klimaschocks leiden.
Gleichzeitig werden die Gewinne der sechs größten Öl-
konzerne gegenüber den Prognosen aus der Zeit vor dem 
Krieg voraussichtlich um 80 Prozent (68 Milliarden US-
Dollar) in die Höhe schnellen. Ihre Gewinne werden 2026 
voraussichtlich 152 Milliarden US-Dollar erreichen, was 
416 Millionen US-Dollar pro Tag entspricht. 
Dieser Gewinnsprung erstreckt sich auch auf andere Bran-
chen: Bei drei der weltweit führenden Düngemittelkonzerne
wird ein Gewinnsprung von 23 Prozent (928 Millionen US-
Dollar) im Vergleich zu den Vorkriegsprognosen erwartet. 
Insgesamt dürften die Gesamtgewinne einiger der größten 
Unternehmen mit Hauptsitz in G7-Staaten die Vorkriegspro-
gnosen um durchschnittlich 413 Millionen US-Dollar über-
treffen.
Quelle: https://www.oxfam.org/en/research/ending-impunity-
and-inequality    Übersetzung: SiG-Redaktion

Im ersten Hj. 2026 ist der Netto-Gewinn (9,8 Mrd €)
von TOTALEnergies um 72% gestiegen. repo  rterre  , 24.7. 2026

Oxfam-Analyse der 100 größten
europäischen Konzerne

Ungleichheit Made in Europe
Die Ungleichheit wächst rasant

Insgesamt besitzt die ärmere Hälfte der Menschheit nur
0,52 Prozent des weltweiten Vermögens, während auf das

reichste Prozent 43,8 Prozent entfallen.
Deutschland gehört zu den Ländern mit den meisten

Milliardär*innen weltweit, während gleichzeitig 
etwa ein Fünftel der deutschen Bevölkerung in Armut lebt.

Oxfam Media Briefing, 15.06.2026
Wie Straflosigkeit eine Wirtschaftskrise schürt,
die die globale Ungleichheit verschärfen wird

Die Reaktion des Iran auf US-Angriffe – darunter Angriffe 
auf Drittstaaten und Eingriffe in den internationalen Han-
delsverkehr in der Straße von Hormus – hat die Handels-
ströme von Energie, Nahrungsmitteln und lebenswichtigen 
Vorleistungen wie Düngemitteln unterbrochen. Die Folge 
ist ein rasch eskalierender Schock bei den Preisen für Nah-
rungsmittel, Treibstoff und Düngemittel, der arme Men-
schen überall treffen wird, aber für die Menschen im Globa-
len Süden verheerende Folgen haben wird. Zudem wird die 
Armut aufgrund des Konflikts weiter zunehmen – nach ei-
nem bereits „verlorenen Jahrzehnt“ im Kampf gegen die Ar-
mut.

So schürt Straflosigkeit Ungleichheit: Wenn mächtige Staa-
ten Kriege führen oder ermöglichen, ohne dafür zur Re-
chenschaft gezogen zu werden, lassen sich die Auswirkun-
gen nicht eindämmen. Sie wirken sich auf globale Märkte, 
Schuldensysteme, Hilfsbudgets und öffentliche Dienstleis-
tungen aus. Die Ärmsten sehen sich mit höheren Preisen, 
weniger Dienstleistungen und größerem Hunger konfron-
tiert, während die reichsten Investoren und Konzerne oft in 
der Lage sind, von der Volatilität zu profitieren.

Doch diese Wirtschaftskrise wird sowohl Gewinner als 
auch Verlierer haben. Sie wirkt sich nicht nur negativ auf 
die Ärmsten aus, sondern wird auch die Gewinne der 
Reichsten und der Konzerne in die Höhe treiben, was die 
Ungleichheit weiter verstärken wird.

Auszüge aus: Mit Straflosigkeit und Ungleichheit Schluss 
machen – Medienbriefing / Methodikhinweis

Einige Kennzahlen: Wie diese neue Wirtschafts-
krise die Ungleichheit verschärfen wird

Das Vermögen der Energie-Milliardäre ist 14-mal schneller
gewachsen als das Gesamtvermögen aller Milliardäre.
Die Folgen des Krieges werden bis zum Ende dieses Jahres
mehr als 32,5 Millionen Menschen in die Armut treiben.
Die Lebensmittelpreise stiegen zwischen Februar und April
2026 3,4-mal schneller als im entsprechenden Zeitraum des
Jahres 2025.
Zwischen 2023 und 2025 haben die G7-Staaten ihre Hilfe 
für die Ärmsten um 49 Milliarden US-Dollar gekürzt – ein 
Betrag, der dem entspricht, was die Milliardäre in diesen 
Ländern in nur 9 Tagen angehäuft haben.
Seit dem letzten G7-Gipfel unter französischem Vorsitz 
sind jede Minute 44 Menschen in eine humanitäre Notlage 
geraten.
Zum Vergleich: Die von den G7-Staaten im Jahr 2025 ge-
leistete humanitäre Hilfe machte lediglich 0,75 % ihrer Mi-
litärausgaben aus.

-------   Sand im Getriebe   www.sand-im-getriebe.org   Nr. 161    27. Juli 2026      Seite 13 

http://www.sand-im-getriebe.org/
https://oi-files-d8-prod.s3.eu-west-2.amazonaws.com/s3fs-public/2026-06/methodology-g7%20brief_final_05062026.pdf
https://oi-files-d8-prod.s3.eu-west-2.amazonaws.com/s3fs-public/2026-06/Ending%20Impunity%20and%20Inequality.pdf
https://oi-files-d8-prod.s3.eu-west-2.amazonaws.com/s3fs-public/2026-06/Ending%20Impunity%20and%20Inequality.pdf
https://www.oxfam.de/publikationen/bericht-soziale-ungleichheit-2026
https://www.oxfam.de/dokument/18300/20260119-zerreissprobe.pdf
https://www.oxfam.de/dokument/18300/20260119-zerreissprobe.pdf
https://www.oxfam.de/publikationen/oxfam-analyse-100-groessten-europaeischen-konzerne-ungleichheit-made-europe
https://reporterre.net/Au-coeur-d-un-ete-cataclysmique-TotalEnergies-annonce-9-8-milliards-d-euros-de-profits
https://reporterre.net/Au-coeur-d-un-ete-cataclysmique-TotalEnergies-annonce-9-8-milliards-d-euros-de-profits
https://www.oxfam.org/en/research/ending-impunity-and-inequality
https://www.oxfam.org/en/research/ending-impunity-and-inequality


Attac Frankreich
Unsere engagierte Freundin Susan George ist von uns gegangen

Donnerstag, 19. Februar 2026 - Wir sind tief betroffen von 
ihrem Tod, hat sie doch unsere Vereinigung, deren Grün-
dungsmitglied sie 1998 war und deren Ehrenvorsitzende sie 
bis zuletzt blieb, mit ihrer aktiven Präsenz begleitet.

Von nationalen und internationalen Gremien bis hin zu den 
lokalen Komitees verkörperte und stärkte sie mit ihrer Ex-
pertise jene handlungsorientierte Volksbildung, die die Kraft
unserer Vereinigung ausmacht. So war auch der Geist ihrer 
vielen Bücher und unzähligen Vorträge.

Wir sprechen zudem einer inspirierenden Persönlichkeit der
Bewegung für eine andere Globalisierung unsere Dankbar-
keit aus, einer Frau, die ein umfangreiches Netzwerk aufge-
baut hat.

Politisiert durch ihre Gegnerschaft zum Vietnamkrieg und 
die Aufnahme amerikanischer Kriegsdienstverweigerer in 
Frankreich, blieb sie ihrer internationalistischen Gesinnung 
stets treu. In diesen Jahren des Krieges und der Unterdrü-
ckung setzte sie sich für den Standortwechsel eines ameri-
kanischen Think Tanks, des Institute for Policy Studies, 
nach Europa ein, das dann zum TNI, dem Transnational 
Institute, mit Sitz in Amsterdam wurde und dessen Vorsit-
zende und Ehrenvorsitzende sie war.

Nachdem sie 1974 mit einem Bericht für die FAO beauf-
tragt worden war, veröffentlichte sie 1976 ihr erstes Buch, 
das ihr internationalen Erfolg einbrachte: Comment meurt 

l'autre moitié du monde (deutscher Titel: Wie die andern 
sterben. Die wahren Ursachen des Welthungers). Das war 
der Beginn ihres Kampfes gegen die multinationalen Kon-
zerne, die den Planeten aushungern, gegen den perversen 
Kolonialismus der „Verschuldung” der Länder des Südens 
und die Rolle der internationalen Institutionen bei deren 
Entstehung.

Im Jahr 2000 veröffentlichte sie Le rapport Lugano, eine 
brisante „Sachbuch-Fiktion”, worin eine Gruppe von Exper-
ten darstellt wird, die in Lugano in der Schweiz zusammen-
kommt, um den Kapitalismus zu retten. Das Buch ist nach 
wie vor aktuell. 

Besorgt über die ökologischen Zerstörungen war sie seit 
1989 Mitglied des Verwaltungsrats von Greenpeace Interna-
tional und Greenpeace Frankreich. In Frankreich beteilig-
te sie sich an der Gründung einer in Großbritannien bekann-
ten Organisation, Extinction Rebellion.

Als Gegnerin des Neoliberalismus, der vom Dogma des all-
gegenwärtigen Marktes und des Freihandels verkörpert 
wird, und wider die Entfesselung der Finanzmärkte, war sie 
an allen unseren Kämpfen beteiligt: Von der Blockade der
WTO in Seattle 1999 über die 2001 in Porto Alegre ins Le-
ben gerufenen Weltsozialforen bis hin zur konkreten Orga-
nisation nationaler Kampagnen gegen Freihandelsabkom-
men (insbesondere das GATS, das Allgemeine Abkommen 
über den Handel mit Dienstleistungen) und gegen Steueroa-
sen. Zusammen mit örtlichen Attac-Gruppen war sie auch 
an Kampagnen gegen GVO und Monsanto beteiligt.

Ihre Entschlossenheit und Hilfsbereitschaft, ihre Eleganz 
und ihren Humor, mit dem sie ihre Gegner oftmals vernich-
tete, werden wir im Gedächtnis behalten. In den dunklen 
Zeiten, in denen wir leben, hören wir ihre Botschaft: 
„Natürlich fühle ich mich manchmal entmutigt. Doch ich 
finde nicht, dass ich meine Zeit verschwendet habe. 
Ich glaube, die Wirkung einer Handlung und erst recht einer
Anhäufung von Handlungen kann jederzeit eintreten, oft 
dann, wenn man es am wenigsten erwartet.“ (Je chemine 
avec Susan George, Seuil, 2020).

https://france.attac.org/actus-et-medias/le-flux/article/notre-
amie-et-camarade-susan-george-nous-a-quitte-es
Übersetzung: SiG-Redaktion; 
PDF-Datei: https://www.sand-im-getriebe.org/blog      

Nachruf von TNI:
https://www.tni.org/en/article/susan-

george-obituary 
Ihre Werke

https://www.tni.org/en/profile/su
san-george 

Nachruf von Attac Österreich:
https://www.attac.at/news/details/attac
-trauert-um-susan-george-1934-2026 

Einige Bücher von Susan George
Wie die anderen sterben: Die 
wahren Ursachen des Welthungers. 
Rotbuch Verlag, 1980
Sie sterben an unserem Geld.
Die Verschuldung der Dritten Welt 
Rowohlt, 1988
Der Lugano-Report oder 
Ist der Kapitalismus noch zu retten?
Rowohlt, 2001

WTO: Demokratie statt Drakula. 
Für ein gerechtes 
Welthandelssystem. VSA, 2002

Artikel von Susan George 
in Sand im Getriebe:

 SiG 33 (Irak-Krieg);  
SiG   56   (Attac Frankreich); 

SiG   65   und SiG   80   (über WSF); 
SiG 39, 89 und 97 (über Europa)
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Sabiene Jahn
Jean Ziegler – Der Mensch, der nicht wegsehen wollte

18. Juni 2026 - Jean Ziegler, 1934 in Thun geboren und im 
Juni 2026 in Genf gestorben, war Soziologe, Professor, 
Schweizer Nationalrat, Autor, Globalisierungskritiker und 
UN-Sonderberichterstatter für das Recht auf Nahrung. (1) 
(2)  […] Der Nachruf „Mein Abschied von einem Gigan-
ten“, den Journalist Tahir Chaudhry für die „Grenzgänger
Studios“ auf You Tube veröffentlicht hat, wird diesem Le-
ben auf besondere Weise gerecht. (3) [...]
Chaudhry führt an den biografischen Ursprung von Zieglers
Unruhe. Ziegler erzählt von den Verdingkindern in der 
Schweiz, von armen Kindern, die weggegeben wurden, weil
ihre Familien sie nicht ernähren konnten. Er sah sie frie-
rend, mit schlechten Strümpfen und Holzschuhen, beim 
Kühehüten, während Großbauern im Wirtshaus saßen. Der 
Vater erklärte ihm traurig, das seien eben Verdingkinder, da 
könne man nichts tun. Für einen Vierzehn- oder Fünfzehn-
jährigen, sagte Ziegler rückblickend, sei ein solcher Satz 
unerträglich. Wenn man einem jungen Menschen sage, die 
Welt könne man nicht ändern, „dann geht er in die Luft“. 
Er stritt mit dem Vater, lief weg, und erst später fanden bei-
de wieder zueinander. In dieser kleinen Episode liegt fast al-
les, was sein späteres Leben bestimmen sollte. Das Unver-
mögen, Unrecht als Schicksal hinzunehmen, und die Weige-
rung, das Leiden der Schwächeren mit einer religiösen, mo-
ralischen oder politischen Ausrede zu besänftigen.
 […] „Jedes Kind, das an Hunger stirbt, wird ermordet.“
In einem 2024 veröffentlichten Gespräch zerlegte Ziegler 
diese Anklage noch einmal in ihre konkreten Mechanismen.
(4) [...] Ziegler nannte Agrardumping, Spekulation auf Reis,
Mais und Getreide, Agrartreibstoffe, Auslandsschulden und 
Strukturanpassungsprogramme als zentrale Ursachen. Da-
mit wurde seine Anklage noch präziser. Der Hunger war für
ihn das Ergebnis benennbarer Entscheidungen und Gesetze.
[…] Ziegler sagt einen Satz, der in seiner Einfachheit fast 
entwaffnend ist, „Nur glückliche Revolutionäre sind gute 
Revolutionäre.“ Und weiter, wer das Leben nicht liebe, kön-
ne auch die Menschen nicht lieben. Das ist vielleicht die 
schönste Korrektur an dem Klischee des zornigen Anklä-
gers. Ziegler war zornig, ja. Aber sein Zorn kam aus der 
Liebe zum Leben. [...] Er sprach von Hunger, Massakern, 

Kriegen, verschmutztem Wasser, von einem „dritten Welt-
krieg“ gegen die Völker des Südens. Und doch sagte er zu-
gleich, es gebe eine unglaubliche Kraft im Menschen. Er 
verwies auf Krankenschwestern, auf Befreiungsbewegun-
gen, auf Menschen, die anderen helfen, obwohl ihnen selbst
wenig bleibt. Einen Menschen zu zerstören, sagte er, brau-
che sehr viel. In dieser Formulierung liegt eine erstaunliche 
Anthropologie. Der Mensch ist verletzlich, manipulierbar, 
korrumpierbar, aber nicht leicht vollständig zu brechen.
[…]  Wie sollen sich die Menschen an ihn erinnern, wenn er
nicht mehr da ist? [...] dann kommt jener Satz, der größer ist
als jede Selbstrechtfertigung: Man solle sagen, er habe ge-
tan, was er konnte – aber er hätte mehr tun können, mehr

tun sollen. […]
Anmerkungen (abgerufen am 17.Juni 2026)
1.) https://www.swissinfo.ch/ger/alt-nationalrat-jean-ziegler-stirbt-im-
alter-von-92-jahren/91560834
2.) https://digitallibrary.un.org/record/616943?ln=en
3.) Tahir Chaudhry: Mein Abschied von einem Giganten, Video, 
22 Min.  https://www.youtube.com/watch?v=ZJ0qHin9ANM
4.) https://www.youtube.com/watch?v=13Qc0UWgQr0&t=224s

Originalartikel: https://globalbridge.ch/der-mensch-der-nicht-
wegsehen-wollte/   Bildnachweis: Photograph by Rama, 
Wikimedia Commons, Cc-by-sa-2.0-fr

Martin Keßler: Dokumentarfilme 
mit dem großen Schweizer Soziologen

"Das war der Gipfel" - über die Proteste gegen den 
G 8 Gipfel Heiligendamm (Video  ,   90 min, 2007)
und "Reise in den Herbst - alles wie gehabt oder

Zeitenwende? (Video, 143 min, 2017)

Nachrufe von CETIM:
https://www.cetim.ch/tribute-to-jean-ziegler/ 

und CADTM:
https://www.cadtm.org/Hunger-is-man-made-and-man-can 

Artikel von Jean Ziegler in 'Sand im Getriebe'
SiG 47: (27.10.2005) "Das Imperium der Schande" - 
Jean Ziegler stellt eine Refeudalisierung der Welt fest und 
ruft dazu auf, die Positionen der Linken in der Französi-
schen Revolution zu studieren.
SiG 61: (10.10.2007) »Die Kapitalrendite steigt maximal
– gleichzeitig steigen die Leichenberge« “Diese Oligar-
chien haben eine Macht, wie sie nie ein König, nie ein Kai-
ser, nie ein Papst in der Geschichte der Menschheit gehabt 
hat..."  Auf der anderen Seite „erleben wir heute das lang-
same Wachsen einer planetarischen Zivilgesellschaft. Das 
hat vor acht Jahren in Seattle angefangen.... .“
SiG 66: (06.06.2008) Ernährungssouveränität jetzt! 
Jean Ziegler beschreibt die Zerstörung der Existenzgrund-
lage von Fischern und Bauern in Afrika u.a. durch die EU 
Politik – und prangert diese EU an, die mit „Frontex“ die 
Hungerflüchtlinge von Europa fern halten will. 

SiG 89: (06.04.2011) Griechenland 
SiG 99: (17.12.2012) "Für die Völker des Südens hat 
der dritte Weltkrieg längst begonnen"
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Weltsozialforum 2026 in Cotonou (Benin)
4. bis 8. August 2026   https://fsm2026benin.org/ 

Die Organisation wird hauptsächlich getragen von der „Glo-
bal Convergence of Struggles for Land and Water – West 
Africa“ (CGLTE-OA) und von vielen weiteren NGOs. Die 
beninische Regierung unterstützt die Organisation des WSF.

„Diese 17. Ausgabe des WSF auf dem afrikanischen Konti-
nent spiegelt eine strategische Einschätzung der Dynamik 
von Kämpfen, Widerständen und alternativen Vorschlägen 
wider, die von westafrikanischen Gemeinschaften vorange-
trieben werden.
Es ist eine Region, in der die Bevölkerung – oft konfrontiert
mit strukturellen Herausforderungen wie Landraub, den 
Auswirkungen des Klimawandels, Rohstoffraub, bewaffne-
ten und unbewaffneten Konflikten sowie aufgezwungenen 
Reformen – Antworten gefunden hat, die auf endogenem 
Wissen, gemeinschaftlicher Solidarität und der Verteidigung
kollektiver Rechte auf natürliche Ressourcen beruhen.“ 
(aus : https://fsm2026benin.org/fsm-cotonou-2026/)

Das Programm des Weltsozialforums 2026 
umfasst 15 zentrale Themen

https://fsm2026benin.org/thematiques/
Video über die vorbereitende Sitzung in Kanada, 2025 
weitere Videos: 
https://www.facebook.com/fsm2026cotonou/videos 
https://france.attac.org/se-mobiliser/forum-social-mondial-2026  /   

25 Jahre Weltsozialforum
- Das erste Weltsozialforum fand in Porto Alegre (Brasili-
en) statt, als Gegenstück zum Treffen der Kapitalisten und 
Arbeitgeberverbände in Davos. Bernard Cassen war maß-
geblich an der Vorbereitung beteiligt.
- Die Charta der Prinzipien, 2001, hier S. 33-34, 
definiert die Ziele und die Arbeitsweise der WSF. 
- SiG-Sonderheft "Was wir wollen" (2010) mit 
Berichten über das WSF in Bélem und Strategiedebatten.
'Sand im Getriebe' berichtete über das jeweilige 
Weltsozialforum u.a. in den Nummern 
17, 18 (Porto Alegre, 2003), 30 (Mumbai, 2004), 41 (Porto 
Alegre 2005), 49, 50, (Bamako, Caracas, Mumbai, 2006), 
58 (Nairobi 2007), 64, 65 (Global, 2008), 72 (Belém, 
2009), 80, 88, 89 (Dakar 2011), 102 (Tunis, 2013),113, 115
(Tunis, 2015), 122 (Montreal 2016), 126 (Brasilien 2018) , 
139, 140, 141, (Global, 2021) , 154, 155 (Nepal, 2024)

Weitere Seiten:
https://www.sand-im-getriebe.org/themen/weltsozialforum;

https://www.weltsozialforum.org/wsf/index.html 

Bernard Cassen

Bildnachweis: cubahora.cu, 2012
Bernard Cassen ist eng mit der Entstehung der globalisierungs-
kritischen Bewegung verbunden, vor allem im Zusammenhang
mit dem ersten Weltsozialforum in Porto Alegre im Jahr 2001, 
sowie mit der Gründung des Vereins Attac in Frankreich im 
Jahr 1998, die auf einen Aufruf von Ignacio Ramonet in Le 
Monde diplomatique zurückging, deren Chefredakteur er war 
(1996-2008). Leider ist er vor einem Jahr verstorben
Beiträge zur Würdigung von Bernard Cassen und einige 
Texte von Bernard Cassen: https://www.medelu.org/IMG/
pdf/livre_bernard_cassen.pdf
Ignacio Ramonet https://monde-diplomatique.de/artikel/!6092111 

Beiträge von Bernard Cassen 
in ‚Sand im Getriebe‘

Sozialforen:
- SiG 30 : Das Format der Sozialforen überdenken

- SiG 58 : Weltsozialforum in Nairobi (2007)
- SiG 72 : Zum Treffen von Präsidenten lateinamerika-

nischer Staaten auf dem Weltsozialforum in Belém
- SiG 80 : Auf dem Weg zu einer post-

altermondialistischen Wende der Sozialforen? 

Attac:
- SiG 22 : Drei Fragen an Attac

- SiG 28 : Brief an Sven Giegold
- SiG 53 : u.a. zur Gründung von Attac Frankreich

Lateinamerika: SiG 73 „Sucre gegen IWF“

Bernard Cassen beteiligte sich aktiv an der Kampagne für
ein „Nein der Linken“ anlässlich des Referendums in
Frankreich über den Europäischen Verfassungsvertrag

(EVV) im Jahr 2005.
SiG 65 (2008): Die verheerenden Folgen der Ratifizierung

des EU-Lissabon-Vertrags

-------   Sand im Getriebe   www.sand-im-getriebe.org   Nr. 161    27. Juli 2026      Seite 16 

http://www.sand-im-getriebe.org/
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/fec2d64dfa-1781463339/sig65.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/6cbdf5a9a5-1727759945/sig73.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/714fa60d71-1727386625/sig53.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/a07b8d0757-1781467981/sig28.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/b27b49448f-1781470503/sig22.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/b77c8578cd-1728848853/sig80.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/b55e1d5719-1781463217/sig72.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/b10012bf5a-1728028580/sig58.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/2346d4aa41-1781467928/sig30.pdf
https://monde-diplomatique.de/artikel/!6092111
https://www.medelu.org/IMG/pdf/livre_bernard_cassen.pdf
https://www.medelu.org/IMG/pdf/livre_bernard_cassen.pdf
https://www.cubahora.cu/cultura/cassen-defender-a-cuba-tiene-un-precio-fotos
https://www.weltsozialforum.org/wsf/index.html
https://www.sand-im-getriebe.org/themen/weltsozialforum
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-155/217c16b3bc-1718348046/sig-155.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-154/24b5879ab1-1712818250/sig-154.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/ad97802d3e-1689335588/sig-141.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/df982b68bb-1689335612/sig-140.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/9646f7ec95-1727385344/sig-139.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/70e1020a67-1727385461/sig-126.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/6c8b276e26-1727385521/sig-122.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/b4e3a59f8c-1767871261/sig-115.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/d7adb3499b-1726483958/sig-113.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/372f6a6c40-1781440168/sig-102.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/bc3a134e13-1781427941/sig-89.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/4e18acf888-1781447436/sig_88.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/b77c8578cd-1728848853/sig80.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/b55e1d5719-1781463217/sig72.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/fec2d64dfa-1781463339/sig65.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/29e0d18160-1767866404/sig64.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/b10012bf5a-1728028580/sig58.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/a991f59cd8-1767866391/sig50.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/291ade58a6-1725365470/sig_49.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/483369da80-1752496129/sig41.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/2346d4aa41-1781467928/sig30.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/8ac94df82c-1781518117/sig18.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/9f4914904f-1781518135/sig17.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/9027624db5-1691743251/sig-sn-2010-internationale-erklarungen-und-analysen.pdf
https://www.sand-im-getriebe.org/media/pages/artikel/sig-fruhere-veroffentlichungen/9027624db5-1691743251/sig-sn-2010-internationale-erklarungen-und-analysen.pdf
https://france.attac.org/se-mobiliser/forum-social-mondial-2026/
https://france.attac.org/se-mobiliser/forum-social-mondial-2026/
https://www.facebook.com/fsm2026cotonou/videos
https://www.facebook.com/fsm2026cotonou/videos/1807958720132989/?rdid=tcT2h5Ss3923hTSp
https://fsm2026benin.org/thematiques/
https://fsm2026benin.org/fsm-cotonou-2026/
https://fsm2026benin.org/


Friedensfähig werden
Atomwaffen abschaffen!

Hiroshima und Nagasaki Gedenktage 
am 6. und 9. August 2026

Am 6. und 9. August 1945 wurden die Städte Hiroshima 
und Nagasaki Ziel der ersten und bislang einzigen 
Atombombenabwürfe. Etwa 92.000 Menschen starben 
sofort, ca. 130.000 weitere Menschen starben bis zum 
Jahresende an den Folgeschäden.
Auch 80 Jahre danach gedenken wir der Opfer. Sie mahnen 
uns, für eine Welt ohne Atomwaffen einzutreten. Doch noch
immer gibt es weltweit 12.000 Atomwaffen von denen etwa
1.800 in ständiger Alarmbereitschaft gehalten werden und 
der Menschheit innerhalb weniger Minuten ein Ende berei-
ten können.
Das Ende des Zeitalters der Atomwaffen ist auch heute noch
in weiter Ferne. Das Inkrafttreten des Atomwaffenver-
botsvertrages (AVV) in 2021 lässt uns Hoffnung auf eine 

atomwaffenfreie Welt schöpfen. Mittlerweile wurde der 
Vertrag bereits von 73 Staaten ratifiziert. 25 weitere Staaten 
haben ihn bereits unterzeichnet (Stand: Mai 2025).
Die Botschaft, die der Atomwaffenverbotsvertrag in die 
Welt sendet, ist eindeutig: Die humanitären Folgen eines 
Einsatzes von Atomwaffen sind inakzeptabel. Deshalb müs-
sen wir die Atomwaffen abschaffen – bevor die Atomwaffen
uns abschaffen. Diese Botschaft richtet sich auch an die 
Bundesregierung, welche sich bis heute weigert, die US-
amerikanischen Atomwaffen aus Büchel abziehen zu lassen 
und dem Verbotsvertrag beizutreten.
https://www.friedenskooperative.de/aktion/hiroshimatag2026 
Aktionsbündnis „atomwaffenfrei.jetzt“: Offener Brief 
Anlässlich des Flaggentages der „Mayors for Peace“ Hier
Übersichtsseite zu den Aktivitäten der Friedensbe  wegung   ; 
Plakate und weitere Aktionsmaterialien.

Kazumi Matsui, Bürgermeister von Hiroshima 
und Präsident der Bürgermeister für den Frieden (Mayors for Peace)

Es ist mir eine Ehre und Freude, diese Botschaft anlässlich 
der Gedenkfeiern zu Hiroshima und Nagasaki in ganz 
Deutschland zu übermitteln.

Am 6. August 1945 verwandelte eine einzige Atombombe 
die Stadt Hiroshima in einem Augenblick in eine verbrannte
Ebene und forderte unzählige Menschenleben. Die Hiba-
kusha – die Überlebenden – leiden seitdem unter lebenslan-
gem seelischem und körperlichem Leid, verstärkt durch so-
ziale Diskriminierung, Vorurteile und die anhaltenden Fol-
gen der Strahlung. Auch heute noch stehen viele vor großen
Herausforderungen.[…] In einigen Ländern bestärken poli-
tische Entscheidungsträger die Vorstellung, dass Atomwaf-
fen für die nationale Verteidigung unerlässlich seien. Diese 
Entwicklungen missachten eklatant die Lehren, die die in-
ternationale Gemeinschaft aus den Tragödien der Geschich-
te hätte ziehen sollen. Sie drohen, die Friedensbemühungen 
zu zerstören, an deren Aufbau so viele unermüdlich gearbei-
tet haben.

In Zeiten wie diesen ist es unerlässlich, im Geiste Hiroshi-
mas zu handeln.[…]  Dieser Geist ist eng mit dem Appell 
der Hibakusha verbunden, die, nachdem sie vergangenes 
Leid ertragen und Hass überwunden haben, darauf beste-
hen, dass niemand jemals so leiden soll wie sie. 
Um die politischen Entscheidungsträger, die Sicherheitspo-
litiken verfolgen, die auf engstirnigen Eigeninteressen und 
nuklearer Abschreckung beruhen, zum Umdenken zu bewe-
gen, dürfen wir, die wir eine wahrhaft friedliche Welt an-
streben, niemals aufgeben. Stattdessen müssen wir uns noch
stärker dafür einsetzen, einen Konsens in der Zivilgesell-
schaft für die Abschaffung von Atomwaffen zu erzielen.

[…] Es ist entscheidend, Basisinitiativen auszubauen, in-
dem wir den kulturellen Austausch, die Kultur, Kunst und 
Sport fördern, stärken und aktiv Möglichkeiten schaffen, 
den Willen zum Frieden zu teilen. Daher ist es von größter 
Bedeutung, dass Sie in ganz Deutschland Gedenkveranstal-
tungen zu Hiroshima und Nagasaki organisiert haben, um 
für eine friedliche Welt ohne Atomwaffen zu werben. Dafür 
gebührt Ihnen mein tiefster Respekt.
Mayors for Pace erweitert gemeinsam mit seinen rund 
8.600 Mitgliedsstädten weltweit den Kreis der Solidarität 
und des bürgerschaftlichen Engagements über Grenzen hin-
weg und fördert eine Kultur des Friedens, die sich entschie-
den gegen militärische Gewalt stellt. Damit werden wir die 
Politik dazu bewegen, von der nuklearen Abschreckung zu 
einer Sicherheitspolitik überzugehen, die auf Vertrauen und 
Dialog basiert. […]  Aus: Friedenskooperative

Appell gegen Atomwaffen
Über 100 Städte, Gemeinden und Landkreise in

Deutschland und aller Welt haben sich bereits dem
ICAN-Städteappell angeschlossen.

ICAN ruft weltweit Städte dazu auf, den Vertrag zum Ver-
bot von Atomwaffen https://www.atomwaffena-z.info/glos-
sar/begriff/atomwaffenverbotsvertrag-avv zu unterstützen. 
Große Städte in Asien, Europa, Nordamerika und Australi-
en haben den Appell schon unterzeichnet. […] 
Die ICAN-Aktion wird in Deutschland in Kooperation mit 
IPPNW und der Kampagne „Büchel ist überall! atomwaf-
fenfrei.jetzt“ ausgeführt. 
https://www.icanw.de/aktivitaeten/ican-staedteappell 

Jürgen Wagner: NATO – Nukleare Zeitenwende? (2025) SiG 159
Atomwaffenfrei! (2024) SiG 154

Ray McGovern: Soll die Menschheit eine Portion „Freiheitsfritten“ werden (2022) SiG 144
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Manfred Böhm
Dringende Warnung aus Castel Gandolfo: Entmachtet die Militär-KI!

Der Vatikan-Diplomat Kardinal Silvano Maria Tomasi (85): „Frieden kann nicht dauerhaft auf Angst gegründet sein,
Sicherheit kann nicht auf unbestimmte Zeit von der Drohung gegenseitiger Zerstörung abhängen, 

und künstliche Intelligenz muss stets unter sinnvoller menschlicher Verantwortung bleiben.“
Vom 14. bis 16. Juli 2026 verabschiedeten rund 200 Wis-
senschaftler und Politikexperten in Rom und in der päpstli-
chen Sommerresidenz Castel Gandolfo eine historische 
Friedenserklärung gegen die unkontrollierte Verschmelzung
von Künstlicher Intelligenz und Atomwaffen, die am 16. 
Juli 2026 offiziell auf dem römischen Kapitol unterzeichnet 
wurde. Das Dokument, inspiriert von Papst Leo XIV., for-
dert ein striktes völkerrechtliches Verbot autonomer KI-Ent-
scheidungen über nukleare Einsätze, um die menschliche 
Letztentscheidungsgewalt über das Überleben der Mensch-
heit zu sichern.
Vier Nobelpreisträger prägten mit ihren Analysen maßgeb-
lich den Text. Der Physiker David Gross […] mahnte die 
Politik mit den Worten: „Das Risiko eines Atomkriegs ist 
heute weitaus höher als vor dreißig Jahren. Wir bitten Sie, 
das Risiko von Krieg, Atomkrieg und völliger Auslöschung 
zu reduzieren … Denken Sie an Ihre Menschlichkeit, und 
vergessen Sie den Rest!“
Die Physikerin Karen Hallberg […] „Die Technologie 
entwickelt sich schneller als unsere Fähigkeit, sie zu regu-
lieren. Wir müssen die Erforschung hochentwickelter KI-
Systeme global verlangsamen. Nur so geben wir der UNO 
und den Staaten die nötige Zeit, um wirksame völkerrechtli-
che Kontrollmechanismen aufzubauen und technologische 
Fehlfunktionen zu verhindern.“
Der ehemalige kolumbianische Präsident Juan Manuel 
Santos […] erklärte: „Wir müssen gefährliche Militärdok-

trinen wie ‚Launch-on-Warning‘ sofort abschaffen. Wenn 
Algorithmen über den Gegenschlag entscheiden, bleibt dem
Menschen keine Zeit mehr für Vernunft. Was wir brauchen, 
sind keine automatisierten Waffen, sondern krisenfeste, di-
rekte Kommunikationskanäle zwischen den Staatschefs, um
KI-Fehlinterpretationen abzufangen.“
Die Journalistin Maria Ressa wies auf die Gefahren digi-
taler Desinformation hin […]: „Die Bedrohung ist nicht erst
die Atombombe, die durch eine KI gezündet wird. Die Be-
drohung beginnt mit der ‚kognitiven Kriegsführung‘, die 
wir täglich erleben. KI-Algorithmen manipulieren und spal-
ten unser Denken bereits heute durch Desinformation. Eine 
neue Friedensordnung ist wertlos, wenn sie nicht auch die 
digitale Manipulation unserer Gesellschaften reguliert.“
Als konkrete Maßnahmen verlangt die Erklärung die Ver-
längerung militärischer Reaktionszeiten für menschliche 
Verifikationsphasen, den Ausbau krisenfester Kommunika-
tionskanäle zwischen den Atommächten sowie eine umfas-
sende Wirtschaftswende, bei der Rüstungsinvestitionen sys-
tematisch in zivile Bereiche wie Gesundheit, Bildung und 
Umweltschutz umgelenkt werden. […] 
Es gibt keine Alternative: Die Staatschefs müssen die Reiß-
leine ziehen und ihre geopolitischen Konflikte einfrieren, 
um das Überleben der Spezies Mensch zu garantieren. Ein 
unkontrollierter Systemfehler lässt keinen Raum für Ver-
handlungen – er löscht Täter und Opfer gleichermaßen aus.

https://www.nachdenkseiten.de/?p=154134     

11. Überprüfungskonferenz der Vertragsstaaten zum Atomwaffensperrvertrag
(SiG-Red. MJ) Vom 27. April bis zum 22. Mai 2026 fand 
die 11. Überprüfungskonferenz der Vertragsstaaten zum
Atomwaffensperrvertrag oder auch Nichtverbreitungs-
vertrag (NVV) in New York statt. Eine gemeinsame Ab-
schlusserklärung konnten die Staaten jedoch nicht verab-
schieden. Während der vier Wochen wurde deutlich, wie 
groß die Spannungen zwischen den Staaten sind. Viele Län-
der ohne Atomwaffen forderten konkrete Schritte zur Ab-
rüstung. Sie verwiesen auf die katastrophalen humanitären 
Folgen eines möglichen Atomwaffeneinsatzes und erinner-
ten an die Abrüstungsverpflichtungen im Vertrag. 
ICAN Deutschland war mit einer eigenen Delegation vor
Ort. ICAN Deutschland fordert die Bundesregierung auf, 
sich endlich wieder konstruktiv mit dem Atomwaffenver-
botsvertrag auseinanderzusetzen. Die nächste Staatenkon-
ferenz des Vertrags findet Ende November 2026 bei den 
Vereinten Nationen in New York statt. 
https://www.icanw.de/neuigkeiten/tag-1-auftakt-der-11-nvv-ue-
berpruefungskonferenz/

Aus der 7-seitigen Dokumentation der 11. Überprüfungs-
konferenz zum Vertrag über die Nichtverbreitung von 
Atomwaffen von IALANA:

Zivilgesellschaftliche Organisationen zogen klare Schluss-
folgerungen. ICAN bezeichnete das Ergebnis als „Weckruf”
und stellte fest, dass die globale Mehrheit der Staaten wäh-
rend des gesamten Monats gezeigt habe, dass sie Atomwaf-
fen ablehne, und forderte dazu auf, diese Energie auf die 
Generalversammlung und die bevorstehende erste Überprü-
fungskonferenz des Vertrags über das Verbot von Atomwaf-
fen (TPNW) im Dezember 2026 zu richten. 
Gleichzeitig wiesen zivilgesellschaftliche Organisationen 
auf einige positive Elemente hin, die in späteren Entwürfen 
verblieben, darunter Verweise auf den TPNW, die Anerken-
nung der humanitären und ökologischen Folgen von Nukle-
artests sowie die anhaltende Betonung der Unterstützung 
betroffener Gemeinschaften. 
Kazumi Matsui, Präsident von „Mayors for Peace“ und 
Bürgermeister von Hiroshima, drückt in seiner Stellungnah-
me seine tiefe Enttäuschung aus über den Ablauf, das Er-
gebnis, die fehlende Verabschiedung eines Abschlussdoku-
ments. Als Reaktion darauf sei „Mayors for Peace“ ent-
schlossen, die Kräfte seiner 8.600 Mitgliedsstädte in 166 
Ländern und Regionen zu bündeln. Kazumi Matsui setzt auf
die Zivilgesellschaft , die solidarisch für das Zusammenle-
ben der gesamten Menschheit eintreten soll. Er benennt das 
als „Kultur des Friedens” im Alltag. Weiterlesen
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Rheinmetall entwaffnen!
Das Rheinmetall-Unternehmen in Berlin-Gesundbrun-
nen, das lange Zeit Automobilzulieferer war, soll mit Billi-
gung des dortigen Betriebsrats künftig Komponenten für 
Artilleriemunition fertigen. Aus dem Aufruf zu den Aktions-
tagen am 10.-12. Juli 2026: „Damit würde zum ersten Mal 
nach dem Zweiten Weltkrieg wieder Rüstung in Berlin pro-
duziert werden. Ob Gaza, Kurdistan, Jemen: Die Waffen 
von Rheinmetall bringen für Millionen von Menschen welt-
weit Leid, Elend und Tod. Wir werden uns dieser tödlichen 
Produktion hier und überall in den Weg stellen.
Geld für den Kiez, statt Waffen für den Krieg!
Schluss mit der Militarisierung und Kriegsvorbereitung“
Der Berliner Friedensaktivist Heinz Eckel veröffentlichte 
Fotos zu den Aktionstagen und ein Video über die 
Demonstration.

IG Metall bekennt sich zum Rüstungswerk. Gleichzeitig 
hält sie an ihrem friedenspolitischem Auftrag fest.j  W  , 21.7.2026

https://rheinmetallentwaffnen.org/ 
https://aufschrei-waffenhandel.de/

https://www.kritischeaktionaere.de  /  
https://www.ohne-ruestung-leben.de 

https://keinewaffenproduktionberlin.noblogs.org/     
Attac Österreich: Rüstungskonzerne 
und der Profit mit Krieg (16 Seiten)

Ingeborg Schellmann
Sanktionen der EU gegen eigene Bürger treiben diese in eine totale Isolation

Man reibt sich die Augen und möchte es nicht glauben. 
Aber in Deutschland ist es möglich, dass dieses Land, das 
sich der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, der Freiheit 
und der historischen Verantwortung verpflichtet fühlt und 
dies allenthalben zum Ausdruck bringt, Bürgern ihrer Rech-
te in einem Maß beraubt, wie es einst im Mittelalter Anders-
gläubigen und Andersdenkenden durch den Kirchenbann 
und die Reichsacht und im 20. Jahrhundert durch Verban-
nung, Ausbürgerung und Verfolgung geschah. Deutschlands
Geschichte der Rechtlosigkeit, der blutigen Verfolgung und 
Ermordung von Menschen liegt gut 90 Jahre zurück. Dieses
Land sollte – so möchte man meinen – mit seinem Bekennt-
nis zur historischen Verantwortung besonders sensibel für 
Rechtlosigkeit sein. Es ist mitnichten der Fall.
Deutschland ist an den EU-Sanktionen beteiligt. Es waren 
europäische Regierungsvertreter, darunter auch der Vertreter
der deutschen Regierung, die mit Beschluss vom 6. März 
2014 in der außerordentlichen Tagung der EU-Staaten und 
Regierungschefs zur Lage der Ukraine die Grundlage für 
EU Sanktionen legten. Während über Jahre hinweg zahlrei-
che Sanktionen gegen Regierungsmitglieder Russlands und 
Drittländer, gegen Organisationen und Oligarchen verhängt 
wurden, sind ab Mai 2025 nun auch EU Bürger betroffen.
Mit den Sanktionen wird das gesamte Vermögen der sankti-
onierten Personen eingefroren. Sie können über ihre Vermö-
genswerte in keiner Weise verfügen. Die Bankkonten wer-
dend gesperrt, Kreditkarten funktionieren nicht mehr, Miet-
zahlungen oder Gehälter können also weder geleistet noch 
empfangen werden. 

Besonders fatal: Das Bereitstellungsverbot untersagt es je-
dem Dritten, also auch Arbeitgebern oder Vermietern, der 
gelisteten Person Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen 
„direkt oder indirekt“ zukommen zu lassen. Da es keine ge-
richtliche Vorab-Kontrolle gibt, tritt diese Wirkung unmit-
telbar mit Veröffentlichung im Amtsblatt der EU in Kraft – 
ohne vorherige Anhörung der Betroffenen, um einen „Über-
raschungseffekt“ zu erzielen und Vermögensverschiebungen
zu verhindern. Dies führt zu einer totalen sozialen und wirt-
schaftlichen Isolation, die in Deutschland und der EU in der
Nachkriegszeit ohne Beispiel ist.
Die Verfassungswidrigkeit haben die ehemalige Richterin 
des EUGH, Prof. Dr. Ninon Colneric, und Prof. Dr. Alina 
Miron bereits am 31. Oktober 2025 durch ein umfassendes  
Gutachten festgestellt. Doch damit werden die Sanktionen 
nicht aufgehalten. Dass eine Entscheidung des EUGH evtl. 
eine Änderung der Politik bringen könnte, wird angesichts 
der sog. Kadi Entscheidung kaum zu erwarten sein. Hoff-
nungen werden noch auf den Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrecht gesetzt. Doch bis dieser eine Entscheidung 
treffen wird, gehen Jahre ins Land.
Umso wichtiger ist eine Petition von Journalisten, Politikern,
Künstlern und Schriftstellern, unter ihnen Jeremy Corbyn, 
Yanis Varoufakis, Sevim Dagdelen u.a. für den Journalisten 
Hüseyin Doğru. Sie kann unter 
https://free-dogru.com/?lang=de  aufgerufen werden.

Sanktionen gegen Journalisten in der EU: 
Experten sehen Grund in Kriegsvorbereitung – 

Bericht über eine Podiumsdiskussion im EU-Parlament 
in Brüssel am 7. Mai - Multipolar
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NEIN bleibt NEIN! Keine Mittelstreckenwaffen!
Die Regierung will ab 2029 in den USA 400 Marschflugkörper des Typs Tomahawk (Reichweite 1.600 km) kaufen,
um diese von deutschem Territorium oder von Fregatten aus gegen gehärtete Ziele im russischen Hinterland abzufeuern.

Verschiedene europäische Mittelstreckenwaffen (ELSA, Reichweite über 2.000 km) sind ebenfalls im Gespräch. 
https://nie-wieder-krieg.org/2026/07/01/berliner-appell-01-07-2026/ 

Man stelle sich vor, Russland würde Marschflugkörper auf Kuba stationieren, mit der Reichweite, um
Washington zu treffen. Die Empörung wäre grenzenlos. Doch wenn Deutschland dasselbe tut, redet man von

«strategischer Lückenschliessung». (Fred Schumacher, 13.7.2026, infosperber)

Der Deutsche Gewerkschaftsbund kritisierte auf seinem Bundeskongress 2026 eine Stationierung von Mittelstreckenwaf-
fen, da durch sie „eine gefährliche Dynamik“ drohe und – anders als noch beim NATO-Doppelbeschluss von 1979 – „kei-

nerlei Angebot an Russland für Abrüstungs- und Rüstungskontrollverhandlungen“ gemacht wurden. 
Durch eine Stationierung würde „keine Perspektive auf ein Nachfolgeabkommen zum inzwischen aufgekündigten INF-

Vertrag“ eröffnet, so der DGB-Beschluss. 

„Friedensfähig statt erstschlagfähig.
Für ein Europa ohne Mittelstreckenwaffen!“
Bonn, 9. Juli 2026 – https://friedensfaehig.de/  
[…] Mit dem Erwerb und der Eigenentwicklung von land-
gestützten Mittelstreckenwaffen treibt die Bundesregierung 
ein teures und gefährliches Wettrüsten voran. Eine Verbrei-
tung der Erstschlagwaffen erhöht wegen der kurzen Vor-
warnzeit das Risiko von Fehleinschätzungen und einer mili-
tärischen Eskalation. […] Die Kampagne hat im Dossier 
„Rückkehr der Mittelstreckenwaffen“ der Fachzeitschrift
Wissenschaft & Frieden Möglichkeiten aufgezeigt, wie 
Friedens-Initiativen aussehen könnten: 
Zunächst braucht es eine Reaktivierung vertrauensbildender
Maßnahmen durch Stärkung und Ausbau direkter Kommu-
nikationskanäle zwischen den Konfliktparteien sowie ge-
genseitige Einblicke in Stationierungsorte und Bewaffnung.
Im weiteren Verlauf sollten diese im Rahmen neuer Trans-
parenz- und Verifikationsregime formalisiert und für die 
Beteiligten nachprüfbar werden. 
Letztlich müssen jedoch neue, idealerweise multilateralen 
Verträge zur Begrenzung von Mittelstreckenwaffen als 
Nachfolgeprozess zum 2019 gekündigten INF-Vertrag (In-
termediate-Range Nuclear Forces) angestoßen werden. 
Mit der Kritik und der Forderung nach einem stärkeren En-
gagement der Bundesregierung ist die Kampagne nicht al-
leine. Das kürzlich erschienene Friedensgutachten emp-
fiehlt: „Deutschland sollte ein Stationierungsmoratorium für
neue landgestützte Raketen im ehemaligen INF-Reichwei-
tenbereich anstreben, verbunden mit reziproken Transpa-
renzmaßnahmen.“  (https://www.friedensgutachten.de/ )

Beiträge zu den Mittelstreckenwaffen 
in den SiG 156, 157 und 158

Aus: Arno Gottschalk: Tomahawks für Deutschland
Merz hat den Kauf amerikanischer Tomahawk-Marschflug-
körper im Bundestag bekannt gegeben. Medienberichten 
zufolge geht es um bis zu 400 Flugkörper der Version Block
Vb für rund 1,15 Milliarden Euro, dazu drei Typhon-Start-
systeme für weitere 220 Millionen. Offiziell hält die Bun-
desregierung die Stückzahlen geheim. Der Kauf ersetzt die 
Stationierungszusage von 2024, die Trump kassiert hat. 

Damals sollten die Waffen kostenlos kommen, mit amerika-
nischem Personal, eingebettet in eine Multi-Domain Task 
Force. Jetzt zahlt Deutschland selbst, und nach Angaben aus
Regierungskreisen wird kein US-Personal entsandt. 
Mit dem amerikanischen Personal entfällt allerdings auch 
das System, in das die Waffen eingebettet waren. Die ur-
sprüngliche Stationierung war Teil des amerikanischen 
Multi-Domain-Operations-Konzepts, in dem Satellitenauf-
klärung, elektronische Kampfführung, Cyberfähigkeiten, 
Datenfusion, Zielplanung und weitreichende Präzisions-
schläge zu einer einzigen Wirkungskette verbunden werden.
Der Tomahawk war darin die Spitze des Speers. Deutsch-
land kauft nun die Spitze, ohne den Speer. Denn wer Ziele 
in 1.600 Kilometern Entfernung bekämpfen will, braucht 
neben den Flugkörpern eine permanente Zielverfolgung aus
dem Weltraum, sichere Kommunikation und eine hochinte-
grierte Missionsplanung und Operationsführung. Eine 
Marschflugkörperbatterie allein ist noch keine Deep-Strike-
Fähigkeit. Dass Deutschland eine solche nationale Aufklä-
rungs- und Führungsarchitektur aufbaut, ist bislang nicht er-
kennbar. 
Damit bleiben zwei Möglichkeiten. Entweder verfügt 
Deutschland über eigene Raketen, kann damit aber im We-
sentlichen vorbereitete, statische Ziele bekämpfen, was mili-
tärische Möglichkeiten erweitert, aber weit hinter den Fähig-
keiten einer amerikanischen Task Force zurückbliebe. Oder 
die deutschen Systeme werden in die amerikanische Archi-
tektur eingebunden, und Zieldaten, Satellitenaufklärung und 
Lagebilder kommen weiterhin überwiegend aus amerikani-
schen Quellen. Aus der politischen Abhängigkeit von ameri-
kanischen Truppen würde eine technologische und operative 
Abhängigkeit von amerikanischen Wirkungsketten. 
Die Bundesregierung nennt den Kauf eine Übergangslö-
sung, bis europäische Systeme verfügbar sind. Gemeint ist 
vor allem ELSA, die deutsch-britische Initiative für weit-
reichende Präzisionswaffen mit über 2.000 Kilometern 
Reichweite, der sich Frankreich anschließen will. Diese 
Systeme werden frühestens im kommenden Jahrzehnt ein-
satzbereit sein. Zugleich haben die USA im Iran-Krieg nach
Expertenschätzungen mehrere hundert bis über tausend To-
mahawks verschossen und füllen zunächst die eigenen Be-
stände auf. […]  Twitter
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Jeffrey Sachs
Offener Brief an Bundeskanzler Friedrich Merz:

Es ist Zeit für Diplomatie
26. Mai 2026 
Sehr geehrter Herr Bundeskanzler Merz, 
[…] Die vergangenen Tage haben eine gefährliche Eskalation
mit sich gebracht, die alle Europäer aufrütteln sollte. […] 
Der Weg zur Verteidigung der Ukraine ist nicht die Fortset-
zung des Gemetzels, sondern ein Frieden zu Bedingungen, 
die für alle Parteien akzeptabel sind. Stattdessen droht uns 
eine Eskalation mit noch mehr Toten, noch mehr Zerstörung
und der realen Gefahr eines Krieges, der sich über die Uk-
raine hinaus ausweitet. […] 
Deutschlands Verantwortung: Sechs Punkte 
Deutschland trägt eine erhebliche Verantwortung für die ge-
genwärtige Situation. Bevor die deutsche Politik auf Frie-
den ausgerichtet werden kann, muss Deutschlands Vergan-
genheit ehrlich aufgearbeitet werden. Im Folgenden führe 
ich sechs schwerwiegende Versäumnisse der deutschen Au-
ßenpolitik gegenüber Russland seit der deutschen Wieder-
vereinigung 1990 auf. 
Erstens – der 2+4-Vertrag und die Osterweiterung der 
NATO: […] Dieser Vertrag kam zustande, weil Michail 
Gorbatschow von Hans-Dietrich Genscher, Helmut Kohl, 
James Baker und anderen westlichen Staats- und Regie-
rungschefs die feierliche Zusicherung erhielt, dass die 
NATO nicht nach Osten expandieren würde. […] 
Die NATO-Erweiterung wurde ausführlich erörtert, und 
Deutschland gab der sowjetischen Führung ausdrückliche 
Zusicherungen, die Erweiterung nach Osten zu verweigern 
– und brach diese später. […]  
Zweitens – Bundeskanzlerin Merkels eigene Aussage: In 
ihren Memoiren schreibt Angela Merkel mit bemerkenswerter
Offenheit, dass sie zum Zeitpunkt des Bukarester Gipfels 
2008 verstand, dass die Einladung der Ukraine und Georgiens
in die NATO einer Kriegserklärung an Russland gleichkäme. 
[…] 
Drittens – der Verrat am Abkommen vom 21. Februar 
2014: […]  Das Abkommen sah die Wiedereinführung der 
Verfassung von 2004, die Bildung einer nationalen Einheits-
regierung und vorgezogene Präsidentschaftswahlen vor. 
[…] Doch innerhalb von 24 Stunden wurde Janukowitsch 
durch einen gewaltsamen Putsch gestürzt. Deutschland be-
stand nicht auf dem Abkommen, das es gerade noch garan-
tiert hatte. Stattdessen unterstützte Deutschland, dem Bei-
spiel der USA folgend die neue Regierung, als ob es nie ein 
Abkommen gegeben hätte. Diese Entscheidung bestärkte 
Moskau in der Annahme, dass westlichen Unterschriften 
nicht zu trauen sei. 
Viertens – Minsk II: […]  Sieben Jahre lang wurde die 
zentrale politische Bestimmung – die Autonomie der Don-
bass-Regionen innerhalb einer souveränen Ukraine – von 
Kiew nicht umgesetzt. […] Merkel räumte später ein, dass 
das Abkommen als Druckmittel genutzt worden war, um der
Ukraine die Wiederbewaffnung zu ermöglichen. Präsident 
Hollande äußerte sich ähnlich. […] 

Fünftens – Nord Stream : Am 7. Februar 2022 verkündete 
Präsident Biden im East Room des Weißen Hauses – in An-
wesenheit des damaligen Bundeskanzlers Olaf Scholz: 
„Wenn Russland (in der Ukraine) einmarschiert, wird es 
Nord Stream 2 nicht mehr geben. Wir werden dem ein Ende
setzen.“ Auf die Frage nach dem Wie antwortete er: „Ich 
verspreche Ihnen, wir werden dazu in der Lage sein.“ […] 
Sechstens – das Istanbul-Abkommen vom April 2022, 
das zum Greifen nah war: Nur wenige Wochen nach 
Russlands Invasion im Februar 2022 trafen sich russische 
und ukrainische Unterhändler in Istanbul, um die Bedingun-
gen eines Friedensabkommens auszuhandeln: Neutralität 
der Ukraine außerhalb der NATO, multilaterale Sicherheits-
garantien, vereinbarte Truppenbegrenzungen und die 
schrittweise politische Lösung der Donbass- und Krim-Fra-
ge. Das Abkommen stand kurz vor der Unterzeichnung. 
[…] Die Mission von Premierminister Boris Johnson nach 
Kiew im April 2022, um die Ukraine anzuweisen, das Ab-
kommen nicht zu unterzeichnen, ist aktenkundig. […]  
Deutschland hat dazu geschwiegen. […] 
Deutschlands wirtschaftliche Selbstzerstörung: […] 
Die Bundesregierung plant nun einen massiven Rüstungs-
ausbau […] Die bittere Realität, Herr Bundeskanzler, ist: 
Mit diesen Waffen lässt sich jene Sicherheit nicht erkaufen, 
die durch Diplomatie zu einem Bruchteil der Kosten er-
reicht werden könnte. […]  Sagen Sie der deutschen Öffent-
lichkeit die Wahrheit. Ein auf der Neutralität der Ukraine 
basierender Verhandlungsfrieden ist der realistische Weg 
aus der Katastrophe, und die Wiederherstellung normaler 
Wirtschaftsbeziehungen mit Russland ist der realistische 
Weg aus dem industriellen Niedergang Deutschlands. 
Die Bedingungen eines akzeptablen Abkommens, das 
Deutschland vorschlagen könnte, sind klar: Die Kämpfe 
werden an einer Waffenstillstandslinie eingestellt. Alle Sei-
ten verzichten auf jegliche zukünftige Gewaltanwendung in 
Grenzfragen. Die Ukraine stellt ihre Neutralität wieder her, 
die NATO verzichtet dauerhaft auf eine weitere Osterweite-
rung. Europa und Russland nehmen ihre Wirtschaftsbezie-
hungen wieder auf und beenden die Kriegstreiberei. Die 
OSZE wird wieder zum zentralen Forum für europäische 
Sicherheit, mit dem Grundsatz, dass europäische Sicherheit 
unteilbar ist und nicht auf militärischen Blöcken beruht, die 
Europa spalten. In einem solchen Szenario des Friedens 
kann Deutschland seine nationalen Ressourcen auf die In-
vestitionen in Digitalisierung, KI, Halbleiter und Energie 
konzentrieren, die Deutschlands wirtschaftliche Zukunft er-
fordert. […] Es ist Zeit für Diplomatie, Herr Bundeskanzler.
Sie haben die Wahl. 
Hochachtungsvoll, 
Jeffrey D. Sachs, Professor an der Columbia University 
(Berliner Zeitung, 27.5.2026) 
Jeffrey Sachs: Wenn wir vom Abgrund des Kriegs wegwollen,
müssen wir ehrlich sein: J. Sachs antwortet einem Kritiker aus 
Europa und erklärt, dass nur die Kenntnis der Ursachen des Krie-
ges zu dessen Beendigung führen können. B  erliner  Z  eitung  ,   17.6.26
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German Foreign Policy
Deutschlands Rüstungsdurchmarsch

13. Juli 2026 - Berlin finanziert seine Rekordrüstung außer mit dem Abriss der Sozialsysteme auch mit
Rekordschulden, die zu riesigen Zinslasten führen, und treibt damit zugleich die Hochrüstung in Europa an.

Allgemeine Finanzverwaltung
Die tatsächlichen Ausgaben der Bundesrepublik für das Mi-
litär übertreffen die offiziellen Angaben der Bundesregie-
rung dazu weiter erheblich. Dies zeigt ein Vergleich ver-
schiedener Angaben für die diesjährigen Aufwendungen für 
die Streitkräfte. So sieht der Bundeshaushalt knapp 82,7 
Milliarden Euro für das Bundesverteidigungsministerium 
vor; das wären 15,8 Prozent aller Ausgaben der Bundesre-
gierung. Hinzu kommen allerdings noch Mittel aus den 
Sonderschulden, die die Regierung in einem Schattenhaus-
halt versteckt. Inzwischen liegen dazu Zahlen aus dem Bun-
desfinanzministerium vor. Für 2026 beläuft sich die Summe
auf 108,2 Milliarden Euro. 
Vergangene Woche wurde bekannt, dass der Betrag für die 
deutschen Militärausgaben, den die Bundesregierung für 
dieses Jahr an die NATO gemeldet hat, noch deutlich höher 
liegt und 124,7 Milliarden Euro erreicht.[1] Dies sind gut 
50 Prozent mehr als der reguläre Bundeswehretat. 
Ursache ist, dass diverse kostspielige Rüstungsausgaben, so
etwa voluminöse Militärhilfe für die Ukraine, in andere 
Haushaltsposten verschoben werden, wo sie dem kritischen 
Blick entzogen sind. So sind im Bundeshaushalt für 2026 
Mittel von 11,5 Milliarden Euro im Etatposten „Allgemeine
Finanzverwaltung“ für die „Ertüchtigung von völkerrechts-
widrig angegriffenen Staaten im Bereich Sicherheit, Vertei-
digung und Stabilisierung“ ausgewiesen.[2]

Der Wert der Waffen
Inzwischen hat das Bundesfinanzministerium Angaben für 
die kommenden Jahre inklusive der vorgesehenen Aufwen-
dungen aus den Sonderschulden präsentiert. Demnach wer-
den sich die deutschen Militärausgaben im Jahr 2027 nicht 
auf die knapp 110 Milliarden Euro beschränken, die im offi-
ziellen Bundeshaushalt für die Bundeswehr eingeplant sind,
sondern 139,7 Milliarden Euro erreichen. 2028 sollen es 
dann bereits 153,9 Milliarden Euro sein. Für 2030 werden 
mittlerweile offizielle Aufwendungen von 184 Milliarden 
Euro genannt. 
Die Angaben enthalten noch nicht die Leistungen, die Ber-
lin in seinen Meldungen an die NATO hinzurechnet. Die 
184 Milliarden liegen kaum unter den 195,5 Milliarden 
Euro, die Berlin dieses Jahr für Renten und Grundsicherung
im Alter (140 Milliarden Euro) sowie für Sozialleistungen 
(55,5 Milliarden Euro) einplant. 
Die Hochrüstung der Bundeswehr ist der Bundesregierung 
demnach soviel wert wie die Leistungen an alle Rentner 
und Bedürftige in ganz Deutschland zusammengenommen. 
Um sie zu finanzieren, hat Berlin mit einem krassen Sozial-
kahlschlag begonnen. Gestrichen werden sogar Maßnah-
men, die allenfalls ein Tropfen auf den heißen Stein sind – 
so etwa ein Zuschlag von 25 Euro monatlich für 2,9 Millio-
nen Kinder, die in Armut leben.[3]

Rekordzinslast
Trotz des Sozialkahlschlags geht die Hochrüstung mit einer 
dramatischen Neuverschuldung einher. So plant die Bun-
desregierung für das kommende Jahr eine Schuldenaufnah-
me von mehr als 200 Milliarden Euro – 12,5 Prozent mehr 
als noch in diesem Jahr.[4] In den Jahren von 2027 bis 2030
sollen die Neuschulden einen Gesamtbetrag von 838 Milli-
arden Euro erreichen. Der größte Teil davon wird Berichten 
zufolge ins Militär fließen. Dabei steigt die Zinslast eben-
falls dramatisch. Lag sie 2021 noch bei rund 4 Milliarden 
Euro [5], so wird sie kommendes Jahr bereits 42 Milliarden 
Euro und 2030 gar 81 Milliarden Euro erreichen.[6] Das ist 
rund das Vierfache des aktuellen Gesundheitshaushalts.

Frankreich abkoppeln
Die deutsche Hochrüstung wird nicht nur auf Kosten der fi-
nanziell Schwächsten vollzogen, die vom Abriss der Sozial-
systeme am härtesten getroffen werden. Sie geschieht nicht 
nur zu Lasten künftiger Generationen, die gewaltige Zinss-
ummen zu begleichen haben werden. Sie treibt auch die 
Hochrüstung in ganz Europa voran. Dies gilt etwa für 
Frankreich, wo es Sorgen und Ängste auslöst, dass Deutsch-
land sich zum dritten Male anschickt, die stärksten Streit-
kräfte Europas aufzubauen.[7] Der deutsche Durchmarsch 
in der Rüstung trägt dazu bei, auch die französische Regie-
rung zu einer immer weiteren Steigerung ihres Militärhaus-
halts zu veranlassen; andernfalls sei eine „Abkopplung“ der 
Streitkräfte Frankreichs zu befürchten, warnte kürzlich Ge-
neralstabschef Fabien Mandon.[8] Aktuell sieht die Pariser 
Budgetplanung eine Steigerung des Militärhaushalts von 
57,1 Milliarden Euro in diesem Jahr auf 76,3 Milliarden 
Euro im Jahr 2030 vor. Dies ist nicht einmal die Hälfte der 
von Berlin geplanten Ausgaben, was insbesondere daran 
liegt, dass Frankreich bereits viel höher verschuldet ist als 
Deutschland: mit, Stand Ende März, 3,54 Billionen Euro 
bzw. 117,5 Prozent der nationalen Wirtschaftleistung. 
Paris kann daher nicht so hohe Kredite zur Waffenbeschaf-
fung aufnehmen wie Berlin.[9] Den Abriss der Sozialsyste-
me treibt es aber gleichermaßen voran.

Sozialabriss in Großbritannien
Ähnlich verhält es sich in Großbritannien. Dort wird der 
Militärhaushalt, der im Jahr 2024 noch bei 54 Milliarden 
Pfund lag, auf 80 Milliarden Pfund im Jahr 2029 aufge-
stockt; das sind nach gegenwärtigem Wechselkurs 94 Milli-
arden Euro.[10] Auch das Vereinigte Königreich kann seine 
Aufrüstung nicht – wie Deutschland – durch eine immense 
Neuverschuldung finanzieren, weil es bereits mit aktuell 
rund 95 Prozent seiner Wirtschaftsleistung verschuldet ist. 
Das Office for Budget Responsibility, eine dem Bundesrech-
nungshof vergleichbare Behörde, warnt bereits, leite die Re-
gierung keine entschiedene Kurskorrektur ein, dann könne 
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Großbritanniens Staatsschuld im Jahr 2075 bis zu 300 Pro-
zent seiner Wirtschaftsleistung betragen.[11] Entsprechend 
drastische Streichungen stehen in den ohnehin schon ge-
kürzten Haushalten für Soziales, Gesundheit und Bildung 
bevor. Der scheidende Premierminister Keir Starmer hat in 
einer seiner vermutlich letzten Amtshandlungen entschie-
den, zusätzlich 15 Milliarden Pfund in den Militärhaushalt 
zu verschieben. Sein Nachfolger, Andy Burnham, der in 
Kürze den Posten übernehmen wird, muss nun zusätzlich 
mindestens sieben Milliarden Pfund streichen: „bei Schu-
len, Krankenhäusern, Straßen und Energieprojekten“, wie es
in der konservativen Tageszeitung The Times hieß.[12]

„Kritiker: Wegtreten!“
Hochrüstung, Neuverschuldung und der Abriss der Sozial-
systeme werden in besonderem Maß von Deutschland for-
ciert, treffen jedoch die Bevölkerungen aller Länder Euro-
pas. Mit wachsendem Unmut und anschwellenden Protesten
konfrontiert, erklärte Bundeskanzler Friedrich Merz kürz-
lich, er werde Proteste nicht dulden.[13] Merz äußerte wört-
lich: „Kulturpessimisten, Untergangspropheten, Nöler, 
Nörgler und Berufskritiker: Wegtreten!“
[1] Deutschland meldet Nato Verteidigungsausgaben in Rekordhöhe. 
tagesspiegel.de 07.07.2026.

[2] Bundeshaushalt digital. bundeshaushalt.de.
[3] Susanne Knütter: Der nächste Tritt nach unten. junge Welt 
08.07.2026.
[4] Anne-Sylvaine Chassany: Germany to borrow €800bn for rearma-
ment in historic shift. ft.com 06.07.2026.
[5] Manfred Schäfers: Schlechter als je zuvor. Frankfurter Allgemeine
Zeitung 06.07.2026.
[6] Anne-Sylvaine Chassany: Germany to borrow €800bn for rearma-
ment in historic shift. ft.com 06.07.2026.
[7] S. dazu Deutsche Dominanz.
[8] Nicolas Monnet : L’écart se creuse : En 2030, l’Allemagne con-
sacrera 180 milliards d’euros à sa défense et dépassera très largement 
la France, la Bundeswehr prête à devenir la 1re armée d’Europe ? lin-
dependant.fr 09.07.2026.
[9] Denis Cosnard : La dette publique de la France s’envole au-delà 
de 3500 milliards d’euros. lemonde.fr 25.06.2026.
[10] Frank Gardner: Key points from government’s defence spending 
plan. bbc.co.uk 30.06.2026.
[11] Mehreen Khan: Public debt on course to hit 300 per cent of GDP,
warns watchdog. thetimes.com 07.07.2026.
[12] Oliver Wright, Geraldine Scott, Larisa Brown, Eleanor Hayward:
Andy Burnham faces £7bn cuts to fund defence spending hike. theti-
mes.com 02.07.2026.
[13] Paul Gross: Gegen „Nöler, Nörgler und Berufskritiker“. Frank-
furter Allgemeine Zeitung 06.07.2026.
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Berlin und Stuttgart: Demonstration am 3. Oktober 2026:  Nein zu Hochrüstung,
Wehrpflicht und Krieg!     Für Frieden, demokratische Rechte und soziale Sicherheit!

https://nie-wieder-krieg.org/wp-content/uploads/2026/06/Aufruf-03102026.pdf  

Termine der Friedensgruppen: https://www.friedenskooperative.de/termine 

Christoph Butterwegge
Gerechtigkeit durch Erhöhung der sog. Reichensteuer?

Um der SPD die bitteren Pillen für ihre Anhänger/innen zu 
versüßen und wenigstens einen Hauch von sozialer Gerech-
tigkeit zu erzeugen, wird die sog Reichensteuer in Höhe von
45 Prozent künftig bereits ab einem zu versteuernden Ein-
kommen von 250.000 Euro (bei zusammenveranlagten Ehe-
paaren oder Lebenspartnern: 500.000 Euro) fällig und 
Hocheinkommensbeziehern ab einem zu versteuernden Jah-
reseinkommen von 280.000 Euro (bei zusammenveranlag-
ten Ehepaaren oder Lebenspartnern: 560.000 Euro) ein auf 
47 Prozent steigender „Reichensteuersatz“ zugemutet. Die-
ser trifft aber erstens nur eine winzige Minderheit der Steu-
erzahler, die ihn zweitens auf Kapitalerträge – ihre Haupt-
einnahmequelle – gar nicht zahlen müssen, profitieren.

Vor allem viele Besserverdienende profitieren vom ange-
kündigten Abflachen der zweiten Progressionszone, die mit 
einer Rechtsverschiebung des Spitzensteuersatzes verbun-
den ist, sowie von der Anhebung des Grundfreibetrages und
des steuerlichen Kinderfreibetrages sogar mehr als Normal- 
und Geringverdiener/innen, weil ihre absoluten Entlastungs-
beträge in unserem linear-progressiven Steuersystem höher 
ausfallen als die von Menschen mit niedrigen und mittleren 
Einkommen, um deren Entlastung es angeblich geht.

Wer die marode Infrastruktur unseres Landes, den Nieder-
gang seiner öffentlichen Einrichtungen und Defizite seiner 

Daseinsvorsorge sieht, kann staatlichen Einnahmeausfällen 
ohnehin schwerlich zustimmen. Unter dem sozialen Ge-
rechtigkeitsaspekt vordringlich wäre es, die Kapitaler-
tragsteuer von nur 25 Prozent in der Einkommensteuer 
aufgehen zu lassen, also Zinsen, Dividenden und Veräuße-
rungsgewinne mit dem persönlichen Einkommensteuersatz 
zu belegen. Denn es sind nun einmal Kapitalerträge, die bei 
den Reichen das Gros der Einkünfte ausmachen, und wenn 
man sie geringer als die Arbeitseinkommen besteuert, ver-
tieft sich die Kluft zwischen Arm und Reich immer weiter.

Besonders kurios ist die Absicht von CDU, CSU und SPD, 
den Ländern durch ein Bundesgesetz die Vergesellschaf-
tung privater Mietwohnungsbestände der Immobilien-
wirtschaft zu verbieten, was die Regierungsparteien damit 
begründen, dass der private Wohnungsbau nicht gefährdet 
werden dürfe. Dass die angekündigte Gründung einer 
„Wohnungsbaugesellschaft für bezahlbares Wohnen“ 
(WBG) allein das Problem der Mietenexplosion löst, wenn 
Immobilienkonzerne wie Vonovia eine Maximierung der 
Rendite betreiben, darf man jedoch bezweifeln.

Aus: Reformen auf dem Rücken von Schwächeren – Was
die Bundesregierung plant, unterminiert den Sozialstaat. 
Gastbeitrag von Christoph Butterwegge blog-der-republik 
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Tobias Weißert
Sozialkahlschlag für Großmachtziele

Auszüge aus: https://overton-magazin.de/top-story/sozialkahlschlag-fuer-grossmachtziele/  

Der Zweck der Aufrüstung
Der Krieg in der Ukraine hat sich aus einem Bürgerkrieg zu 
einem Stellvertreterkrieg zwischen Großmächten entwi-
ckelt. Nachdem sich die USA nun weitgehend daraus zu-
rückziehen, stehen sich die Großmächte Russland und Euro-
päische Union gegenüber. Vor allem die EU (und in ihr be-
sonders Deutschland) richtet sich auf eine lange Auseinan-
dersetzung ein,1 denn das wirkliche Ziel vor allem Deutsch-
lands ist es, Russland als Großmacht auszuschalten und ei-
nen Regime-Wechsel zu erzwingen, der den russischen 
Markt für freien Kapitalverkehr öffnet.
Das Ziel, eine hoch gerüstete atomare Großmacht zu besie-
gen, ist äußerst ambitioniert und im Augenblick fehlen 
Deutschland und der EU dazu die Mittel. Das muss geän-
dert werden. Deutschland und Europa müssen aufrüsten, 
denn Großmachtpolitik ist ohne entsprechende militärische 
Stärke nicht zu haben. Deutschland als ökonomisch stärks-
tes Land der EU fordert nun auch die militärische Führung. 
Fünf Prozent des Bruttoinlandsprodukts für Aufrüstung ist 
das Ziel. Den Auftakt dafür setzt der Beschluss des Bundes-
tags vom März 2025. Es wurde ein Sondervermögen von 
500 Mrd. Euro für Infrastruktur und Klimaneutralität be-
schlossen, das überwiegend dazu dienen sollte, die Kriegs-
tüchtigkeit zu erhöhen. Gleichzeitig wurden 500 Mrd. Euro 
für militärische Güter aus einem weiteren Sondervermögen 
beschlossen. Die Aufnahme von Krediten dafür, die 1 Pro-
zent des Bundeshaushalts übersteigen, soll unbegrenzt sein, 
kann also 500 Mrd. Euro erheblich übersteigen. Das Gesetz 
benötigte Grundgesetzänderungen, weil es die Schulden-
bremse modifizierte. Die Zweidrittelmehrheit konnte nur er-
reicht werden durch Zusammengehen der Parteien der alten 
Regierungskoalition mit der CDU. Ohne vorhergehende öf-
fentliche Diskussion stimmte ein schon abgewähltes Parla-
ment einer aus dem Hut einer schon abgewählten Regierung
gezauberten gigantischen Aufrüstung zu.

Die wirtschaftliche Lage
Der Zwang zur Aufrüstung findet Deutschland in einem 
ökonomisch angeschlagenen Zustand. In den letzten sieben 
Jahren (von 2019 bis 2025) stieg das BIP nur um 1,4 Pro-
zent. Das entspricht einer durchschnittlichen jährlichen 
Steigerung von 0,2 Prozent.2 Gleichzeitig kam es zu einer 
hohen Inflation von insgesamt 22,2 Prozent, was einem 
jährlichen Durchschnitt von 3,17 Prozent entspricht. In den 
letzten 3 Jahren war das Wachstum des BIP sogar negativ 
und auch für 2026 ist keine Erholung zu erwarten, während 
die Inflation wieder ansteigt und ebenfalls die Arbeitslosig-
keit. Diese Lage ist der Horror für Ökonomen.

Rettet die Aufrüstung die deutsche Wirtschaft?
Die deutsche Wirtschaft liegt am Boden. Die Auslastung der
Industriekapazitäten ist an einem Tiefstand. Der Maschinen-
bau ist nur zu 77,2 Prozent, die Chemieindustrie zu 72 Pro-
zent, die Textilindustrie zu 70 Prozent ausgelastet und das 
Baugewerbe sogar nur zu 66,6 Prozent. Der Durchschnitt 
der industriellen Auslastung liegt bei nur 77,5 Prozent.10

Viele Firmen geben auf. 24.064 Insolvenzen im Jahr 2025 
sprechen eine deutliche Sprache.11 Unter diesen Bedingun-
gen leiden in vielen Branchen die Renditen.
Unter den Bedingungen der Krise dient das 500 Milliarden 
Investitionsprogramm und die Milliarden für Rüstung ohne 
Zweifel auch als Sanierungsprogramm für die Industrie.
Ob industrielle Investitionen zum Erfolg führen, wird erst 
sichtbar, wenn sie realisiert sind. Erst ausreichender Absatz 
macht die Anlagen rentabel. Der Zweck der Produktion von 
Rüstungsgütern besteht jedoch darin, ein Machtmonopol 
herzustellen, das der Abschreckung dienen soll. Deswegen 
ist es nur bedingt sinnvoll, sie als Güter zu verkaufen. Sie 
müssen monopolisiert und gebunkert werden, denn ihr Ziel 
ist der Einsatz zum militärischen Sieg. Deswegen entziehen 
Investitionen in die Rüstung der Volkswirtschaft investive 
Kapazitäten zu zivilen wirtschaftlichen Zwecken. Es ist eine
Scheinerholung. Die Disparitäten der Volkswirtschaft ver-
schärfen sich und die konsumtiven Möglichkeiten nehmen 
ab. [...]

Leider ist auch das 500 Milliarden schwere Sondervermö-
gen für Infrastruktur und Klimaneutralität, aufzuteilen auf 
12 Jahre, keine rein zivile Investitionsmasse. Wenn davon 
gesprochen wird, dass Deutschland 5 Prozent des BIP für 
Aufrüstung ausgeben will, so sollen davon 3,5 Prozent auf 
rein militärische Güter entfallen, während 1,5 Prozent der 
militärischen Infrastruktur und dem Heimatschutz dienen 
sollen. Dazu kommen Ausgaben für Nachrichtendienste, für
den Schutz der IT-Systeme sowie Hilfen für völkerrechts-
widrig angegriffene Staaten. Ohne intakte Autobahnen, Brü-
cken und Eisenbahnstrecken kann Deutschland nicht zum 
Aufmarschgebiet europäischer Truppenbewegungen wer-
den. Ohne Kasernen, Bunker, Krankenhäuser und Heimat-
schutzorganisationen gibt es kein militarisiertes Rückland. 
Ohne zusätzliche Milliarden für die Ukraine kann der Krieg
dort nicht weiter gehen.16 Insofern kommt das Sonderver-
mögen nur im geringen Umfang den maroden Kommunen 
oder dem zivilen Wohnungsbau oder den Schulen zu Gute. 
Es dient in erster Linie der Vorbereitung auf Krieg.

Die Staatsverschuldung
Die Gesamtverschuldung des deutschen Staates ist schon 
jetzt sehr hoch. 2025 waren es 2,84 Billionen Euro. Allein 
2025 wuchsen die Staatsschulden um 144 Mrd. Euro. 
Davon entfielen 107 Mrd. Euro auf den Bund, 19 Mrd. Euro
auf die Länder und 25 Mrd. Euro auf die Kommunen.17 
Darin nicht enthalten ist der Anteil der Schulden am Schul-
denstand der EU. Der deutsche Anteil daran wird von der 
Bundesbank auf 108 Mrd. Euro beziffert.18 Mit den Rüs-
tungsfonds der EU und dem erweiterten EU Haushalt wer-
den diese Schulden ebenfalls stark zunehmen. Die veran-
schlagten, mindestens eine Billion umfassenden Planungen 
für Rüstungsgüter und Sonderprogramme werden die 
Staatsverschuldung im Planungsraum bis 2030 auf mindes-
tens 3,5 Billionen Euro ansteigen lassen.
Allein 2026 ist die Ausgabe von Wertpapieren im Umfang 
von 318 Mrd. Euro geplant. Damit hätte allein der Bund 
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dann 2025 und 2026 schon 425 Mrd. Euro Schulden ge-
macht. Auch die folgenden Jahre weisen große Deckungslü-
cken auf.19

Was bedeutet das für zukünftige Haushalte?
Durch die Verschuldung des Bundes wird die Zinslast bis 
2030 weit mehr als verdoppelt. Dann müssen im Bundes-
haushalt ca. 80 Mrd. Euro allein für Zinsen aufgebracht 
werden. Von der Tilgung der Schulden wird dabei noch gar 
nicht gesprochen.
Noch wichtiger ist allerdings die Frage, wie die Ausgaben 
für Rüstung nach 2029 finanziert werden sollen. Wenn es 
dabei bleiben sollte, dass nur ein Prozent des BIP durch den
Bundeshaushalt finanziert wird, müssten wieder 4 Prozent 
des BIP über neue Schulden finanziert werden, wenn es 
beim Ziel von 5 Prozent des BIP bleibt. Es müssten wieder 
mindestens 180 Mrd. jährlich neue Schulden außerhalb des 
Haushalts gemacht werden. Geld lässt sich nicht gefahrlos 
drucken. Die Inflation steigt und die Bonität des Staates 
wird gefährdet, was wiederum die Zinsen steigen lässt. Au-
ßerdem existiert die Schuldenbremse. Jede weitere Staats-
verschuldung löst deswegen eine neue Debatte aus.
Der Haushaltsplan für 2029 weist eine Deckungslücke von 
126 Mrd. Euro aus. Dazu kommen erhöhte Zinszahlungen 
von ca. 40 Mrd. Euro. Nicht berücksichtigt im Haushalt 
sind die Schulden der Länder und Kommunen und die er-
höhten Ausgaben für die EU. Grob geschätzt kann man für 
2029 eine Finanzierungslücke von mindestens 200 Milliar-
den Euro annehmen. Das sind 35 Prozent des Bundeshaus-
halts für 2029. Schuldentilgung ist darin noch gar nicht ent-
halten. Allein 2026 müssen 343 Mrd. Euro Bundesschulden 
getilgt werden.20 Sollte beschlossen werden, dass ein grö-
ßerer Anteil der Rüstungsausgaben aus dem regulären 
Haushalt erbracht werden muss, wird die Finanzierungslü-
cke entsprechend steigen. Es gibt gewichtige Kräfte, die das
fordern.

Der Sozialstaat ist nicht mehr finanzierbar und
„Wir“ arbeiten zu wenig

[…] Das große Kapital wittert in der Krise die Gunst der 
Stunde. Deswegen machen sie umfangreicher denn je zu je-
der Sozialversicherung umfangreiche Sparvorschläge. 
Gleichzeitig verschränken sie die Sozialpolitik mit ihren 
Zielen in der Arbeitsmarktpolitik. Sie wollen:
- Die sogenannten Lohnnebenkosten senken. Rote Linie 
sind für sie maximal 20 Prozent Arbeitgeberbeitrag zu den 
Lohnkosten, am besten aber weniger.
- Die Eigenverantwortung der Bürger stärken. Das hehre 
Ziel ist ihr beschönigender Ausdruck für Kürzung der ge-
setzlichen Rente, Streichung medizinischer Leistungen und 
die Minderung staatlicher Zuschüsse in der Pflege. Die Ei-
genverantwortung drückt sich für sie in privaten Zusatzver-
sicherungen für Rente, für medizinische und pflegerische 
Leistungen und damit in höheren Eigenkosten für Versi-
cherte aus. Staatliche Leistungen senken und durch private 
kompensieren. So einfach ist das.
- Die Arbeitskosten senken. Löhne sind zu hoch, Arbeits-
kräfte zu teuer. Vor allem soll ohne Lohnausgleich länger 
und gleichzeitig flexibler gearbeitet werden. Die Lebensar-
beitszeit soll steigen, die Rentenbezugszeit verkürzt und 
Feiertage gestrichen werden. Die Arbeitsdisziplin muss ge-

fördert werden durch Erschwerung des Krankschreibens, 
durch Wiedereinführung von Karenztagen und der Be-
schränkung der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall.
- Für sich beanspruchen sie Subventionen und Steuersen-
kungen und umfassende Deregulierungen von Arbeitsrech-
ten und Schutzvorschriften.

Der Sozialstaat
[…] Die allermeisten Bürger sind in mehrfacher Weise mit 
Institutionen des Sozialstaats verbunden. Die Aufwendungen
betragen, Löhne und Gehälter eingeschlossen, insgesamt un-
gefähr ein Drittel des Nettosozialprodukts und kosten mehr 
als eine Billion Euro. Darauf richtet sich das Begehr derjeni-
gen, die nach Sparmöglichkeiten Ausschau halten.

Zu allererst kamen die Ärmsten der Armen der Gesell-
schaft dran. Das gerade erst reformierte Bürgergeld wurde 
mit Gesetz vom 27.03.2026 in „Grundsicherung für Arbeits-
suchende“ umgewandelt. Darin wird gefordert, dass „er-
werbsfähige Leistungsberechtigte ihre Arbeitskraft in dem 
Umfang einsetzen müssen, der zur vollständigen Überwin-
dung ihrer Hilfebedürftigkeit und der mit ihnen in einer Be-
darfsgemeinschaft lebenden Personen erforderlich ist“.31
Für Meldeversäumnisse sind wieder schärfste Sanktionen 
bis zum vollständigen Leistungsentzug vorgesehen. Seit 
zwei Jahren wird die Anpassung der Regelsätze an die In-
flation ausgesetzt. Weitere kleinliche Kürzungen, wie z.B. 
die volle Anrechnung von Minijobs verschlechtern die Le-
benslage. Was dadurch gespart werden soll, ist unerfindlich.
Der Generalsekretär der CDU Carsten Linnemann hatte 
vollmundig von 15. Mrd. Euro gesprochen.32 Aber das war 
reines Geschwätz. Ein solches Sparvolumen könnte sich 
erst ergeben, wenn die Zahl der Bezieher von Grundsiche-
rung nennenswert abnehmen würde. Doch danach sieht es 
in der Zeit zunehmender Arbeitslosigkeit wirklich nicht aus.

Der Hass auf kleine Leute drückt sich sehr deutlich auch in 
einem Arbeitspapier von Bund, Ländern und Gemeinden 
mit dem Titel: „Effizienter Ressourceneinsatz bei Leis-
tungsgesetzen“ aus. Der Paritätische Gesamtverband berich-
tet von Kürzungsvorschlägen bei Kindern, Jugendlichen 
und Menschen mit Behinderung im Umfang von mehr als 
8,6 Mrd. Euro.
Gestrichen werden sollen die ambulanten Leistungen zur 
Familienhilfe, Leistungen zur Teilhabe an Bildung (Inklusi-
on), der Unterhaltsvorschuss für Alleinerziehende. Einge-
schränkt werden sollen die Leistungen für unbegleitete ge-
flüchtete Jugendliche und für junge Erwachsene, für Kin-
der- und Jugendhilfe und für Obdachlose.
Dazu erklärte Dr. Joachim Rock, Hauptgeschäftsführer des 
Paritätischen Gesamtverbandes:
„Was hier unter dem harmlosen Titel ‘Effizienter Ressour-
ceneinsatz’ verhandelt wird, ist ein Angriff auf Errungen-
schaften, die elementar für soziale Teilhabe sind und die 
über Jahrzehnte erkämpft wurden. Dass solche grundlegen-
den Leistungen für Kinder, Jugendliche und Menschen mit 
Behinderungen so radikal gekürzt werden sollen und die 
Debatte an den Menschen vorbei im Verborgenen geführt 
wird, ist gleichermaßen skandalös. Hier droht ein Kahl-
schlag bei Alltagshilfen, mit einschneidenden Folgen für 
Betroffene und ihre Familien“.33 [...]
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Die größten Angriffe stehen noch aus. Sie gelten den 
größten Posten: den Sozialversicherungen für gesetzli-
che Rente (380 Mrd. Euro), für Krankheit (326 Mrd. 
Euro) und für Pflege im Alter (68 Mrd. Euro).
Auch hier ist das Vorgehen klammheimlich und schlei-
chend. Zuerst setzt man umfangreich besetzte Kommissio-
nen ein, um von der „Fachwelt“ für die Alternativlosigkeit 
des Vorgehens Absicherung zu erlangen. Und dann lässt 
man alles aus, was vielleicht auch die Wirtschaft und die 
Reichen belasten könnte. So geschieht es gerade im Ge-
sundheitswesen. Die Kommission lieferte über 66 Vor-
schläge, mit einem Sparvolumen von 64 Mrd. Euro bis 
2029. Darin enthalten ist auch eine Anhebung der Pflicht-
versicherungsgrenze und auch Einsparungen bei pharma-
zeutischen Produkten, medizinischen Maßnahmen, bei Kli-
niken und Ärzten sind genannt.34 Dagegen erhebt sich hef-
tige Kritik aus den Berufsverbänden und vieles wird man 
fallen lassen.
Der größte Teil der Sparmaßnahmen aber betrifft die Versi-
cherten. Die Mitversicherung von Familienangehörigen 
wird, wenn nicht ganz abgeschafft, stark eingegrenzt. Die 
Zuzahlungen zu Rezepten wird steigen und auch die Erhö-
hung für Gebühren für Klinikaufenthalte und Arztbesuche 
könnte kommen. Gleichzeitig werden für die Versicherten 
medizinische Leistungen reduziert und gestrichen. Über die 
eigentliche Ursache der steigenden Kosten in der medizini-
schen Versorgung, die Privatisierung, wird geschwiegen.

Die stärksten Angriffe drohen der jetzt schon viel zu niedri-
gen Rente. Hier besteht der Ehrgeiz, die Zuschüsse des 
Bundes zur Rentenversicherung, die 127,8 Mrd. Euro im 
Jahr 2025 betrugen, radikal abzubauen. Diese Bundesmittel 
werden immer als Geschenke behandelt. Das ist Unsinn. Sie
sollen der Rentenversicherung die Ausgaben erstatten, die 
sie für nicht durch Beiträge gesicherte Leistungen auszu-
zahlen hat. Im Jahr 2023 kosteten die nicht durch Beiträge 
gedeckten Leistungen 124,1 Mrd. Euro. Der Bund überwies
84,3 Mrd., also 39,8 Mrd. 35 Und das geht schon seit Beste-
hen der Bundes so. Den Rentenversicherten werden gesell-
schaftliche Aufgaben zugewiesen und zu gering erstattet. 
Der Bund schuldet der Rentenversicherung eigentlich eine 
ungeheure Geldsumme.
Immer wieder wird behauptet, die Ausgaben für Renten lie-
fen aus dem Ruder. Wie das meiste, was darüber geredet 
wird, entspricht auch das nicht der Wahrheit. Die Anteile 
der Bundeszuschüsse an den Renteneinnahmen sind von 
24,4 Prozent (2004) auf 22,4 Prozent (2024) gefallen. Im 
Verhältnis zum BIP sind sie im gleichen Zeitraum von 3,5 
Prozent auf 2,7 Prozent gesunken. 
Im Vergleich zu unseren Nachbarländern sind die Renten 
extrem niedrig. Das muss man immer wieder betonen. 2022
betrug der durchschnittliche Rentenzahlbetrag in Deutsch-
land 1.098 Euro, in Österreich dagegen 1.645 Euro. Weil 
die Renten in Österreich 14 mal im Jahr ausgezahlt werden, 
hatte 2022 der durchschnittliche Rentner in Österreich 
9.854 Euro mehr zu Verfügung als sein deutscher Nachbar.
[…] Die Renten sollen von der Lohnentwicklung entkoppelt
werden und damit fallen. Die Lebensarbeitszeit soll verlän-
gert werden und damit die Rentenbezugszeiten sinken. Vor-

zeitige Renteneintritte sollen verhindert und durch hohe Ab-
schläge erschwert werden. Renten für Angehörige sollen 
entfallen. Bei allen diesen Maßnahmen verbinden sich sozi-
alpolitische und arbeitsmarktpolitische Fragen. Die Werktä-
tigen sollen länger arbeiten und durch den Wegfall familien-
typischer Leistungen (Witwenrente, Familienmitversiche-
rung in der Krankenversicherung) sollen vor allem Frauen 
gezwungen werden, vermehrt Arbeit zu suchen. [...]
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Gudrun Giese, junge Welt : Konsequent unsozial
(23.07.2026) […] Beim Wohngeld will der Bund jährlich 
mehr als zwei Milliarden Euro »sparen«. 163.000 Haushal-
te verlieren durch den neuen Berechnungsschlüssel ihren 
Anspruch auf die Leistung gänzlich und werden so bei-
spielsweise in die Grundsicherung gedrängt. Dadurch ent-
stehen dort und in anderen Sozialsystemen zusätzliche 
Kosten in Höhe von 756 Millionen Euro, hieß es am Mitt-
woch im Spiegel mit Bezug auf die Forschungsstelle des 
Paritätischen Gesamtverbandes.
 […] Die Mehrheit der etwa 2,25 Millionen Menschen in 
Haushalten, die Wohngeld beziehen, lebt laut der Untersu-
chung von Erwerbseinkommen oder Renten. Familien sind 
besonders häufig auf die Leistung angewiesen: 70 Prozent 
der Bezieher lebten in Haushalten mit Kindern. Diese 
Gruppe wäre von der Streichung somit am stärksten betrof-
fen. […] Jeder fünfte der Betroffenen sei so arm, dass er 
sich nicht einmal jeden zweiten Tag eine vollwertige Mahl-
zeit leisten könne. [...] Neben dem Erhalt der Leistung 
müsse daher auch der soziale und gemeinwohlorientierte 
Wohnungsbestand ausgebaut werden. [...] 
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Ulrike Eifler
Die Perspektive des Friedens

Ausschnitte aus zwei längeren Interviews, in nie-wieder-krieg.org und german-foreign-policy.com erschienen

Geopolitik
Aus meiner Sicht bezieht die geopolitische Krise ihre Dyna-
mik maßgeblich aus den Hegemoniebestrebungen der USA.
Wir beobachten eine Verschiebung der Weltbeziehungen. 
2023 war der Anteil der BRICS-Staaten an der Weltwirt-
schaft erstmals höher als jener der G 7 Staaten. Gleichzeitig
kämpft der globale Norden mit den Folgen der Deindustria-
lisierung. Die Doppelstandards gegenüber der Völkermord-
politik Israels haben Länder wie die USA, Großbritannien 
und Deutschland auch politisch geschwächt.
Mit dem drohenden ökonomischen und politischen Bedeu-
tungsverlust steigt die Kriegsgefahr, denn der Abstieg soll 
militärisch aufgehalten werden. Deshalb hat Olaf Scholz 
2022 in seiner Rede vor der Karls-Universität in Prag über 
die Rolle Deutschlands (und Europas) als geopolitischer 
Akteur gesprochen. Deshalb hat Lars Klingbeil in seiner 
Rede vor der Friedrich Ebert Stiftung im Juli 2022 verdeut-
licht, Deutschland müsse nach 80 Jahren Zurückhaltung nun
zu alter Führungsstärke zurückfinden. Und wenn Klingbeil 
von Zurückhaltung spricht, meint er das nicht politisch oder
ökonomisch, denn da gab es nie Zurückhaltung. Er meinte 
die militärische Zurückhaltung. Deshalb kündigt Friedrich 
Merz den Umbau der deutschen Armee zur konventionell 
stärksten Armee in Europa an. Und deshalb auch die Weige-
rung des deutschen Establishments, den Angriff auf den 
Iran als völkerrechtswidrig einzuordnen.
Solange SPD und Grüne Waffenlieferungen nach Israel be-
fürworten, wird das Töten und Sterben im Libanon, im Iran 
und in Gaza weitergehen. Es braucht einen Stopp deutscher 
Waffenlieferungen und die Isolierung Israels in den interna-
tionalen Beziehungen. Die Linke muss sich hier klar positi-
onieren. Das wäre vor allem in der Debatte über Frank-Wal-
ter Steinmeier wünschenswert gewesen, der den Angriff auf 
den Iran zu Recht als völkerrechtswidrig bezeichnet hat.

Ukraine
Von Deutschland ist bislang noch keine einzige ernstzuneh-
mende Friedensinitiative ausgegangen. Im Gegenteil, deut-
sche Politiker sind durch Äußerungen wie „Wir müssen den
Krieg nach Russland tragen“ aufgefallen. Und auch die Tat-
sache, dass im April 2022 die Istanbuler Gespräche beendet 
wurden, obwohl sowohl Selenskij als auch Putin zu einer 
Einigung bereit gewesen wären, zeigt, es gibt unter den füh-
renden Ländern in Europa ein Interesse daran, den Krieg in 
der Ukraine am Laufen zu halten. 
Solange der Krieg stattfindet, kann das Bedrohungsnarrativ 
ausgespielt, die Bevölkerung verunsichert und die Durchmi-
litarisierung der Gesellschaft vorangetrieben werden. In 
München sind an der Technischen Universität während ei-
nes Militärmanövers Panzer über den Campus gerollt. In 
Bremen gab es Hafenmanöver zur Verteidigung der Infra-
struktur. Und im Saarland gab es ein Sanitätsmanöver, bei 
dem die Zuteilung einer großen Anzahl verletzter Soldaten 

auf die öffentlichen Krankenhäuser trainiert wurde. Wir 
sollten nicht unterschätzen, was für ein riesiger Kraftakt es 
für die Bundesregierung ist, die Kriegsvorbereitungen ge-
gen eine Bevölkerung durchzusetzen, die seit 80 Jahren im 
Frieden lebt. Die Bedrohungserzählung konstruiert einen 
Bruch in der gesellschaftlichen Entwicklung, der die Akzep-
tanz von mehr Militär in der Öffentlichkeit steigert. 
Gleichzeitig wissen wir, dass die Ukraine zu einem Labora-
torium für die neue Kriegsführung mit Drohnen und künstli-
cher Intelligenz geworden ist. Unsere Regierungen können 
hier die moderne Kriegsführung vorbereiten und testen, 
ohne dass die schmutzigen Bilder von toten Soldaten in 
Zinksärgen diese Kriegsvorbereitung stören.

Militarisierung der Arbeitswelt
Kollegen, die jahrzehntelang zivile Fahrzeuge gebaut ha-
ben, finden sich plötzlich in Rüstungsbetrieben wieder. 
Ein Abkommen zwischen Bundesverteidigungsministerium 
und Bundesagentur für Arbeit regelt, dass die Sachbearbei-
ter der BA arbeitslose Menschen in die Bundeswehr vermit-
teln sollen. Und zwar nicht in den zivilen, sondern ausdrü-
cklich in den militärischen Bereich. Das macht die Sachbe-
arbeiter zum Teil der Kriegsmaschinerie. 
Im Gesundheitswesen lernen Pflegekräfte die Versorgung 
von Kriegsverletzungen und die Evakuierung von Toten und
Verletzten. Im Falle eines Krieges müssen sie nach Kriegs-
tüchtigkeit triagieren. 
Und Lehrer werden darauf verpflichtet, den Beutelsbacher 
Konsens über Bord zu werfen und Soldaten in den Unter-
richt einzuladen. 
Journalisten haben mehr und mehr der außenpolitischen Li-
nie der Bundesregierung zu folgen. 
Hafenarbeiter müssen Waffenlieferungen verladen, und so 
weiter und so fort. 
Wir sind überall in der Arbeitswelt inzwischen mit dieser 
Militarisierung konfrontiert. Die Streiks der Hafenarbeiter 
zeigen, dass man sich der Kriegsmaschinerie entziehen kann.
Ich bin fest davon überzeugt: Unser Anti-Kriegs-Protest 
muss den Arbeitsplatz stärker in den Blick nehmen, weil wir 
dort die Kriegsvorbereitungen effektiv stören können.

Welche Industrie wollen wir?
Die Militarisierung findet vor dem Hintergrund einer Indus-
triekrise statt. Und sowohl die Bundesregierung als auch die
Arbeitgeber versuchen den Eindruck zu ermitteln, dass die 
Jobs, die in der zivilen Produktion wegfallen, durch Rüs-
tungsproduktion gerettet werden können. Das macht es in 
der Tat schwierig, Anti-Kriegs-Proteste zu organisieren. 
Aber es gibt auch hier durchaus interessante Entwicklun-
gen. So haben zum Beispiel die Vertrauensleute bei VW, bei
Ford und bei ZF Resolutionen verabschiedet, in denen sie 
sich von der Umstellung auf Rüstungsproduktion in ihrem 
Unternehmen distanzieren. 
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Und da sage ich ganz deutlich: Eine Industriepolitik, die 
nicht auf Frieden orientiert, ist keine Industriepolitik im In-
teresse der Kolleginnen und Kollegen. Warum? Weil die 
Umstellung auf Rüstungsindustrie die Deindustrialisierung, 
von der ja so oft die Rede ist, nicht verhindert, sondern die-
se sogar noch beschleunigt. Warum? Weil man Arbeitskräfte
und finanzielle Ressourcen aus produktiven Industrieberei-
chen abzieht und in eine Industrie umlenkt, die keinerlei ge-
sellschaftlichen Nutzen hat. Das befördert die Herausbil-
dung einer industriellen Monostruktur, die den wirtschaftli-
chen Erfolg von einer globalen Kriegsentwicklung abhängig
macht.
Von jedem Euro, den die Bundesregierung in unsere Infra-
struktur investiert, kommen 1,50 Euro in der heimischen 
Wirtschaft an. Bei Investitionen in die Bildung sind es sogar
drei Euro. Bei Investitionen in die Rüstung nur null bis 0,50
Euro. Das heißt also, Investitionen in die Rüstung sind nicht
nur nicht alternativlos, sondern im Hinblick auf Wachs-
tumseffekte regelrecht nutzlos.

Gewerkschafstmitglieder gegen Aufrüstung
Gewerkschaftskonferenzen waren ein wichtiger Kristallisa-
tionspunkt für die innergewerkschaftliche Debatte. Auch 
weil daraus zwei Sammelbände entstanden sind – mit Tex-
ten zum Thema. (1)
Die IG Metall in Würzburg und in Frankfurt bietet im Rah-
men ihrer arbeits- und sozialrechtlichen Beratung auch eine 
Beratung für Kriegsdienstverweigerer an. 
Der ver.di-Landesbezirk Baden-Württemberg hat im ver-
gangenen Jahr zur großen Antikriegsdemonstration am 3. 
Oktober in Stuttgart aufgerufen. 
In München ist aus den Gewerkschaften heraus eine Initiati-
ve entstanden, die sich „Soziales rauf – Rüstung runter“ 
nennt; die Kolleginnen und Kollegen dort haben aus den 
Gewerkschaften heraus eine Demonstration organisiert, bei 
der sie die Rüstungsthematik mit der sozialen Frage ver-
knüpft haben. 
Es ist bundesweite Initiative „Gewerkschafter*innen für 
Kuba“ entstanden. 
Die GEW in Bayern hat eine Popularklage gegen das Bun-
deswehrförderungsgesetz eingereicht, das Lehrer verpflich-
tet, Soldaten in den Unterricht einzuladen. 
Es tut sich einiges in unseren Gewerkschaften. Was bislang 
fehlt ist eine organisatorische Struktur, die diese Erfahrun-
gen bündelt, verallgemeinert und eine strategische Debatte 
dazu organisiert.

Positives zum DGB-Kongress
Was den DGB-Bundeskongress anbetrifft, so hat es hier 
eine ganz erstaunliche Entwicklung gegeben. Der DGB 
lehnt seitdem nicht nur das NATO-Fünf-Prozentziel, son-
dern auch den Begriff „Kriegstüchtigkeit“ ab. Das war eine 
wichtige Positionsschärfung. Wirklich bemerkenswert ist 
aber die Tatsache, dass die 400 Delegierten mehrheitlich ei-
nem Antrag der DGB-Jugend gefolgt sind, der forderte, die 
Wehrpflicht abzulehnen. Damit stellt sich der DGB mit sei-
nen fast sechs Millionen Mitgliedern den Kriegsvorberei-
tungen der Bundesregierung in einer zentralen Frage entge-

gen. Und das ist etwas, wo wir nicht müde werden dürfen, 
das zu betonen.
Und die Debatte hat diese Widersprüche sichtbar gemacht. 
Der DGB-Bundesvorstand nimmt in seinem Initiativantrag 
„Friedensfähig statt kriegstüchtig“ eine Beschreibung der 
geopolitischen Krise vor, die sich nicht unterscheidet von 
der Krisenbeschreibung der Bundesregierung: Europa und 
Deutschland werden zwischen den Supermächten USA, 
China und Russland zerrieben. Deshalb müsse die Resilienz
gestärkt werden. Gleichzeitig kommt der Antrag zu Schluss-
folgerungen wie sie in der Friedensbewegung vertreten wer-
den. Diese Widersprüchlichkeit müssen wir in den nächsten 
Monaten miteinander besprechen und diskutieren. Tun wir 
das nicht, kann diese Krisenbeschreibung schlimmstenfalls 
in eine Unterstützung der Kriegsvorbereitung münden. Ich 
sehe hier die riesige Verantwortung, in diesen Punkten für 
mehr Klarheit zu sorgen.

Unser Problem in Deutschland ist das niedrige
Niveau an Klassenkämpfen

Die lange Tradition der Sozialpartnerschaft in Deutsch-
land hat die Einschätzung verfestigt, dass der Klassenkon-
flikt moderiert werden kann. Uns fehlt die Erfahrung, dass 
wir in gesellschaftliche Entwicklungen eingreifen können 
und unser Engagement einen Unterschied macht. 
Ein zweites Problem ist, dass es uns an Strukturen fehlt. 
Warum war in den 80er Jahren die Friedensbewegung so 
stark? Weil sie durch den linken Flügel der SPD, durch die 
Grünen und durch die DKP mit ihrer starken betrieblichen 
Verankerung ein infrastrukturelles Rückgrat hatte. Diese 
Struktur hat den Antikriegsprotest auf breite Beine gestellt. 
Dieses infrastrukturelle Rückgrat fehlt uns heute nicht nur. 
Mit SPD und Grüne sind zwei zentrale Akteure der 80er 
Jahre mehrheitlich ins Lager der Kriegstreiber übergelaufen.
Das schwächt die deutsche Friedensbewegung enorm. 
Und ein dritter Punkt kommt hinzu: Wenn eine Partei wie 
Die Linke mit ihren fast 130.000 Mitgliedern in Friedens-
fragen hadert, statt eine unversöhnliche Konfrontation mit 
der Bundesregierung zu suchen, dann schwächt das auch 
die Gewerkschaftsbewegung. Die Gewerkschaften müssen 
aus sich selbst heraus Antworten auf die gesellschaftliche 
Krise und den Weg in die Friedensbewegung finden. Das 
fällt ihnen aktuell schwer.
[...] Aus meiner Sicht bräuchte es in der Friedensbewegung 
vor allem eine stärkere strategische Debatte darüber, warum
die Gewerkschaften der zentrale Bündnispartner für die 
Friedensbewegung sein müssen. Und welche konkreten 
Schritte für eine stärkere Verankerung notwendig wären.

Stärkerer Fokus auf den deutschen Imperialismus
Für die Beschäftigten steht der Hauptfeind im eigenen 
Land. Es sind dieselben Politiker, die Deutschland in den 
sich verändernden Weltbeziehungen als geopolitischen Ak-
teur positionieren wollen, die den Achtstundentag abschaf-
fen und das Renteneintrittsalter heraufsetzen wollen. Dabei 
wird deutlich: Wer das Völkerrecht nicht respektiert, re-
spektiert auch Arbeits- und Gewerkschaftsrechte nicht. 
Gleichzeitig wird diese wahnsinnige Jahrhundertaufrüstung 
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durch den Abbau unseres Gesundheitssystems und die Ver-
nachlässigung unserer Kindergärten, Schulen und Universi-
täten bezahlt. Der Krieg nach außen zieht einen sozialen 
Krieg nach innen nach sich. Das müssen wir nach vorn stel-
len, um die gleichen Interessen von Friedens- und Gewerk-
schaftsbewegung zu betonen. Das schließt nicht aus, die 
geopolitischen Zuspitzungen zu diskutieren. Aber die Zu-
spitzung der Klassenwidersprüche im eigenen Land ist die 
Brücke, um Antimilitarisierungskämpfe und die sozialen 
Kämpfe um die Arbeits- und Lebensbedingungen der Men-
schen zusammenzubringen.

Schulterschluss zwischen der Friedensbewegung
und der Gewerkschaftsbewegung

Die Veränderung der Kräfteverhältnisse geschieht nicht von 
allein, sondern muss organisiert werden. Die Gewerkschaf-
ten spielen dabei eine wichtige Rolle. Ich würde gern mehr 
darüber diskutieren, wie wir aus der Friedensbewegung der 
80er Jahre eine Antikriegsbewegung des 21. Jahrhunderts 
machen können und ob uns die Routinen der Friedensbewe-
gung, die einen unersetzlichen Anteil daran hatten, dass die 
Friedensfrage in den letzten 40 Jahren sichtbar blieb, bei 
diesem Aufbau helfen. Ist es nicht so, dass sich die Anti-
kriegsbewegung gerade verändert? Sind nicht die jungen 
palästinasolidarischen Demonstranten aktuell der Teil der 
Friedensbewegung, der am schärfsten unterdrückt und be-
kämpft wird? Sagt es nicht etwas über die Härte der Ausein-
andersetzung und die zu erwartenden Repressionen aus, 
wenn minderjährige Schüler wegen ihres Schulstreikenga-
gements vom Verfassungsschutz angesprochen und einge-
schüchtert werden? Und muss nicht die Militarisierung der 
Arbeitswelt den Arbeitsplatz stärker ins Feld der Auseinan-
dersetzungen von Krieg und Frieden rücken? Die aktuellen 
Entwicklungen stellen aus meiner Sicht neue strategische 
Fragen, für die wir einen Diskussionsprozess brauchen und 
die vielleicht auch den Bruch mit den Routinen und die 
Neuausrichtung der Friedensbewegung erforderlich ma-
chen.
In der Tat beeinflusst ein wachsendes Antikriegsgefühl in 
großen Teilen der jungen Generation auch die Debatten in 
der Partei Die Linke. 

Beschlüsse der Londoner Konferenz am 20. Juni
Beschlossen wurde ein internationaler Aktionstag gegen 
den Genozid in Palästina am 10. Oktober. Das Töten und
Sterben dort geht noch immer weiter und wird systematisch 
auf den Libanon ausgeweitet. Dabei wird deutlich: das Vor-
gehen der israelischen Armee in Gaza war keine Ausnahme,
sondern die Blaupause. Auch deshalb ist es so wichtig, den 
Druck für ein Ende des Völkermords hochzuhalten. 
Gleichzeitig planen wir am 21. und 22. November dezen-
trale Proteste gegen Wehrpflicht und Militarisierung. 
Wenn wir Teil dieser internationalen Antikriegsbewegung 
werden wollen, sollten wir uns auch in Deutschland daran 
beteiligen.
Es soll noch einen internationalen Aktionstag der Hafen-
arbeiter geben. Der Termin ist allerdings noch nicht fix. 
Warum ist es wichtig, dass sich die deutsche Friedensbewe-

gung auch an diesem Protest beteiligt? Weil wir aktuell eine
Militarisierung der Gesellschaft erleben, die zwangsläufig 
auch eine Militarisierung der Arbeitswelt nach sich zieht. 
Das macht den Arbeitsplatz zu einem zentralen Ort der Aus-
einandersetzung gegen den Krieg. Die Hafenarbeiter in 
Griechenland und Italien haben im letzten Jahr die Verla-
dung von Waffenexporten boykottiert, die nach Israel gehen
sollten. Drei Punkte standen dabei im Mittelpunkt: Die Kol-
legen wollten sich durch die Verladung nicht zu einem Ver-
bündeten des Genozids machen lassen. Sie haben zweitens 
argumentiert, dass das Arbeiten an Containern mit Spreng-
stoff eklatante Fragen der Arbeitssicherheit aufwirft. Und 
sie haben drittens gesagt, dass die Verladung von Rüstungs-
gütern den Hafen zu einem strategischen Angriffsziel 
macht. Die Hafenarbeiter sind derzeit die einzige Berufs-
gruppe, die die Logik der Militarisierung ihres Arbeitsplat-
zes zu durchbrechen versucht. Wir müssen die Kollegen un-
terstützen und diese Erfahrungen auch auf andere Branchen 
übertragen.

Sich international vernetzen
Ein Blick zu den Hafenarbeitern in Griechenland zeigt, wie 
wichtig die internationale Vernetzung ist. Hier hat es im 
letzten Jahr im Hafen von Piräus Streiks gegen Waffenex-
porte nach Israel gegeben. Diese kamen zustande, weil die 
Israel-Boykott-Bewegung BDS die Hafenarbeitergewerk-
schaft mit den Informationen zu den Waffenlieferungen ver-
sorgte. Daraufhin verweigerten die Kollegen die Entladung 
des Schiffes. Das Schiff fuhr dann weiter nach Italien und 
sollte dort entladen werden. Das Beispiel zeigt, dass nur 
wenn wir uns international vernetzen, einen wirksamen An-
tikriegsprotest aufbauen und zum Sand im Getriebe der 
Kriegsmaschinerie werden können. Hinzu kommt, dass ins-
besondere die deutsche Friedensbewegung die strategischen
und politischen Impulse der internationalen Antikriegsbe-
wegung braucht. Wenn wir nach Belgien schauen, sehen wir
Monat für Monat große Aktionstage und Generalstreiks. 
Wenn wir nach Großbritannien schauen, sehen wir riesige 
palästinasolidarische Demonstrationen. Wenn wir nach Ita-
lien und Griechenland schauen, sehen wir Streiks gegen 
Rüstungsexporte nach Israel. In Europa ist die Antikriegsbe-
wegung auf der Straße. Nur in Deutschland ist davon wenig
zu spüren. Deshalb sage ich, dass gerade für uns die Inspira-
tion der internationalen Proteste das Feuer sein kann, das 
uns hilft, dass auch hierzulande der Protest überspringt.
-------------------
(1) Anm. der Red.: 
- Band mit 14 Beiträgen; Rezension in Wissenschaft und Frieden
- Ulrike Eifler (Hrsg.): Gewerkschaften in der Zeitenwende. 
Was tun gegen Umverteilung nach oben, massive Angriffe auf den
Sozialstaat, die Militarisierung des Alltags und den Rüstungs-
wahnsinn? VSA-Verlag (Hamburg) 2025. 144 Seiten.

"Nein zum Umbau auf Kriegswirtschaft!"
Podiumsdiskussion organisiert 

von VW-Beschäftigten, 19. Mai 2026, Kassel
https://www.attac-netzwerk.de/kassel/attac-radio-kassel 

mp3, mit Einleitung, 55 Min.
https://www.kasseler-friedensforum.de
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Stärkung der nationalen und internationalen
Gewerkschaften gegen Militarisierung und Kriegsgefahr

DGB-Beschlüsse und Friedenspolitik
Vom 10. bis 13. Mai 2026 tagte in Berlin der 23. Ordentli-
che Bundeskongress des Deutschen Gewerkschaftsbundes. 
https://www.dgb.de/der-dgb/ordentlicher-bundeskongress  - 
Zwei friedenspolitische Anträge wurden angenommen. 

1.   Antrag E01: Nein zur Wehrpflicht  !    Der Beschluss 
wendet sich gegen Wehrpflicht, verpflichtende Dienste, 
Wehrerfassung und Militärwerbung an Schulen. 

2. Antrag I02: der 11-seitige DGB-Bundesverband-Initia-
tivantrag  „Friedensfähig statt kriegstüchtig – unser ge-
werkschaftlicher Auftrag in unsicheren Zeiten“ stellt An-
forderungen an die friedens- und sicherheitspolitische Posi-
tionierung der Bundesregierung:

• Den deutschen Verteidigungshaushalt und verteidi-
gungsrelevante Infrastrukturausgaben nicht an der be-
liebigen Fünf-Prozent-Zielvorgabe der NATO auszu-
richten. Das Erreichen dieser Zielmarke entspräche ak-
tuell rund 224 Mrd. Euro jährlich – und damit fast der 
Hälfte des Bundeshaushalts. [...]
• Anspruch an Europa: Verantwortung übernehmen als 
globale Friedensmacht [...]
• Eine äußerst restriktive und transparente Rüstungsex-
portpolitik auf nationaler und EU-Ebene zu verfolgen. 
Sie darf nur im Einzelfall Ausnahmen zulassen, um ein 
Land in der Verteidigung seines Existenzrechts und sei-
ner territorialen Integrität zu unterstützen. [...]
• An der Entscheidung gegen die Wiedereinführung ei-
nes verpflichtenden Wehrdienstes festzuhalten und auch
anderen Pflichtdienste eine klare Absage zu erteilen. 
• verstärkt in die Abwehr hybrider Bedrohungen, etwa 
durch Cyber- und Drohnenangriffe auf kritische Infra-
struktur, Sabotage und Desinformation, sowie einen 
wirksamen Zivil- und Bevölkerungsschutz zu investie-
ren, den dafür notwendigen gesetzlichen Rahmen und 
die finanziellen Voraussetzungen schaffen.
https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Antr
%C3%A4ge_23._OBK/Antrag_I02.pdf 

Das Dossier des Labour Net Germany, der gewerk-
schaftlichen Linken geht ausführlich und kritisch auf die 
friedenspolitischen Beschlüsse des Bundeskongress ein, 
verweist auf Hintergrundinformationen (mit Quellenanga-
ben) und gibt Auskunft über mehrere antimilitaristische 
Gewerkschafts-Organisationen in Deutschland.

Im Vorfeld des Kongresses hatten die friedensorientierten 
Gewerkschaften (https://gewerkschaften-gegen-aufrues-
tung.de/ und https://www.sagtnein.de) miteinander gespro-
chen, um auszuloten, ob sie gemeinsam ihre Positionen den 
Delegierten und der Öffentlichkeit vor dem Kongresshotel 
in Berlin präsentieren können. Dazu ist es nicht gekommen,
sie sind letztendlich getrennt aufgetreten. Beide Gewerk-
schaftsbündnisse haben Erklärungen veröffentlicht:

Die Initiative „Gewerkschaften gegen Aufrüstung und 
Krieg! Friedensfähigkeit statt Kriegstüchtigkeit“ hat 
beim Bundeskongress Flyer ausgeteilt:
[...]  Die deutschen Gewerkschaften müssen sich wieder auf
ihre friedenspolitischen Traditionen und Beschlüsse 
besinnen und sie friedenspolitisch weiterentwickeln. [...] Sie
dürfen sich nicht die unerträglichen Doppelstandards der 
deutschen und westlichen Politik zu eigen machen.[...] 
Forderungen an die Bundesregierung lauten

• Die Bundeswehr hat die Aufgabe der Landesverteidi-
gung. Sie darf sich nicht an imperialistischen Kriegen 
und Militäraktivitäten der USA beteiligen. Deutschland 
muss dafür sorgen, dass auch die NATO und die EU das 
nicht tun.
• Deutschland muss – wie Spanien es getan hat – den 

USA die Nutzung der Stützpunkte und des deutschen 
Territoriums und Luftraums für ihre völkerrechtswidri-
gen Kriege, gegen den Iran und in allen anderen Fällen, 
unverzüglich untersagen.
• Keine Stationierung US-amerikanischer Mittelstre-

ckenwaffen in Deutschland, über die nur die USA die 
Kontrolle hätten. Abzug der US-Atomwaffen. Die US-
Basen in Deutschland müssen geschlossen und in zivile 
Nutzungen überführt werden.
• Schluss mit Waffenlieferungen und Sanktionen gegen

andere Staaten, die zudem die eigene Wirtschaft immer 
tiefer in die Krise treiben. Stattdessen diplomatische Be-
mühungen für die Beendigung von Kriegen und die Bei-
legung von Konflikten und für eine dauerhafte Friedens-
ordnung in Europa. 

Das Bündnis „Sagt NEIN! Gewerkschafter:innen gegen 
Krieg, Militarismus und Burgfrieden“ weist zustimmend 
auf die friedenspolitische Richtung des DGB hin, die noch 
vor kurzer Zeit undenkbar gewesen wären. Dies liege am 
Druck aus Betrieben, Jugendstrukturen, der Friedensbewe-
gung und gewerkschaftlichen Basiszusammenhängen und 
zeige eine reale politische Bewegung innerhalb der Ge-
werkschaften auf. Eine tatsächliche Perspektive gegen 
Kriegsertüchtigung und Kriegswirtschaft würde erst dann 
entstehen, wenn die Eigentums-, Macht- und Verteilungsfra-
ge wieder gestellt würde. Eine antimilitaristische Gewerk-
schaftspolitik dürfe den Begriff der „Verteidigungsfähig-
keit“ nicht unkritisch sehen. Zitat: „Die historischen Erfah-
rungen gerade in Deutschland geben allen Anlass, Buzz-
words wie „Bündnisverpflichtung“, „Verteidigungsfähig-
keit“ und „strategische Autonomie“ nicht technokratisch 
misszuverstehen, sondern als das zu begreifen, was sie sind:
die Sprache eines wiedererstarkenden deutschen und euro-
päischen Imperialismus, der seine ökonomischen, politi-
schen und militärischen Machtansprüche diesmal bevorzugt
im Vokabular von „Resilienz“, „Verantwortung“ und „Frie-
densfähigkeit“ formuliert.“ Der DGB-Beschluss I02 biete 
allerdings eine „solidarische Debatte“ an, was bemerkens-
wert und erfreulich sein könne.  - vollständiger Text 
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NO G7 – Welfare, not warfare! Für Frieden, Gerechtigkeit, Solidarität
Fotoreihe von attac Frankreich über die Demonstrationen
gegen das G7-Treffen und Stoprearm Europe in Brüssel:

Oxfam zum G7-Treffen: […] Klimawandel, Geschlechte-
rungleichheit und Menschenrechte wurden auffällig an den 
Rand gedrängt, um die Teilnahme von Präsident Trump si-
cherzustellen. […] In den vergangenen drei Tagen hat kein 
G7-Land eine konkrete Verpflichtung zur Verteidigung des 
Völkerrechts und der Menschenrechte eingegangen. 
„Auch zum Schutz der Zivilbevölkerung im Libanon hatte 
sie nichts zu sagen, obwohl dort weiterhin Verstöße began-
gen werden und die Besatzung andauert. Ebenso wenig er-
griff sie sinnvolle Maßnahmen, um Israels anhaltenden Völ-
kermord im Gazastreifen zu stoppen. […] Der Gipfel igno-
rierte zudem die größten Kürzungen bei der öffentlichen 
Entwicklungshilfe in der Geschichte der G7. […]

Demonstration in Brüssel, 14. Juni 2026
Aufruf stoprear  m.org   
Unter dem Motto
»Welfare, not war-
fare« (Wohlfahrt
statt Krieg) haben
am Sonntag nach-
mittag rund 12.000
Menschen in Brüs-
sel gegen die sich
immer mehr zuspit-
zende Kürzungspo-
litik und gegen die
gleichfalls eskalie-
rende Militarisie-
rung in Europa pro-
testiert. 
Die Demonstration
war von »Stop Re-
arm Europe«, einem europaweiten Bündnis von mehr als 
800 Organisationen, und der belgischen Kampagne »Stop 
Militarisation« organisiert worden. Vertreten war ein breites
Spektrum, das von Gewerkschaften über feministische Zu-
sammenschlüsse, Aktivisten aus dem Gesundheitswesen so-
wie der Friedensbewegung bis hin zu Schülern und Studie-
renden reichte, die sich gegen geplante Kürzungen im Bil-
dungssystem zur Wehr setzen.  
Bericht junge Welt , 16.6.2026

Attac Frankreich
Gegen die Kriegsgewinnler und ihre Welt

Der Wettbewerb zwischen den Imperialismen verschärft die
weltweiten Konflikte und führt zu Todesopfern und Vertrei-
bungen. Die Rufe nach Aufrüstung werden immer lauter, 
und die reichsten Länder richten ihre Wirtschaft auf den 
Krieg aus. Die Militärausgaben erreichen Rekordhöhen. 
Diese Finanzierungen gehen mit drastischen Kürzungen bei 
den Sozial- und Umweltbudgets einher. Die Militarisierung 
der Gesellschaft begünstigt zudem Autoritarismus und 
rechtsextreme Werte.
In diesem Beitrag (20 Seiten) berichten wir über den Anstieg
der Militärausgaben weltweit, in Europa und in Frankreich:
•Im Jahr 2025 erreichten die weltweiten Militärausgaben 
den Rekordwert von 2.887 Milliarden Dollar (2.460 
Milliarden Euro) und verzeichneten damit das elfte Jahr in
Folge ein Wachstum;
•die Militärausgaben der 27 EU-Mitgliedstaaten stiegen 
2025 um 14 % auf 739 Milliarden Euro;
•in Frankreich ist der Verteidigungshaushalt der zweit-
größte Ausgabenposten des Staates. Das Militärpro-
grammgesetz (LPM) 2024–2030 sieht vor, 413,3 Milliar-
den Euro über sieben Jahre für die Streitkräfte bereit-
zustellen, was einem Anstieg von 40 % gegenüber dem 
vorherigen LPM entspricht;

•die Regierung hat dem Parlament im April 2026 eine 
Aktualisierung des LPM vorgelegt, in der vorgeschla-
gen wird, zusätzliche 36 Milliarden Euro für die Vertei-
digung bereitzustellen.

Die Rüstungsindustrie spielt eine zentrale Rolle in die-
sem Wettrüsten: Sie profitiert nicht nur direkt davon, son-
dern trägt auch dazu bei, es voranzutreiben, und ihre Auf-
tragsbücher brechen alle Rekorde. Sie gibt Millionen für 
Lobbyarbeit aus, um privilegierten Zugang zu Entschei-
dungsträger*innen zu erhalten und sich die Milliarden aus 
den europäischen Verteidigungsprogrammen zu sichern. 
Die großen Konzerne beeinflussen zudem die derzeitige 
Deregulierung auf EU-Ebene und schwächen dabei Schutz-
maßnahmen (Umwelt, Menschenrechte) im Namen der 
Wettbewerbsfähigkeit und strategischer Interessen.
Wir brauchen heute eine starke, solidarische, feministische 
und internationalistische Bewegung, die soziale Gerechtig-
keit, Friedenspolitik und ökologische Verantwortung in den 
Mittelpunkt ihrer Anliegen stellt und sich der Politik der 
Militarisierung widersetzt. Unsere Botschaft: 
Waffen führen zu Krisen, nicht zu Frieden – 
das Wettrüsten muss aufhören!
https://france.attac.org/nos-publications/notes-et-rapports/article/note-

contre-les-marchands-de-guerre-et-leur-monde 
Übersetzung: SiG-Red.
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Internationale Konferenz gegen den Krieg 
in London, 20 Juni 2026

»Wir müssen eine weltweite Mehrheit für
Frieden schaffen«

Eingeladen wurden Menschen und Organisationen aus der 
Internationale Friedensbewegung. Die Unterzeichner des 
Aufrufs kamen  aus 23 Ländern: Österreich, Belgien, Bosni-
en und Herzegowina, Kroatien, Dänemark, Frankreich, 
Deutschland, Griechenland, Irland, Italien, Norwegen, Pa-
lästina, Polen, Portugal, Rumänien, Russland, Serbien, Spa-
nien, Schweden, Schweiz, Ukraine, Vereinigte Staaten.
Aus: https://contrelaguerre.fr/appel-contre-la-guerre-2026

Jörg Kronauer, London
Frieden ist eine Klassenfrage

London: Auf einer internationalen Antikriegskonferenz
wurde der Zusammenhang zwischen dem Widerstand

gegen soziale Kürzungen und Militarisierung betont
(jungeWelt, 24.06.2026)

Der Präsident der britischen Bäcker- und Lebensmittel-
gewerkschaft Ian Hodson brachte auf den Punkt, was die 
internationale Antikriegskonferenz, die am vergangenen 
Sonnabend in London stattfand, wie ein roter Faden durch-
zog. Austerität und Militarisierung seien »zwei Seiten der-
selben Medaille«, stellte er fest. Woran man das sehen kön-
ne? Der inzwischen scheidende Labour-Premierminister 
Keir Starmer habe etwa Rollstuhlfahrern das Geld gestri-
chen, auf das sie angewiesen seien, um eigenständig leben 
zu können – und das, um aufrüsten zu können, rief Hodson 
voller Empörung in Erinnerung: »Menschen mit Behinde-
rung zahlen für den Krieg!« Das sei ein Skandal. Sowohl 
die Aufrüstung als auch die mit ihr verbundene Austerität 
müssten dringend gestoppt werden. »Wir bomben doch 
nicht unseren Weg zu einem besseren Leben frei!«, rief 
Hodson, erkennbar aufgebracht. Starker, zustimmender Bei-
fall brandete auf.

Mit annähernd 3.000 Konferenzteilnehmern war die 
Central Hall Westminster, in der sich schon 1914 Suffraget-
ten getroffen hatten und in der 1946 die erste UN-General-
versammlung zusammengekommen war, voll ausgebucht. 
Die Konferenz war bereits die zweite ihrer Art. Die erste 
hatte am 5. Oktober 2025 mit mehr als 4.000 Teilnehmern 
im Dôme de Paris im Südwesten der französischen Haupt-
stadt stattgefunden. Nun waren Kriegsgegner aus 28 Län-
dern in die britische Hauptstadt gekommen, mehrere hun-
dert aus Frankreich, über hundert aus Spanien sowie vier 
Dutzend aus Deutschland; stellt man in Rechnung, dass die 
Bundesrepublik mittlerweile so kräftig hochrüstet wie kein 
anderes Land in Europa, dann war die deutsche Präsenz 
noch nicht wirklich optimal. 
Ziemlich stark vertreten waren Gewerkschaften aus ganz 
verschiedenen Ländern; viele unterstützten die Konferenz 
auch offiziell. Das Spektrum reichte von der mit 1,4 Millio-
nen Mitgliedern größten Einzelgewerkschaft Großbritanni-
ens, Unison, über die französischen Gewerkschaften CGT 
und Force Ouvrière bis zur italienischen CGIL.

Es herrschte breiter Konsens darüber, dass die Militarisie-
rung die Austerität mit dem Abriss der Sozialsysteme for-
ciert, dass sich also der Protest gegen das eine nicht vom 
Protest gegen das andere trennen lässt. Das verband sich in 
London mit der klaren Erkenntnis, dass die zentralen Trieb-
kräfte für die Kriegspolitik in den ökonomischen und politi-
schen Interessen der Bourgeoisie zu finden sind. »Krieg 
wird unserer Klasse niemals Nutzen bringen«, hielt Hodson 
fest. »Frieden ist eine Klassenfrage«, hatte Julia-Christina 
Stange, Bundestagsabgeordnete der Linkspartei, bereits auf 
einem Treffen unmittelbar vor Konferenzbeginn konstatiert:
»Frieden muss von unten kommen.« Deshalb gelte es nun 
»eine Antikriegsbewegung mit sehr, sehr tiefen Wurzeln in 
der Arbeiterbewegung aufzubauen«, forderte Ulrike Eifler, 
Gewerkschaftssekretärin in Würzburg. Eifler warnte im 
Hinblick auf die wiederholten Völkerrechtsbrüche der west-
lichen Kriegsstaaten vor ernsten Folgen für die Arbeiter-
klasse: »Wer internationales Recht nicht respektiert, wird 
auch Arbeiterrechte nicht respektieren.«

Arbeiterwiderstand war immer wieder ein Thema auf 
der Konferenz. Eddie Demsey, Generalsekretär der 
kämpferischen britischen Eisenbahnergewerkschaft 
RMT, erinnerte daran, dass Eisenbahner und Seeleute, die 
heute in seiner Gewerkschaft organisiert sind, stark in den 
Internationalen Brigaden des Spanischen Krieges von 1936 
bis 1939 vertreten waren. Zudem habe die RMT gegen 
sämtliche Kriege der jüngeren Vergangenheit protestiert, be-
richtete Dempsey, der die Kriege des Westens in Afghani-
stan, gegen den Irak, in Libyen, Syrien, der Ukraine, Gaza 
und Iran erwähnte. Neues über den gegenwärtigen Arbeiter-
widerstand konnte man etwa bei Giorgos Gogos erfahren, 
dem Generalsekretär der Hafenarbeitergewerkschaft im
Hafen von Piräus bei Athen. Das EU-Establishment trans-
formiere »unsere Häfen in Militärhäfen für ihre Kriege, die 
unsere Söhne und Töchter umbringen werden«, rief Gogos: 
»Wir wollen das nicht!« Dafür gab es erneut lauten Beifall. 
Griechische Hafenarbeiter haben bereits diverse Waffenlie-
ferungen für laufende Kriege – in der Ukraine, in Israel – 
erfolgreich blockiert.

Klassenwiderstand hat Voraussetzungen. Rassismus etwa 
spalte die Arbeiterklasse, stellte Sean Vernell von der 
University and College Union (UCU) fest; es sei deshalb 
nicht nur sehr wünschenswert, sondern schon aus Eigenin-
teresse unverzichtbar, dagegen zu kämpfen. Hodson fügte 
im Namen seiner Bäckergewerkschaft – und wohl auch mit 
Blick auf die jüngsten Pogrome gegen Nichtweiße in Bel-
fast – hinzu, wenn die Regierung Nationalismus und sogar 
Rassismus gegen Flüchtlinge schüre, dann sei »niemand im 
Land mehr sicher«. Er rief: »Flüchtlinge sind hier willkom-
men!« Yasmin Adam von der Muslim Association of Bri-
tain, einer 1997 gegründeten Organisation, die immer wie-
der Antikriegsproteste unterstützt, wies darauf hin, dass der 
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2001 eingeleitete sogenannte Antiterrorkrieg von Anfang an
mit einem inneren Krieg gegen die muslimische Bevölke-
rung mit dem Entstehen einer ganzen »Islamophobieindus-
trie« verbunden war; dagegen müsse man sich ebenfalls 
wenden: »Man kann keine Antikriegsbewegung aufbauen, 
wenn man die ideologischen Grundlagen der Kriegstreiber 
akzeptiert.«
Immer wieder wurden die Rolle der Vereinigten Staaten in 
den aktuellen Kriegen und die Bedeutung der US-Stütz-
punkte in diversen europäischen Ländern thematisiert. 
Diane Abbott, 1987 für Labour als erste Schwarze ins 
britische Parlament gewählt und seit je als Kämpferin ge-
gen Rassismus und Ungleichheit bekannt, beschrieb nicht 
nur die NATO-Kampagne gegen Russland und die militäri-
sche Einkreisung Chinas unter US-Führung durch den Wes-
ten, sondern auch allgemein das US-Dominanzstreben, das 
zunehmend auf Gewalt setzt, militärische und ökonomische.
In diesem Kontext wurde auch die Stationierung von US-
Atomwaffen in Europa, so etwa in Büchel in der Eifel, 
thematisiert.

Am Rande der Konferenz erklärte Sophie Bolt, Generalse-
kretärin der Campaign for Nuclear Disarmament 
(CND), die neben der Stop the War Campaign Mitorganisa-
torin der Konferenz war, die Kampagne für ein atomwaffen-
freies Europa vorantreiben und sich bei Aktionen zur 
Schließung der NATO-Atomwaffenstützpunkte künftig viel 
enger mit Kriegsgegnern auf dem Kontinent abstimmen zu 
wollen. Dabei müsse man berücksichtigen, dass inzwischen 
auch Frankreich dabei sei, seine Nuklearaktivitäten auf dem
europäischen Kontinent auszuweiten. Überhaupt könne es 
nicht darum gehen, die USA als einzigen großen Kriegstrei-
ber darzustellen, war in zahlreichen Redebeiträgen zu hören. 
»Wir wollen keinen US-Imperialismus, wir wollen keinen 
europäischen Imperialismus«, hielt Lindsey German von 
der Stop the War Coalition (1) schon bei einem Vorabtref-
fen fest, während Gawain Little, Generalsekretär der Gene-
ral Federation of Trade Unions (GFTU), daran erinnerte, 
dass die Wurzeln der eigenständigen Militarisierung der EU
»tief reichen« – bis in die ersten Jahre der Amtszeit von 
EU-Kommissar Jacques Delors (1985 bis 1995). 

Mit Blick auf die Forderung, die US-Basen zu schließen, 
wies Alex Gordon, RMT-Aktivist und Generalsekretär der 
Communist Party of Britain (CPB), darauf hin, dass London
bis heute Militärstützpunkte in seiner Exkolonie Zypern un-
terhält. Er forderte: »Britische Basen raus aus Zypern!« 
Auch der europäische Kolonialismus und seine Folgen 
spielten bei der Konferenz eine Rolle. Zentral war die im-
mer wieder lautstark skandierte Forderung: »Palestine will 
be free!« Einer der bekanntesten Gäste der Konferenz war 
Mustafa Barghuthi (Palestinian National Initiative), der 
sich optimistisch gab: »Früher mussten Vietnam und Süd-

afrika für ihre Freiheit kämpfen, und sie haben gewonnen. 
Heute müssen die Palästinenser kämpfen, und sie werden 
ebenfalls gewinnen!« Bereits am Vormittag hatte die Mutter
der 21jährigen »Palestine Action«-Aktivistin Fatema Zainab
Rajwani über das Strafverfahren gegen ihre Tochter berich-
tet, die einige Tage zuvor zu fünf Jahren und acht Monaten 
Haft verurteilt worden war – wegen Sachbeschädigung: 
Der haarsträubende Vorwurf des Terrorismus hatte es mög-
lich gemacht. Und trotz allem – Sean Vernell machte Mut: 
Die Einstufung von »Palestine Action« als Terrororganisati-
on sei »ein Zeichen der Schwäche«. Offenbar sehe die Re-
gierung sich nicht mehr in der Lage, Widerstand anders als 
mit Gewalt zu bekämpfen. Das sei ihre letzte Option.
Auch die US-Aggressionen gegen Venezuela und Kuba, 
die Kriege im Sudan und im Kongo wurden wiederholt 
thematisiert. Unter Verweis auf panafrikanische Vorkämp-
fer wie Kwame Nkrumah oder Thomas Sankara äußerte 
Amara Enyia vom US-Movement for Black Lives: 
»Eine Antikriegsbewegung ohne eine explizit antiimperia-
listische und antikoloniale Agenda und ohne eine klare Kri-
tik am Kapitalismus ist undenkbar.« Auf der Konferenz wa-
ren alle drei Elemente klar erkennbar.

Im Herbst soll es europaweit konkrete Aktionen geben – 
einen Aktionstag der Hafenarbeiter im Oktober, danach 
ein Aktionswochenende gegen Militarisierung und 
Wehrpflicht am 21./22. November. 
Die Aufgabe ist immens: »Wir müssen eine weltweite 
Mehrheit für Frieden schaffen«, stellte CND-Generalse-
kretärin Bolt fest. Man dürfe sich dabei von der Herrschaft
nicht marginalisieren lassen, riet Peter Mertens, Generalse-
kretär der Partei der Arbeit Belgiens (PTB/PVDA): »Es ist 
völlig normal, gegen Faschismus, gegen Krieg zu kämp-
fen.« Mertens machte Mut: »Es gibt Hoffnung.« Allerdings 
komme Hoffnung nicht von allein: »Wir müssen sie aktiv 
schaffen. Sie entsteht, wenn wir uns organisieren, wenn wir 
mobilisieren, wenn wir kämpfen.«
https://www.jungewelt.de/artikel/524836.internationale-
friedensbewegung-frieden-ist-eine-klassenfrage.html   -   
Nachdruck aus der jungeWelt, mit freundlichen Genehmigung 
der jW-Redaktion 

(1) SiG-Red.: Ulrike Eifler über ‚Stop the War Coalition‘: 
Es handelt sich um eine Antikriegsallianz, die aus Friedensin-
itiativen, Gewerkschaftern und Campaignern besteht. Sie or-
ganisieren recht erfolgreich die Proteste gegen den fortgesetz-
ten Genozid in Gaza, die wachsende Kriegsgefahr und die zu-
nehmende Militarisierung. Mein Eindruck ist, dass sie im eu-
ropäischen Vergleich aktuell die größten Proteste gegen den 
Krieg auf die Beine stellen. Das ist im Übrigen auch der große
Unterschied zur Situation in Deutschland: Unsere Bündnis-
strukturen sind zu lose für eine Kampagnenorientierung wie 
sie die Stop the War Coalition hat. (aus: https://nie-wieder-
krieg.org/2026/06/29/londoner-friedenskonferenz )

Lesehinweis: Lin Stalsberg: Krieg ist Verachtung des Lebens - Ein Essay über den Frieden
„Wenn wir über Kriege sprechen, reden wir oft über die großen Dinge. Große Budgets. Große Waffen. Große Staatsführer
mit großen Worten […] Doch im Großen und Ganzen vermeiden wir es, über Blut und Schreie und verbrannte Körper zu
sprechen, über Kinder in Todesangst, über von ihren Körpern weggesprengte Gliedmaßen oder verwesende, namen- und

gesichtslose Leichen – über all jene, die Opfer der produzierten Waffen sind“ (…) „Wenn wir die Hegemonie des Militaris-
mus ohne größere Proteste als „Vernunft“ hinnehmen, lassen wir damit zu, dass Militarismus geschieht. 
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Westasien – Palästina
German Foreign Policy

Deutschland: Beihilfe zum Angriffskrieg gegen den Iran
24. Juli 2026  –gfp - (Auszüge)  Bei der Verstärkung der 
US-Luftwaffenpräsenz in Mittelost zur Vorbereitung einer 
Ausweitung des Angriffskriegs gegen Iran nutzen die US-
Streitkräfte erneut militärische Infrastruktur in Deutschland.
So werden, ganz wie schon vor Kriegsbeginn und in den 
ersten 40 Kriegstagen, Kampfjets und Truppen über die 
U.S. Air Base Ramstein auf die Arabische Halbinsel ver-
legt, wo sie sich für die angekündigte verstärkte Angriffs-
welle bereithalten. Auch die U.S. Air Base Spangdahlem 
ist involviert; Kampfjets vom Typ F-16, die dort stationiert 
sind, wurden in der vergangenen Woche in das Aufmarsch-
gebiet in Mittelost verlegt. Sie waren erst vor einigen Wo-
chen von ihrem dortigen Kriegseinsatz zurückgekommen. 
Von hoher Bedeutung ist zudem das US-Militärlazarett in 
Landstuhl; es ist das größte seiner Art weltweit. In den ver-
gangenen Tagen wurden knapp ein Dutzend teilweise 
schwer verletzte US-Militärs zur Behandlung dorthin ge-
bracht. Die Zahl der Sanitäter in dem Krankenhaus wurde 
zudem zuletzt um mehr als 150 aufgestockt – in Erwartung 
eines Anstiegs der Opferzahl.
Rechtsfolgen für Berlin
Für die Ausweitung des völkerrechtswidrigen Angriffs-
kriegs kündigt US-Präsident Trump offiziell US-Angriffe 
auf zivile Infrastruktur an; dabei handelt es sich um Kriegs-
verbrechen. Die Ankündigung, Kriegsverbrechen befehlen 
zu wollen, wiegt auch für die Bundesregierung schwer. Sie 

erlaubt den US-Streitkräften weiterhin die Nutzung militäri-
scher Infrastruktur in Deutschland und erteilt ihnen um-
standslos Überflugrechte. Die Auffassung, dies habe keine 
Folgen, ist laut Michael Riegner, Professor für Öffentliches 
Recht, Völkerrecht und Rechtsvergleichung an der Univer-
sität Erfurt und Direktor der dortigen Global Justice Clinic, 
nicht haltbar. Es sei unzulässig, Artikel 26 Absatz 1 des 
Grundgesetzes auf die Bundeswehr zu beschränken, urteilt 
Riegner. In dem Paragraph heißt es, „Handlungen, die ge-
eignet sind …, das friedliche Zusammenleben der Völker zu
stören, insbesondere die Führung eines Angriffskrieges vor-
zubereiten“, seien „unter Strafe zu stellen“. 
Wer die Führung eines Angriffskriegs ermögliche, leiste 
„Beihilfe“, konstatiert Riegner.[Parlamentsvorbehalt für An-
griffskriege. verfassungsblog.de 29.04.2026] Es könne kein 
Zweifel daran bestehen, dass dies auch im Fall der Vorbe-
reitung eines Angriffskrieges durch Streitkräfte eines Dritt-
staates gelte, etwa durch die Streitkräfte der USA.
S. dazu Die Kriegsdrehscheibe Rheinland-Pfalz.

- Zwei Beiträge zum Angriffskrieg der USA, Israels und 
ihrer Verbündeten gegen den Iran und zu seinen Folgen 
https://afsaneyebahar.com/2026/06/26/wa26062026/

- Mehrere Berichte und Analysen: https://leukefeld.net/
- Artikel zum Iran in den SiG-Nummern 159 und 160

Libanon: Rahmenabkommen gleicht einer Kapitulation
Von Wiebke Diehl, 30.06.2026, junge Welt     (Auszüge)
Rahmenabkommen zwischen Israel und libanesischer 
Regierung sieht keinen Abzug von Tel Avivs Armee vor und
kommt einer Kapitulation gleich. 
Warnung vor Spaltung und Bürgerkrieg
In den vergangenen Tagen ist es insbesondere in Beirut zu gro-
ßen Protesten gegen die Einigung gekommen, in deren Rah-
men die Hisbollah entwaffnet werden soll. Ein umfassender is-
raelischer Abzug aus dem Zedernstaat ist indes nicht geplant. 
Nur aus zwei Zonen, sogenannten Pilotgebieten, im Süden des 
Landes soll sich die Besatzungsarmee zurückziehen. Der Ab-
zug von Israels Truppen aus dem Libanon war eigentlich be-
reits im November 2024 vereinbart worden. Während aber die 
prowestliche, unter großem Druck Washingtons installierte Re-
gierung von Nawaf Salam im September 2025 einen mehrstu-
figen Plan zur Zerschlagung des Hisbollah-Arsenals verab-
schiedete und umzusetzen begann, weigerte sich Tel Aviv, sei-
ne Truppen entsprechend der Vereinbarung abzuziehen. Über 
10.000 Mal verletzten sie die territoriale Integrität des Libanon
und führten fast täglich Angriffe durch, in deren Folge es zu 
Toten und Verletzten kam, bis der heiße Krieg Anfang März im
Schatten des israelisch-US-amerikanischen Angriffskriegs ge-
gen den Iran erneut voll entbrannte.
Für »null und nichtig« hat am Wochenende der Generalsekre-
tär der Hisbollah, Naim Kassem, das Libanon-Israel-Abkom-

men erklärt. Die Vereinbarung legitimiere die israelische Be-
satzung des Landes und ermögliche Tel Aviv die Umsetzung 
von Zielen, die auf dem Schlachtfeld nicht erreicht werden 
konnten. Man werde das Territorium des Zedernstaats weiter 
verteidigen. Kassem beschuldigte die Regierung in Beirut, das 
zwischen den USA und dem Iran geschlossene Rahmenabkom-
men zu ignorieren, insbesondere was die dort festgeschriebene 
Beendigung der israelischen Angriffe auf den Libanon betrifft. 
Dass das Libanon-Israel-Abkommen einen – eventuellen – Rü-
ckzug des Militärs an die Entwaffnung der Hisbollah knüpft, 
bezeichnete Kassem als »gefährlichen Verstoß« gegen das liba-
nesische Verfassungsrecht sowie als Verrat an Tausenden von 
Tel Avivs Armee Getöteten.

Auch Parlamentssprecher Nabih Berri übte scharfe Kritik an 
dem Abkommen, das er als »Diktat« bezeichnete, und forderte 
dessen Nichtumsetzung. Der Regierung warf er vor, sich auf 
die von den USA beförderten separaten Gespräche zwischen li-
banesischen und israelischen Beamten eingelassen zu haben. 
Die Machtposition des Iran, der im Rahmen seiner Gespräche 
mit den USA einen Waffenstillstand im Libanon zur Bedin-
gung gemacht hatte, sei weit größer gewesen. Diese Karte sei
ohne Not aus der Hand gegeben worden. Berri warnte zu-
dem, das Abkommen könne interne Konflikte im Libanon 
provozieren.
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Sylvain Henry
Tel Aviv macht keinen Hehl aus seinen Bestrebungen, 

die Grenzen im Nahen Osten neu zu ziehen
Dieser Anspruch erstreckt sich bis ins östliche Mittelmeer, wo energiepolitische und strategische Interessen zur

Festigung einer Front zwischen Israel, Zypern und Griechenland beitragen.

Am 2. März 2026, zwei Tage nach Beginn des amerika-
nisch-israelischen Angriffs auf den Iran, wurden die briti-
schen Militärstützpunkte auf Zypern Ziel von Drohnenan-
griffen. Zwar hielt sich der Sachschaden in Grenzen, doch 
wurden das Militärpersonal und die Bewohner der umlie-
genden Ortschaften evakuiert.
Zunächst wurde der Iran beschuldigt, doch andere Quellen 
deuteten auf eine Beteiligung der libanesischen Hisbollah 
hin. Im Juni 2024 war Zypern vom Hisbollah-Führer 
Hassan Nasrallah direkt mit Vergeltungsmaßnahmen be-
droht worden, da es im Dienste Israels stehe.
Der britische Premierminister Keith Starmer bestritt, dass 
US-Luftangriffe von den Stützpunkten auf Zypern aus ge-
startet worden seien. Dennoch ist es unbestreitbar, dass die-
se Stützpunkte Israel eine bedeutende logistische Unterstüt-
zung bieten, die über bloße „Verteidigungsoperationen“ hin-
ausgeht.
Angesichts dieser Eskalation gegen ein europäisches Terri-
torium haben verschiedene Regierungen der Europäischen 
Union eine Verstärkung ihrer militärischen Präsenz im östli-
chen Mittelmeer angekündigt. Insbesondere Frankreich, 
Griechenland und das Vereinigte Königreich haben zusätzli-
che Schiffe und verstärkte Truppen mobilisiert. Auf türki-
scher Seite wurden ebenfalls Verstärkungen im nördlichen 
Teil Zyperns stationiert.
Der zyprische Präsident Nikos Christodoulides äußerte sich 
sehr kritisch gegenüber der Reaktion Londons, die er als 
verspätet und halbherzig bezeichnete, und bedauerte deren 
Unfähigkeit, den Drohnenangriff zu verhindern. Auf der In-
sel hat sogar eine erste Debatte über die Zukunft dieser 
Stützpunkte begonnen, die ein Erbe des britischen Kolonial-
reichs sind. Im Frühjahr 2025 wurde eine länderübergrei-
fende Kampagne „Stützpunkte raus aus Zypern “ (Bases off 
Cyprus) ins Leben gerufen, an der sich eine Reihe lokaler, 
amerikanischer und britischer Organisationen beteiligte, um
nicht nur die Schließung dieser Stützpunkte und ein Waffen-
embargo zu fordern, sondern auch die Übergabe der Bewei-
se, die bei Überwachungs- und Aufklärungsflügen über dem
Gazastreifen gesammelt wurden, an die internationale Jus-
tiz, die für die Beurteilung der Verantwortlichkeiten und der
Mittäterschaft bei Kriegsverbrechen zuständig ist.

Beteiligung britischer Militärstützpunkte
Abgesehen von einigen Erwähnungen in der britischen 
Mainstream-Presse waren diese Militärstützpunkte weitge-
hend im Verborgenen geblieben. Diese Zurückhaltung wurde
durch ein an die Presse gerichtetes Regierungs-Memoran-
dum gefördert. Dennoch spielen diese Stützpunkte eine zen-
trale Rolle bei den amerikanischen und britischen Operatio-
nen im Nahen Osten. Bereits seit Oktober 2023 spielten sie 

eine wichtige logistische Rolle bei den Militäroperationen 
gegen den Gazastreifen. Sie sicherten eine lebenswichtige 
Versorgungslinie für die US-Armee und ermöglichten 
gleichzeitig die Durchführung von mehr als 650 Überwa-
chungs- und Aufklärungsflügen über dem Gazastreifen, wo-
bei die Daten mit Israel geteilt wurden. Genauer gesagt deu-
ten die Anzahl und die Dauer der Flüge – die oft mit bedeu-
tenden israelischen Operationen zusammenfielen – auf ein 
Maß an Zusammenarbeit hin, das weit über den offiziellen 
Rahmen der „Befreiung israelischer Geiseln“ hinausgeht 1.
Diese militärische Zusammenarbeit wurde durch ein gehei-
mes Abkommen über gegenseitige Verteidigung zwischen 
London und Tel Aviv verstärkt, das darauf abzielt, „den de-
stabilisierenden Aktivitäten des Iran und der Hisbollah in 
der Region entgegenzuwirken“, wie aus freigegebenen Do-
kumenten hervorgeht 2.
Diese strategische Bedeutung der Insel ist nicht neu. Bereits
im Sommer 2017 nutzte die israelische Armee sie mehrfach 
für Übungen, die Kampfhandlungen im Südlibanon simu-
lierten, und mobilisierte dabei eine beispiellose Zahl von im
Ausland stationierten israelischen Soldaten. Dieses Gebiet 
war aufgrund der topografischen Ähnlichkeit mit dem Liba-
non ausgewählt worden.

Achse Griechenland, Zypern und Israel
Die Rolle dieser Stützpunkte lässt sich nicht losgelöst von 
einem umfassenderen Wandel im östlichen Mittelmeerraum 
verstehen, wo die beschleunigte Militarisierung in direktem 
Zusammenhang mit energiepolitischen und strategischen 
Projekten steht. In jüngster Zeit hat sich die Annäherung 
zwischen Griechenland, Zypern und Israel schrittweise zu 
einem echten Bündnis entwickelt, das sich um drei mitein-
ander verknüpfte Achsen strukturiert: Wirtschaftsabkom-
men, eine auf Erdgas ausgerichtete Zusammenarbeit im 
Energiebereich sowie die Stärkung der militärischen und si-
cherheitspolitischen Beziehungen.
Diese Annäherung wird durch Rivalitäten um die Festle-
gung der Seegrenzen und um die Energieressourcen im öst-
lichen Mittelmeerraum angeheizt. Sie hat sich nach der Ent-
deckung bedeutender Erdgasvorkommen im Jahr 2011 be-
schleunigt, von denen sechs bereits in der ausschließlichen 
Wirtschaftszone (AWZ) Zyperns identifiziert wurden. 
Diese Entdeckungen haben sowohl die maritimen Rivalitä-
ten mit der Türkei verschärft als auch die sicherheitspoliti-
sche Zusammenarbeit mit Israel gestärkt, um die Energiein-
frastruktur und die Seewege zu sichern.

Ein Segen für israelische Rüstungsunternehmen
Seit der türkischen Besatzung Nordzyperns wurde die Puf-
ferzone zwischen den beiden Teilen d  er Insel   (oder „Grüne 
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Zone“) mit von israelischen Unternehmen entwickelten 
Überwachungstechnologien ausgestattet, um die Kontrolle 
der Migrationsrouten zu gewährleisten. Gleichzeitig hat 
Griechenland seine Flüchtlingslager in der Ägäis mit Über-
wachungs- und Kontrolltechnologien ausgestattet, die von 
israelischen Unternehmen entwickelt wurden. Diese Projek-
te, die vorübergehend ausgesetzt waren, wurden im Oktober
2025 mit der Ankündigung eines „Waffenstillstands“ im 
Gazastreifen wieder aufgenommen.
Diese Zusammenarbeit, die im Dezember 2025 vom grie-
chischen Parlament gebilligt wurde, umfasst den Kauf von 
36 Präzisionsraketenabschusssystemen (PULS) im Wert von
758 Millionen Dollar (646 Millionen Euro) im Rahmen ei-
ner umfassenderen Investition von rund 3 Milliarden Euro, 
die darauf abzielt, ein Raketenabwehrsystem für die Ägäis 
zu schaffen, das mit dem israelischen „Eisenkuppel“-Sys-
tem vergleichbar ist. Dieser Plan ist Teil eines von Griechen-
land initiierten Programms zur Modernisierung des Militärs 
im Umfang von 28 Milliarden Dollar (24 Milliarden Euro).
Auch Zypern hat sich seinerseits mit einem Raketenabwehr-
system ausgestattet. Am 22. Dezember 2025 kündigten die 
drei Länder bei einem trilateralen Gipfeltreffen die Intensi-
vierung gemeinsamer Manöver, eine verstärkte Koordinie-
rung der Sicherheitsplanung sowie die Schaffung einer ge-
meinsamen Streitmacht an, die in Krisenfällen mobilisiert 
werden kann.

Ein Seekorridor bis nach Indien
Die durch diese Militärabkommen abgesicherten Energie-
projekte bilden eine der Säulen dieses Bündnisses. Dazu ge-
hört der „Great Sea Interconnector“ (GSI), der das Strom-
netz Zyperns und Griechenlands verbinden soll und dessen 
Erweiterung bis nach Israel geplant ist. Das Projekt, das die 
energiepolitische Isolation Zyperns beenden und das Land 
in den europäischen Markt integrieren soll, zielt auch darauf
ab, die regionale Energiesicherheit zu stärken, indem die 
Abhängigkeit von russischem Gas verringert wird. Das Pro-
jekt, das unter dem Deckmantel einer „grünen Wende“ und 
der Diversifizierung der Energieversorgungswege präsen-
tiert wird, spiegelt eine umfassendere Neuordnung im östli-
chen Mittelmeerraum wider, die auf der Normalisierung der
Beziehungen und der regionalen Integration Israels basiert.
Auf dem Gipfel kündigten die drei Länder ihre Absicht an, 
sich dem Wirtschaftskorridor Indien-Naher Osten-Europa 
(IMEC) anzuschließen. Unter amerikanischer Schirmherr-
schaft zielt dieser darauf ab, den europäischen Markt und 
Südasien durch Verkehrs- und Handelsinfrastrukturen sowie
energiepolitische Kooperationen miteinander zu verbinden; 
er erstreckt sich von Indien über die Vereinigten Arabischen
Emirate, Saudi-Arabien und Israel bis nach Griechenland 
und Zypern.
Für den israelischen Ministerpräsidenten Benjamin Netanja-
hu stellt dieses Projekt das „Gerüst“ eines strategischen 
Korridors dar, der Israel in diese Wirtschafts- und Energie-
netzwerke integrieren soll. Mit Unterstützung der EU zielt 
es auch darauf ab, dem chinesischen Projekt der Neuen Sei-
denstraßen (BRI) entgegenzuwirken. Dieses Projekt befin-

det sich zwar noch in der Anfangsphase, wurde jedoch 
durch Abkommen zwischen Indien und den Vereinigten 
Arabischen Emiraten gestärkt, die anlässlich des Besuchs 
des indischen Premierministers Narendra Modi in den Ver-
einigten Arabischen Emiraten am 15. Mai bestätigt wurden.

Die Anpassung an die Vereinigten Staaten
Der Krieg gegen Gaza bildet somit den Auftakt zu einer 
umfassenderen Neugestaltung des Nahen Ostens. Über sei-
ne logistische Funktion bei militärischen Operationen hin-
aus spielt Zypern in bestimmten politischen Überlegungen 
zur Zukunft der Palästinenser eine Rolle. Im Januar 2025 
wurden verschiedene Staaten als potenzielle „Umsiedlungs-
orte“ für die Palästinenser genannt: Ägypten, Jordanien, So-
malia oder Uganda. Etwas überraschender war, dass Zypern
in einigen vorläufigen Entwürfen3 als möglicher Standort 
für die Einrichtung weitläufiger Lager, sogenannter humani-
tärer Transitzonen (HTA), aufgeführt wurde.
In einem Sechs-Punkte-Plan, der am 13. Oktober 2025 auf 
dem Gipfeltreffen in Sharm el-Sheikh in Ägypten vorge-
stellt wurde, schloss sich Präsident Christodoulides der US-
amerikanischen Sichtweise an. Zur Begründung dieser Hal-
tung verwies er auf die geografische Nähe der Insel zum 
Kriegsschauplatz, die seiner Meinung nach Verpflichtungen 
für Zypern mit sich bringen würde 4.
Diese außergewöhnliche Lage würde es ermöglichen, „neu-
trale“ humanitäre Hilfe zu leisten, die im Rahmen eines ex-
ternen Konflikts als nützlich dargestellt wird. Bereits seit 
Oktober 2023 hat die zyprische Regierung stets eine Rolle 
verteidigt, die als rein humanitär dargestellt wird, insbeson-
dere durch den Seekorridor nach Gaza, der vom Hafen von 
Limassol aus betrieben wird.
Diese Argumente verschleiern jedoch die Funktion Zyperns 
als Logistikplattform, deren Infrastruktur darauf abzielt, die 
regionalen Seekorridore zu sichern und den internationalen 
Rahmen für die Verwaltung des palästinensischen Gebiets 
zu festigen.
Schließlich sind Zypern und Griechenland dem Friedensrat 
von Donald Trump – der den Wiederaufbau Gazas überwa-
chen soll – als „Beobachtermitglieder“ beigetreten, während
Nikosia bis zum 1. Juli den Vorsitz im Rat der EU innehat. 
Griechenland hat seinerseits zugestimmt, sich an der Inter-
nationalen Stabilisierungstruppe (FIS) zu beteiligen, die für 
die Sicherung und Entmilitarisierung der palästinensischen 
Enklave zuständig ist, indem es medizinisches und techni-
sches Personal sowie eine Komponente für Sicherheitspa-
trouillen bereitstellt.

Die Türkei im Visier
Während die israelische Besetzung des Südlibanon eine er-
hebliche Eskalation des Projekts „Groß-Israel“ darstellt, 
festigen die militärischen und energiepolitischen Kooperati-
onen zwischen Israel, Griechenland und Zypern eine strate-
gische Annäherung, die darauf abzielt, die Integration Tel 
Avivs in die Region zu verstärken.
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Diese Entwicklung wird von der Türkei genau beobachtet, 
wobei die Spannungen zwischen beiden Ländern die Mög-
lichkeit einer direkten Konfrontation schüren. Beim trilate-
ralen Gipfel Ende Dezember 2025 hatte Netanjahu – in An-
spielung auf das Osmanische Reich - gewarnt, dass „dieje-
nigen, die glauben, ihre Reiche und ihre Herrschaft über 
unser Land wiederherstellen zu können“, gut daran täten, 
„das zu vergessen“.5 
Angesichts dieser Neuordnung scheinen sich andere Bünd-
nisse abzuzeichnen. So lotet die Türkei eine Annäherung an 
den saudisch-pakistanischen Beistandspakt aus und schafft 
damit einen Block, der Israel und seinen Partnern Konkur-
renz macht.
Diese regionalen Rivalitäten spielen sich auf verschiedenen 
Schauplätzen ab, insbesondere in Syrien. Bereits im De-
zember 2024, nach dem Sturz des Regimes von Baschar al-
Assad, wurde der Wiederaufbau des Landes zu einem stra-
tegischen Wettstreit. Während die Türkei einen einheitli-
chen Staat verteidigt, der ihren Interessen entspricht, bevor-
zugt Israel eine fragmentierte Konstellation, die durch die 
illegale militärische Besatzung und wiederholte Bombardie-
rungen dauerhaft untergraben wird.
Im Sinne einer Blocklogik formulierte Benjamin Netanjahu 
dieses Vorhaben Ende Februar 2026 neu: „In der Vision, die
sich mir bietet, werden wir ein ganzheitliches System schaf-
fen, im Wesentlichen ein ‚Sechseck‘ von Bündnissen rund 
um oder innerhalb des Nahen Ostens. Dazu gehören Indien,
die arabischen Staaten, die afrikanischen Staaten, die Mit-
telmeerländer (Griechenland und Zypern) sowie Länder 
Asiens, auf die ich derzeit nicht näher eingehen werde.“6
Diese Achse soll dem entgegenwirken, was er als „radikale 
Achsen“ bezeichnet, die er sowohl mit der „schiitischen 
Achse“ (dem iranischen Feind) als auch mit einer „aufstre-
benden sunnitischen Achse“ (dem türkischen Regime) 
gleichsetzt. In Israel macht sich die politische und wirt-
schaftliche Elite diese Normalisierungsziele voll und ganz 

zu eigen. Dies wurde im Mai 2024 deutlich, als Netanjahu 
seinen Plan mit dem Titel „Gaza 2035“ vorstellte, der die 
Umwandlung der Enklave in eine regionale Wirtschafts-
plattform vorsah. Dieses Projekt sah die Schaffung einer 
Freihandelszone vor, die mit Verkehrsinfrastrukturen, Öl-
pipelines und Handelskorridoren verknüpft ist, um das Ge-
biet in die regionalen und globalen Versorgungswege zu in-
tegrieren. In dieser Vision wird Gaza als ein Raum beschrie-
ben, der „aus dem Nichts“ wieder aufgebaut werden soll, 
als eine Art Tabula rasa, die zu einem Investitions- und Pro-
duktionszentrum umgestaltet werden soll.
Wie Adam Hanieh, Robert Knox und Rafeef Ziadah7 fest-
stellen, ist eine solche Projektion weniger wegen ihrer un-
mittelbaren Machbarkeit von Bedeutung als vielmehr we-
gen der ideologischen Funktion, die sie erfüllt: nämlich die 
Projektion einer Zukunft, in der die regionale wirtschaftli-
che Integration Israels mit dem Verschwinden des palästi-
nensischen Widerstands und der Umwandlung der Palästi-
nenser in eine unterwürfige Arbeitskraft einhergehen würde.
(1) Iain Overton, «US flew spy flights for UK months before MoD 
admitted it», Declasssified, 12 août 2025.
(2) John McEvoy, «Britain’s secret defence plan with Israel», Declas-
sified, 9 octobre 2024,
(3) Jonathan Landay et Aram Romston, «Exclusive : Proposal outlines
large-scale ’Humanitarian Transit Areas’ for Palestinians in Gaza,» 
Reuters, 11 juillet 2025.
(4) Tom Cleaver, «Cyprus offers ‘operational support’ for Trump’s 
Gaza plan», Cyprus Mail, 23 Octobre 2025. 
(5) Nava Freiberg, «Netanyahu met en garde la Turquie contre ses dé-
sirs présumés de rétablir son empire», The Times of Israël, 22 décem-
bre 2025
(6) «Narendra Modi attendu en Israël mercredi, Benyamin Nétanya-
hou affirme vouloir bâtir de ’nouvelles alliances’», AFP, 23.2.2025.
(7)  https://orientxxi.info/La-Mediterranee-orientale-un-front-ignore-
de-la-recomposition-regionale#nb2-7
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Übersetzung: SiG-Redaktion

Fabian Goldmann
Staatsräsonfunk
Deutsche Medien und 
der Genozid in Gaza. 
Mit einem Geleitwort von 
Ilan Pappé. 
------------------------------
«Israel darf mit dem 
Gazacide nicht 
durchkommen»
 Am 19. Mai wurde der pa-
lästinensische Journalist 
Rami Abou Jamous mit 
dem Nord-Süd-Preis des 
Europarats ausgezeichnet. 

Jamous war Gründer der Agentur GazaPress, die westli-
chen Journalisten Hilfe und Übersetzungen anbot. 
Er und seine Familie flohen mehrfach innerhalb von Gaza.
Video der Preisverleihung in Lissabon hier.
Infosperber dokumentiert die leicht gekürzte Dankes-
rede von Jamous, die er per Video aus Gaza hielt.
Auszüge aus seinem „Log-Buch“ im SiG-Heft Jan. 2025

'Sand im Getriebe' zu Israel / Palästina:

Mehrere SiG-Hefte: 
https://www.sand-im-getriebe.org/artikel/sig-

veroffentlichungen-zum-thema-israel-palastina 
- Die Haager Staaten-Gruppe aktiv gegen Völkermord

und israelische Vertreibung
- „Stoppt Nakba!“ – Internationaler Kongress der Palästi-

na-Solidarität, 7. März 2026
Gaza, November 2025     Palästina, Mai 2025

Gaza-Waffenstillstand, Januar 2025;
Palästina, September 2024

Combatants for Peace, Juni 2024
Klagen von Südafrika und Nicaragua vor dem

Internationalen Gerichtshof, April 2024
Gaza, Dezember 2023        Gaza, Oktober 2023

SiG-Sonderseite: https://www.sand-im-
getriebe.org/artikel/thema-israel-palastina 

Unsere Hauptquellen
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https://www.youtube.com/watch?v=fVCi7J5KePQ
https://orientxxi.info/La-Mediterranee-orientale-un-front-ignore-de-la-recomposition-regionale#nb2-1
https://orientxxi.info/La-Mediterranee-orientale-un-front-ignore-de-la-recomposition-regionale#nb2-1
https://orientxxi.info/La-Mediterranee-orientale-un-front-ignore-de-la-recomposition-regionale#nb2-7
https://orientxxi.info/La-Mediterranee-orientale-un-front-ignore-de-la-recomposition-regionale#nb2-7
https://orientxxi.info/La-Mediterranee-orientale-un-front-ignore-de-la-recomposition-regionale#nb2-7
https://orientxxi.info/La-Mediterranee-orientale-un-front-ignore-de-la-recomposition-regionale#nb2-6
https://orientxxi.info/syrie-la-fin-d-un-etat-failli,7832
https://orientxxi.info/syrie-la-fin-d-un-etat-failli,7832
https://orientxxi.info/La-Mediterranee-orientale-un-front-ignore-de-la-recomposition-regionale#nb2-5


Palestinian Centre for Human Rights     
Tausend Tage Genozid im Gazastreifen

Die Realität in Gaza heute, nach tausend Tagen Völkermord, ist 
kaum zu beschreiben. […] Das IOF hat seine effektive Kontrol-
le über etwa 70 Prozent des Gebiets ausgeweitet und etwa 2,3 
Millionen Palästinenser in ein schmales Grenzgebiet von höchs-
tens 100 Quadratkilometern gezwungen. Die überwältigende 
Mehrheit der Bevölkerung lebt heute in provisorischen Zelten, 
denen die Mindestanforderungen zum Überleben fehlen.
Es gibt praktisch keine funktionierenden Krankenhäuser oder 
Gesundheitseinrichtungen. Universitäten und Schulen wurden 
zerstört, während eine ganze Generation ihrer Identität und 
kollektiven Erinnerung beraubt wird. Die Krankheiten breiten 
sich weiter aus, als Folge des Zusammenbruchs des Gesund-
heitssystems und der Zerstörung wichtiger Infrastruktur, ein-
schließlich Wasser, Strom und sanitärer Einrichtungen. […] 
Berge von Abfall in Wohngebieten – verursacht durch Israels 
Weigerung, die Übertragung auf ausgewiesene Deponien zuzu-
lassen – hat die Gesundheitskrise weiter verschärft.[…]
In Wirklichkeit ist der Waffenstillstand nie in Kraft getre-
ten. Das IOF führt weiterhin Luftangriffe durch und eröffnet 
das Feuer im gesamten Gazastreifen, wobei mehr als 990 Pa-
lästinenser getötet und über 3.000 weitere verletzt wurden. 
[…] Präsident Trump versprach durch seinen Plan einen Frie-
den. Stattdessen hat sein Plan der israelischen Besatzung effek-
tiv freie Hand gegeben, ihre Kampagne aus Tötung, Zerstörung
und Zwangsvertreibung fortzusetzen. Es ist versäumt worden, 
die Einfuhr von Medikamenten, Lebensmitteln oder Baumate-
rialien für den Wiederaufbau sicherzustellen und fast 200.000 
Palästinenser sind daran gehindert worden, in den Gazastreifen
zurückzukehren. Unterdessen vertieft sich die humanitäre Ka-
tastrophe weiter, und die Bedrohungen durch gewaltsame Ver-
treibung und ethnische Säuberung bleiben real und unmittelbar
bevorstehend. Dieses Verbrechen wird mit voller Unterstüt-
zung der Vereinigten Staaten und vieler westlicher Staaten be-
gangen, die Israel weiterhin mit Waffen und militärischer Aus-
rüstung sowie politischer Unterstützung versorgen. […] 
Das Verbrechen des Völkermords ist das Ergebnis und der Hö-
hepunkt jahrzehntelanger westlicher Unterstützung für Israel 
und für die Politik der Immunität und Straflosigkeit. Es ist an 
der Zeit, dass die internationale Gemeinschaft ihre Verantwor-
tung übernimmt und dieser eklatanten und obszönen Verletzung 
des Völkerrechts durch die Besatzungsmacht ein Ende setzt.

Aus: https://pchrgaza.org/one-thousand-days-of-genocide-
in-the-gaza-strip  /   - Übersetzung: SiG-Redaktion

Beiträge von Tom Fletcher und Bushra Khalidi, Oxfam 
auf der Sitzung des UN-Sicherheitsrats am 18. Juni 2026

In Gaza lachen wir, um nicht zu ersticken - 
Ein Versuch über die kleinen Details, die unser Weiterleben 
ausmachen. Von Ali Abu Yassin, Februar 2026 , rosalux

Oxfam, 22.7.2026
Gazas Wiederaufbau in Höhe von 71 Mrd. US-Dollar
Der Bericht *Building Gaza Anew*, gemeinsam verfasst

von Oxfam, dem Palestine Economic Policy Research In-
stitute (MAS) und dem Palestine Trade Centre (PalTra-
de), legt einen Plan vor, der den Wiederaufbau Gazas als
Frage von Rechten und Wiedergutmachung und nicht als

Wohltätigkeit versteht. Er basiert auf umfassenden Konsul-
tationen in ganz Gaza und zeigt dem von den USA geleite-
ten Board of Peace sowie den Staats- und Regierungschefs
der Welt auf, wie ein von den Palästinensern geführter

Wiederaufbau erfolgreich sein kann. 

Ahmed Abu Amsha: WE WILL REBUILD GAZA

I wrote this song while standing on the ruins of my
destroyed home, studio, and musical instruments in Gaza. 

During the first ceasefire, 
I returned home and found everything gone. 

The walls, the memories, the music, the life we built. 
I was deeply overwhelmed. I cried while standing there… 

and in that moment, above the rubble of my home, 
I wrote this song. 

They destroyed our homes. They starved our people. 
They tried to kill everything inside us… 

But they could not kill our voices.
Videoaufnahme 

The UN Independent International Commission of Inquiry on the Occupied Palestinian Territory,
including East Jerusalem, and Israel

Israels gezielte Angriffe auf palästinensische Kinder
Das Wesen der Kinder wurde zerstört

Srinivasan Muralidhar, Vorsitzender der UN-Unabhängigen In-
ternationalen Untersuchungskommission für das besetzte pa-
lästinensische Gebiet, einschließlich Ostjerusalem, und Israel, 
sagte: "Die Beweise zeigen, dass palästinensische Kinder von 
den israelischen Sicherheitskräften gezielt ins Visier genom-
men und getötet wurden." 
Im UN-Bericht werden beispielloses Leid und erschreckende 
Zeugenaussagen benannt: „Schwere körperliche und psychi-
sche Verletzungen, Massentraumata, Trennung, Behinderung, 
wiederholte Vertreibungen, Hunger und der Zusammenbruch 
von Bildung und Gesundheitsversorgung haben die Kindheit 
ausgelöscht und werden Kinder in Gaza ihr Leben lang beein-
trächtigen.“

Aus: https://news.un.org/en/story/2026/06/1167790 
Vollständiger Bericht (23.6.2026) mit Quellenangaben in
englischer Sprache, 94 Seiten: ohchr.org 

Zwei Infographiken: Graphik 1; Graphik 2 mit 
Forderungen an Israel und an die Staaten weltweit
Dokumente der UN-independent international commission
https://www.ohchr.org/en/hr-bodies/hrc/co-israel/index 

- Viele Auszüge auf Deutsch: palestinemission
- https://bip-jetzt.de: Zusammenfassung,   7.Juli 2026  
- Annette Groth, 8. Juli 2026 „1.000 Tage Völkermord in 
Gaza; UN-Bericht: Kinder werden gezielt getötet“  NDS
-  Flyer 
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Folter in Israel: Klinikdirektor Hussam Abu Safija in Lebensgefahr
6.7.2026 – Helga Baumgarten, jungeWelt 
Seit Dezember 2024 hält Israel Hussam Abu Safija, den Di-
rektor des Kamal-Adwan-Krankenhauses im Norden Gazas,
unter Folter in Gefangenschaft. Er hat sich im Dezember 
2024 den Truppen in Gaza entgegenstellt und soll dafür be-
zahlen. Sein Rechtsanwalt, Nasser Odeh, konnte ihn ver-
gangene Woche kurz sehen. Maskierte Gefängniswarter 
brachten Abu Safija, an Händen und Füßen gefesselt, zum 
Treffen mit Rechtsanwalt Odeh. Er hatte frische, schwere 
Kopfverletzungen: an Augen, Ohren und am Hals. Odeh 
konnte ihn im ersten Moment gar nicht erkennen. 
Abu Safija habe sich unzweideutig geäußert: „Das ist das 
letzte Mal, dass du mich siehst. Sie haben mich hierher ge-
bracht, um mich umzubringen. Ich werde nicht überleben.“
Nadschi Abbas, Direktor der Abteilung für Gefangene bei 
PHRI: »Abu Safija ist bis heute nie irgendeines Vergehens 
beschuldigt oder angeklagt worden. Er wird schlicht und 
pauschal wie alle Gefangenen aus Gaza als ›illegaler Kämp-
fer‹ festgehalten.«
Weitere Berichte über Abu Safija: palestinemission, 
Tagesschau („In Haft statt im Krankenhaus“)
- Petition von Amnesty; IPPNW schlägt einen Protestbrief vor
- Mehr als 800 Ärzte, Krankenschwestern und medizinische
Fachkräfte im Vereinigten Königreich haben einen offenen 

Brief     an Außenministerin Yvette Cooper unterzeichnet, in 
der sie aufgefordert wird, sich für die Freilassung von Dr. 
Hussam Abu Safiya einzusetzen.(Middleeasteye)

Freiheit für die palästinensischen Gefangenen!
UN-Experten forderten Israel auf, den palästinensischen 
Dr. Hussam Abu Safiya und alle willkürlich festgenomme-
nen Gesundheits- und Pflegearbeiter sofort freizulassen 
(7.7.2026) Pressemitteilung
Foltern von palästinensischen Gefangenen:

B'Tselem – Health Workers Watch – Human Rights Watch
(2025): Das israelische Gefängnissystem als ein Netzwerk 
von Folterlagern

https://euromedmonitor.org/uploads/reports/En-An  -  
other-Genocide.pdf 

Francesca Albanese: Bericht vor dem UN-Menschen-
rechtsrat, März 2026: Folter und Völkermord, ohchr.org 

Addameer  : Genocide trouth the body (Juni 2026)
Ausstellung über getötete bzw. verschleppte medizini-

sche Fachkräfte: ak-nahost.de

… und Ben Gvir sorgt dafür, dass Krokodile 
in Gefängnissen eingesetzt werden: palaestina.ch     

Deutschland verhindert EU-Sanktionen gegen Israel
Der Sprecher für EU-Außen- und -Sicherheitspolitik hat sich 
zu den jüngsten Ausweitungen von Siedlungen im Westjordan-
land geäußert. […] Die EU fordere Israel erneut auf, „von ei-
ner weiteren Ausweitung der Siedlungen, der Legalisierung 
von Außenposten, Landenteignungen, Abrissen, Zwangsräu-
mungen und anderen einseitigen Maßnahmen abzusehen, die 
die Realisierbarkeit der Zwei-Staaten-Lösung untergraben“.
Tatsächlich wären Sanktionen möglich, wenn Israel weiter 
und absichtlich gegen das internationale Recht, gegen das hu-
manitäre internationale Recht und UN-Resolutionen verstößt.
[…] In der Europäischen Union gibt es zahlreiche Staaten, die 
das EU-Assoziierungsabkommen mit Israel aussetzen wollen. 
1,3 Millionen EU-Bürger unterstützen eine entsprechende 
Europäische Bürgerinitiative, dieses Abkommen und damit 
alle Handelserleichterungen für Israel vollständig auszusetzen.

https://eci.ec.europa.eu/055/public/#/screen/home
1 Million Unterschriften waren erforderlich. 13 Länder ha-
ben das erforderliche Quorum geschafft (Deutschland auch!)

Danke an alle, die dazu beigetragen haben! Die Wahlbehör-
den haben jetzt 3 Monate Zeit, um die Gültigkeit der Eintra-

gungen zu überprüfen; danach hat die EU-Kommission 6 Mo-
nate Zeit, um darauf zu reagieren. 

Die Forderung nach Aussetzung des Assoziierungsabkom-
mens EU-Israel muss jetzt weiter erhoben werden –

besonders in Deutschland! (SiG-Redaktion) 
Noch mehr Maßnahmen werden in der UN-Charta Kapitel 
VII vorgeschlagen, sollte ein Land den Frieden bedrohen oder 
andere Länder angreifen. Artikel 41 zählt Zwangsmaßnahmen 
auf, die jeder einzelne Staat jenseits militärischen Eingreifens 
in Kraft setzen kann: vollständige oder teilweise Unterbre-
chung der Wirtschaftsbeziehungen, des Eisenbahn-, See- und 
Luftverkehrs, der Post-, Telegraphen- und Funkverbindungen 
und den Abbruch der diplomatischen Beziehungen. Dass sei-
tens der EU solche Maßnahmen ergriffen werden, wie viele 

EU-Mitgliedsstaaten fordern, scheitert seit Monaten auch und 
vor allem an Deutschland.
Ähnlich sieht es bei einem Einfuhrverbot für Waren aus, die 
in israelischen Siedlungen im Westjordanland produziert wer-
den. Außenminister Wadephul verweist darauf, dass ein EU-
Verbot nur einstimmig beschlossen werden könne. In einem In-
terview mit der Neuen Osnabrücker Zeitung Ende Juni hatte 
Wadephul seine Sicht auf das Internationale Recht klar ge-
macht. Demnach bilde das „Völkerrecht immer den Rahmen“, 
sei aber „nicht der einzige Maßstab, an dem wir unsere Außen-
politik ausrichten dürfen. Es gibt auch andere Aspekte wie 
Wirtschaftsinteressen oder Bündnissysteme, die wir berück-
sichtigen müssen. Außenpolitik ist bisweilen der nüchterne 
Blick auf das, was Deutschland und Europa nützt.“ (Karin Leu-
fefeld, 21.7.26, https://www.nachdenkseiten.de/?p=153941 ) 
-------------------------
Längst ist das Treiben der religiös-zionistischen Siedler un-
möglich von der israelischen Regierungspolitik zu trennen. 
Mehrere Vertreter der Siedlerbewegung wie Bezalel Smotrich 
gehören dem Kabinett von Benjamin Netanjahu an.[…] Bereits
ohne formellen Annexionsbeschluss wird die staatliche Kon-
trolle und Anwendung israelischen Rechts über die besetzten 
Gebiete schrittweise ausgeweitet. […] Angesichts dessen grei-
fen die – von Deutschland blockierten – Sanktionen zu kurz 
und lenken ab. Denn verantwortlich ist nicht nur die Siedlerbe-
wegung, sondern die israelische Regierung, deren Politik der 
Expansionslogik eines Kolonialsiedlerstaats ohne feste Gren-
zen folgt. Ju  nge Welt,   14.7.2026

Bericht vom Deutschlandfunk, vom ZDF 13.07.2026 
09.07.2026 | Muriel Asseburg & Martin Konečný: 

Weg frei für den Importstopp: Die EU hält Israels Siedlun-
gen für völkerrechtswidrig – importiert deren Produkte aber

weiter. Deutschland sollte umsteuern. - ipg-journal.de  
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https://www.middleeasteye.net/news/over-800-uk-medics-urge-government-act-save-detained-gaza-doctor-abu-safiya
https://www.amnesty.org.uk/latest/uk-healthcare-workers-foreign-secretary-must-act-publicly-and-forcefully-to-save-tortured-gaza-colleague/
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SiG-Sondernummer, Mai 2026 
- Die Haager Staaten-Gruppe aktiv gegen
Völkermord und israelische Vertreibung

- „Stoppt Nakba!“ – Internationaler Kongress
der Palästina-Solidarität, 7. März 2026

(60 Seiten); PDF-Datei 
https://www.sand-im-getriebe.org/artikel/haager-gruppe 

Inhalt: Dokumente der Haager Gruppe und der UN
Aufruf der palästinensischen Zivilgesellschaft, 29. Juli 2025
Erklärung von 123 Gruppen sozialer Bewegungen, März 2026
Internationaler Kongress der Palästina-Solidarität  mit 
Tanya Sing; Yara Hawari; Hind Khoudary; Francesca 
Albanese; Chris Smalls; Sally Rooney; Thiago Avila; Omar 
Barghouti; Varsha Gandikota-Nellutla; Jeremy Corbyn

Studie der Rosa-Luxemburg-Stiftung
Alon Sahar: Die Kampagne gegen das UNRWA und
das palästinensische Rückkehrrecht in Deutschland 

https://www.presseportal.de/pm/128021/6308503 
Die Studie liefert erstmals einen systematischen Einblick in

die Advocacy-Arbeit Israel-naher politischer Akteur*innen in
den USA, Deutschland und Israel. Im Mittelpunkt steht die

politische Kampagne gegen das seit 1949 bestehende
Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästina-Flüchtlinge im

Nahen Osten (UNRWA). - Heft, 80 Seiten
Dazu: BIP-Aktuell #403  :     Israelische Kampagne gegen UNRWA und  

das palästinensische Rückkehrrecht in Deutschland
https://perspektive-online.net/2026/07/studie-belegt-jahrelange-

vorbereitung-der-zerschlagung-des-palaestinensischen-hilfswerks/ 
Die Studie kann kostenlos bestellt werden. 

Leïla Shahid
(13. Juli 1949 in Beirut; † 18. Februar 2026 in Lecques)

Leïla Shahid ist gestorben. Eine große Frau, eine sehr große
Frau, wiederholen die Nachrufe. 76 Jahre alt. Sie war krank 
und hat ihrem Leben ein Ende gesetzt. Eine ganze Welt ist 
erschüttert, eine Welt, die weit über Palästina hinausgeht. 
Sie hat ihr ganzes Leben dieser Sache gewidmet, aber ihre 
Stimme reicht weit darüber hinaus. Sie wiederholte es im-
mer wieder: „Sagt nicht ‚israelisch-palästinensischer Kon-
flikt’, sondern ‚Palästina-Frage’. Es handelt sich um eine 
globale Frage der Gerechtigkeit und Würde, die die Trüm-
mer, den Schutt und den Völkermord überdauern wird.
Sie wurde 1949 in Beirut als Tochter einer großen palästi-
nensischen Familie geboren und war von 1994 bis 2005 
Generaldelegierte Palästinas in Frankreich und anschlie-
ßend bis 2015 bei der Europäischen Union.
Als Diplomatin und Sprecherin ging sie weit über das hin-
aus, was diese Funktionen eigentlich vorsehen. So bereiste 
sie beispielsweise monatelang zusammen mit dem Israeli 
Michel Warschawski und dem Historiker Dominique Vidal 
Frankreich, von Schulen bis zu Festhallen, um zu zeigen, 
dass zwischen Juden und Arabern, Palästinensern und Israe-
lis eine Verständigung möglich ist.

Ich erinnere mich, wie sie in Marseille vor einer Abschluss-
klasse steht. Sie ergreift das Wort und sofort wird es still. 
Da ist natürlich ihre Stimme, dieser unvergessliche levanti-
nische Akzent. Aber da ist vor allem das, was sie sagt. Sie 
erklärt, dass die Palästinenser unter den Folgen zweier his-
torischer Ereignisse leiden, die in Europa stattfanden und 
für die sie in keiner Weise verantwortlich sind: einerseits 
der Völkermord am jüdischen Volk und der Antisemitismus,
andererseits der Kolonialismus und der anti-arabische Ras-
sismus. Stille, aufmerksame Stille in diesem Mosaik aus 
Marseille. Sie spricht weiter, ohne zum Märtyrertum aufzu-
rufen, ohne jemanden zu verletzen. Bis zum Applaus.
Nach Jahren an der Seite Arafats geht sie in den Ruhestand 
und widmet sich kulturellen Aktivitäten. Aber am 7. Okto-
ber 2023 kehrt sie mit Nachdruck an die Front zurück. Am 
9. Oktober, zwei Tage nach dem Massaker, gewährt sie uns 
dieses besonders klare und pointierte Interview.
Wir bieten Ihnen dieses Dokument als Hommage an ihr An-
denken an: Leïla Shahid, ein ganzes Leben Palästina [10. 
Oktober 2023]  MP3 herunterladen
Auf die Frage, ob sie Kinder habe, antwortete sie: 
„Noch nicht, aber ich erwarte ein Kind namens Palästina, 
es ist bald soweit, ich werde Sie benachrichtigen.“
https://la-bas.org/la-bas-magazine/entretiens/leila-shahid-toute-une-
vie-palestine 
----------------------------------------------------------------
Weitere Nachrufe und Interviews von Leïla Shahid
President Ramaphosa mourns passing of Palestinian 
diplomat Leila Shahid, thepresidency.gov.za

Leila Shahid: Struggles of People Have Become More 
Important Than States (21.Oktober 2023) Video - 3 Min. 

GAZA: «Si vous pensez que les gens vont pouvoir poublier, 
vous vous trompez» - Interview  https://www.blast-info.fr/  
(09.12.2023), Video, 76 Min.

Vorstellung des Buchs « Journal de bord de Gaza » von Rami 
Abou Jamous, 12.12.2024: Video, 82 Min.; Interview (2018)

« Leïla Shahid ne défendait pas la cause palestinienne, elle 
l’incarnait » - Rami Abou Jamous, orientxxi.info; blast,info 
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